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EINLEITUNG

Der Leistungsvergleich listet sémtliche Funktionen des Compliance-Management-Systems ,,Recht im
Betrieb” auf. Die Aufstellung dient dazu, das System mit anderen Angeboten zu vergleichen. Art und
Umfang der Leistung sind beschrieben. Vor allem sind die Inhalte der gespeicherten Regelwerke, ins-
besondere Gesetze, Verordnungen und untergesetzliche Regelwerke ihrer Anzahl nach beziffert. Das
Compliance-Management-System dient dazu, Rechtspflichten zu erflllen und PflichtenverstéBe zu ver-
meiden. Keine Pflicht darf Ubersehen werden. Licken sind zu vermeiden. Deshalb kommt es auf die
Inhalte an. Die Inhalte sind nach Art und Umfang beziffert, um einen Vergleich mit anderen Angeboten zu
erleichtern. Angegeben sind zum Beispiel die Anzahl der gespeicherten Rechtsnormen und die daraus
ermittelten Rechtspflichten, Je umfangreicher der Inhalt, umso geringer ist das Risiko, eine Rechts-
pflicht zu ibersehen. Das System ,,RECHT IM BETRIEB“ unterscheidet sich durch die Inhalte von reinen
Plattformen, die erst noch mit rechtlichen Inhalten gefillt werden missen.

Aufgebaut ist das Leistungsverzeichnis nach den sechs Aufgaben, die unverzichtbar zu einem Compli-
ance-Management gehoren. Diese sechs Aufgaben ergeben sich aus der neuen DIN ISO 37301, der DIN
ISO 14001, aus EMAS und weiteren untergesetzlichen Regelwerken. Sie ergeben sich hauptsachlich aber
aus der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) zum Organisationsverschulden von Vorstanden
und Geschéftsfuhrer. Die etwa 30 Urteile zu Einzelfallen sind lickenlos in FuBnote 4 zitiert.

Die sechs Aufgaben eines Compliance-Managements, namlich Pflichten

e erstens zu ermitteln,

e zweitens zu aktualisieren,

e drittens zu delegieren,

e viertens zu erfiillen,

e fiinftens zu kontrollieren und

e sechstens zu dokumentieren,

lassen sich am inhaltlichen Aufbau des Leistungsvergleichs erkennen. Jede der sechs Aufgaben ist noch-
mals in Unterkapitel gegliedert. Die einzelnen Aufgaben werden sowohl technisch als auch rechtlich er-
|autert. Die Unverzichtbarkeit jeder einzelnen Aufgabe wird damit belegt. Vermieden werden dadurch
Organisationsrisiken in Form von Liicken in der Organisation, die zu einem Organisationsfehler und einem
Organisationsverschulden und schlieBlich zu einem Organisationsschaden fiihren knnen.

Nicht alle Funktionen sind illustriert. Screenshots werden nur zu den zuletzt entwickelten Funktionen
gezeigt. Verwiesen wird entweder auf das umfangreiche Handbuch ,Risikomanagement ohne Organisa-
tionsverschulden® oder auf die neuere Broschiire ,,Rechtsberatung im Compliance-Management-System
,Rechtim Betrieb*“. Wer sich fiir die jeweilige Funktion im Einzelnen interessiert, kann sich vertiefend aus
beiden Quellen mit Informationen versorgen. Die Zitate sind verlinkt und lassen sich durch einfaches
Anklicken 6ffnen.

SchlieBlich bieten wir zum Management-System einen Schulungsfilm, der ebenfalls einen vertieften Ein-
blick in die Funktionsweisen des Systems liefert. Im Schulungsfilm werden die einzelnen Funktionen so
gezeigt, dass die Nutzung des Systems nachvollzogen werden kann. Die Bewegungen des Cursors lassen
sich im Film beobachten. Die einzelnen Funktionen sind animiert. Der Film besteht in einer Kurzversion
und einer Langfassung. Die Langfassung wird auf ausdrlicklichem Wunsch, insbesondere auch zum Lei-
stungsvergleich, herausgegeben.

An den Blattrandern ist Platz fiir Bemerkungen und Vergleichsbewertungen freigehalten.
Zu den Rechtsgrundlagen aus Gesetzen, Rechtsprechung und untergesetzlichen Regelwerken weise ich

schlieBlich auf meinen Aufsatz ,Die rechtlichen Voraussetzungen fiir ein Compliance-Management-Sys-
tem*“im Compliance-Berater 8/2014, S. 279 - 290 hin, der als Anlage beigefligt ist.

Dr. Manfred Rack
- Rechtsanwalt -
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VERGLEICH DER LEISTUNGEN
DES COMPLIANCE-MANAGEMENT-SYSTEMS
»RECHT IM BETRIEB®

mit den Leistungen eines konkurrierenden Angebots

ZU VERGLEICHENDES
MANAGEMENTSYSTEM
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1. Die neu geregelte Pflicht zur Einrichtung

eines Compliance-Management-Systems ::;f‘t:’:tg::c’lgbe:f::ag’,
und die Rechtsquellen aus Gesetz, jal_l/nein[
Rechtsprechung und DIN Normen

Funktion 1

nach Art und Umfang?

1.1. Gesetzliche Rechtsgrundlagen
ja _/nein.

Leistung vergleichbar

Funktion 2

Neu gesetzlich geregelt ist durch das Finanzmarktintegritatsstarkungsgesetz  Bemerkungen:
(FISG) vom 1. Juli 2021 die Pflicht zur Einrichtung eines Kontroll- und Risiko-
management-Systems, auch Compliance-Management-Systems (CMS) in
§ 91 Abs. 3 AktG. Eine gesetzliche Pflicht zum Einsatz eines Compliance-Manage-
ment-Systems fehlte bisher. Der Vorteil der neuen Regelung in § 91 Abs. 3 AktG
ist, dass die Pflicht zur Einrichtung eines Compliance-Management-Systems nicht
mehr mit groBem Aufwand methodisch aus einer Gesamtanalogie mehrerer ge-
setzlicher Vorschriften und aus der umfangreichen hoéchstrichterlichen Recht-
sprechung von circa 60 Einzelurteilen hergeleitet werden muss. Von Nachteil ist
allerdings das Defizit der Regelung, dass ndmlich der Gesetzgeber die Ausgestal-
tung der Pflicht dem Leitungsermessen des Vorstands ausdrlcklich tberléasst.!

Die Legalitatspflicht ergibt sich aus der Gesetzesbegriindung zum Gesetz zur Kon-
trolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG?). Die Pflicht zur Ge-
setzestreue der Vorstande gilt auch dann, wenn ein GesetzesverstoB im Interesse
der Gesellschaft liegt und nitzlich ist, wenn die Gesellschaft von der Pflichtver-
letzung profitiert. Die Legalitatspflicht hat Vorrang vor allen anderen Pflichten des
Vorstandes und zwar auch vor der Pflicht zur Gewinnerzielung. Eine Aktiengesell-
schaft kann nach § 396 Abs. 1 AktG aufgeldst werden, wenn sie durch gesetzwid-
riges Verhalten ihrer Verwaltungstrager das Gemeinwohl gefahrden. Das Gleiche
gilt fir Geschaftsfihrer einer GmbH, die nach § 62 Abs. 1 GmbHG aufgeldst wer-
den, wenn Gesellschafter gesetzeswidrige Beschlisse fassen, oder gesetzeswid-
rige Handlungen des Geschaftsflihrers wissentlich geschehen lassen. Zur Lega-
litatspflichterflllung gehort es, dass die Unternehmenspflichten auf Mitarbeiter
delegiert werden.

1 BT-Drs. 16/10067, S.116.
2 BT-Drs. 13/9712,S. 15.
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Die Rechtsprechung als Rechtsgrundlage

Funktion 3

Vorstande sind in ihrem Leitungsermessen allerdings an die hochstrichterliche
Rechtsprechung zum Organisationsverschulden faktisch gebunden. Gerichte
sind regelmaBig an die Urteile hdherer Gerichte, diese wiederum an die frihere
Rechtsprechung gebunden. Die unteren Gerichte sind zur Vorlage bei oberen Ge-
richten verpflichtet. Weichen sie ab, werden die instanzlichen Urteile aufgehoben
und mit entsprechend inhaltlichen Vorgaben zur erneuten Entscheidung nach
§ 563 Abs. 2 ZPO zuriickverwiesen. Hochstrichterliche Entscheidungen haben
eine gesetzesahnliche Wirkung auf alle gleichgelagerten Fallgruppen.®

Ein Organisationsverschulden kann dem Vorstand deshalb aufgrund dieser Recht-
sprechung vorgeworfen werden, weil er es versaumt hat ein CMS anzuordnen?, in
dem sechs Organisationspflichten zu erfillen sind,

e erstens sind die Risiken im Unternehmen und die Rechtspflichten zu ihrer pra-
ventiven Abwehr zu ermitteln,

e zweitens sind die einschlagigen Unternehmenspflichten auf Verantwortliche
zu delegieren,

e drittens sind die Unternenmenspflichten zu aktualisieren,
e viertens sind die Unternehmenspflichten zu erfillen,
e fiinftens ist die Erfillung der Unternehmenspflichten zu kontrollieren,

e sechstensist die Einhaltung der Organisationspflichten zu dokumentieren, um
das Risiko der Beweisnot abzuwenden. Vorstande und Geschaftsflhrer tragen
die Beweislast dafir, dass sie ihre Organisationspflichten erfillt haben (aus-
fuhrlich dazu: Dr. Rack, in Compliance Berater 5/2013, S. 191)

Im Uberblick aus dem Aufsatz im Complianceberater 5/2013 zu den sechs Or-
ganisationspflichten sind die jeweiligen Einzelurteile aus der héchstrichterlichen
Rechtsprechung zitiert. Damit soll festgestellt werden, dass die sechs Organisa-
tionspflichten verbindlich sind und bei einer Verletzung den Vorwurf des Organi-
sationsverschuldens und die daraus sich ergebenden Schadensersatzanspriiche
gegen den Vorstand begriinden kénnen.

Abbildung Seite 16-17

3 Ruthers/Fischer/Brik, Rechtstheorie 9. Aufl.,, Anm. 244 - 248.

4  RGv. 14.12.1991, RGZ 78 S. 107 - Kutscher-Urteil; RG v. 28.11.1913, RG Warn. 1914 35
S. 50 Neuzement-Urteil; RGv. 18.4.1914, RGJW 1914 (1914), S. 759 Warenhaus-Urteil;
RGv. 25.2.1915, RGZ 87 (1916) S. 1 Heilsalz-Urteil; RG v. 27.11.1916, RGZ 89 (1917) S.
136 Asphaltvertiefungs-Urteil; RG v. 19.2.1923, RGJW (1923) S. 1026 Fuhrwerk-Urteil;
RG v. 12.1.1938, RGJW 1938 S. 1651 Kleinbahn-Urteil; RG v. 12.10.1938, RGJW 1938
S. 3162 Streupflicht-Urteil; BGH vom 25.10.1951, BGHZ 4 S. 1 Benzinfahrt-Urteil; BGH
vom 4.11.1953, BGHZ 11 S. 1561 Zinkdach-Urteil; BGH vom 13.5.1955 | ZR 137/53),
BGHZ 17 (1955) S. 214 Bleiwaggon-Urteil; BGH vom 10.5.1957, MDR 1957 (1957) S. 214
Streupflicht-Urteil Il; BGH vom 28.10.1958, VersR 1959, S. 104 GieBerei-Urteil; BGH vom
13.12.1960, NJW 1961 (1961) S. 455 Propagandisten-Urteil; BGH vom 8.11.1963, VersR
1964, S. 297 LKW-Unfall-Urteil; BGH vom 17.10.1967, NJW 1968 (1968) S. 247 Kfz-
Zulieferer-Urteil; BGH vom 20.4.1971, NJW 1971 (1971) S. 1313 Tiefbau-Unternehmer-
Urteil; BGH JZ 1978 (1978) S. 475 Kfz-Werkstatt-Urteil; ArbG Frankfurt a. M., 11.9.2013
9 Ca1551/13,9Ca 1552/13,9 Ca 1553/13, 9 Ca 1554/13 Libor-Manipulations-Entschei-
dungen; LG Minchenlv. 10.12.2013 5HKO 1387/10 Neubdrger-Urteil; LAG Dusseldorfv.
27.11.2015 14 Sa800/15 Schienenkartell-Urteil; BGH vom 15.1.2013, NJW 2013, 1958,
Rn. 22 Unternehmenszweckwidrige Derivategeschafte; BGH vom 9.5.2017 StR 265/16
Panzerhaubitzen; OLG Dusseldorf, Beschluss v. 9.12.2009, NJW 2010, 1537 IKB-Ent-
scheidung; BGH vom 20.9.2011, NJW RR 2011, 1670 ISION-Urteil).

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein

1.3.

DIN Normen als Rechtsgrundlage

Funktion 4

Die gleichen sechs Organisationspflichten ergeben sich aus der DIN ISO 37301.
Vorgaben aus der DIN-Norm erzeugen als Selbstregulierungsvorschrift fir Un-
ternehmensleiter eine faktische Bindungswirkung, so wie die htchstrichterliche
Rechtsprechung. Wer der DIN ISO 37301 folgt, vermeidet praventiv den Vorwurf
des Organisationsverschuldens und begriindet ein Indiz fir die Vermutung, die Le-
galitatspflicht erfillt zu haben. Die DIN ISO 37301 regelt die Organisationspflich-
ten der Organe eines Unternehmens und enthélt wie die héchstrichterliche Recht-
sprechung sechs Organisationspflichten, namlich

e erstens, Pflichten zu ermitteln,®

e zweitens, die Delegation,®

e drittens, die Pflicht zur Aktualisierung,’

e viertens, Unternehmenspflichten zu erftllen,®

¢ fiinftens, die Erflllung der Unternehmenspflichten zu kontrollieren,?

¢ sechstens, die Erflllung der Unternehmenspflichten zu dokumentieren.1°

Durch diese Vermutungswirkung musste ein Richter, der in einem Urteil davon ab-
weichen will, die Abweichung begriinden.

Sowohl aus der hdchstrichterlichen Rechtsprechung als auch aus der DIN ISO
37301 ergeben sich die sechs Organisationspflichten fur Vorstdnde und Ge-
schaftsfihrer als verbindliche Regelung, deren Verletzung Schadensersatzan-

spriiche begriinden kénnen.!

5 A.4.1. Informationsmanagement, und prifen was sie tber ihre Organisation wissen: was
sie wo wann und warum tut.

6 5.1.1. und 5.1.3, die Delegation an Beauftragte mit Stabsfunktion nach 5.1.2, sowie die
Delegation an Erfuller nach 5.3.2.

7 6.3,6.3a,6.3b,6.4., A.6.2. jeweils DIN ISO 37301.

8 5.3.2DINISO37301.

9 8.2,9.1.1,9.1.4,9.3c zur Organoberaufsicht und 9.2. zu Audits jeweils DIN ISO 37301.

10 DIN ISO 37301 Einleitung, 6.4, 6.5, 9.1.5.

11 ArbG Frankfurt a.M., 11.9.2013 9 Ca 1551/13, 9 Ca 1554/13 Libor-Manipulations-
Entscheidungen; LG Minchen |, 10.12.2013 5 HKO 1387/10 Neubdurger-Urteil; LAG
Dusseldorf, 27.11.2015 14 Sa 800/15 Schienenkartell-Urteil; NJW 2013, 1958, Rn. 22
Unternehmenszweckwidrige Derivategeschafte; BGH, 9.5.2017 StR 265/16 Panzerhau-
bitzen-Urteil; ArbG Braunschweig, 25.7.2019 8 Ca 321/18 VW-Umschaltlogikprogram-
mierung; siehe den Nachweis der sténdigen Rechtsprechungin Fn. 21.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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ORGANISATIONS-
PFLICHTEN

ANORDNUNG EINES CMS
DURCH
DIE UNTERNEHMENSLEITUNG

ERMITTELN VON

DELEGATION

AKTUALISIEREN

ERFULLEN

KONTROLLIEREN

DOKUMENTIEREN

RISIKEN

RECHTSPFLICHTEN

RISIKEN

RECHTSPFLICHTEN

RISIKEN

RECHTSPFLICHTEN

RISIKEN

RECHTSPFLICHTEN

RISIKEN

RECHTSPFLICHTEN

RISIKEN

RECHTSPFLICHTEN

Nach LkSG

§ 6 Abs. 2 LkSG

Organisationsrisiko
der Unkenntnis

Ermitteln der Risiken und
Abwehrpflichten

Organisationsrisiko
der Unzustandigkeit

Abwendung durch:
Delegation der Pflichten

Organisationsrisiko
der tiberholten Sachlage

Aktualisierung der
{iberholten Rechtslage

Organisationsrisiko
der Untatigkeit

Abwendung durch
Erfiillung der Pflichten

Organisationsrisiko der
Untatigkeit und der fehler-
haften Pflichterfiillung

Abwendung durch
Kontrollen

Organisationsrisiko
der Beweisnot

Abwendung durch
Dokumentation

§5Abs. 1S.1LkSG
(Risikoanalyse)

§ 8 LkSG (Beschwerde-
verfahren)

§ 4 Abs. 2 LkSG
(Risikomanagement)

§ 4 Abs. 3 LkSG (Benen-
nung eines Menschen-
rechtsheauftragten und
Oberaufsicht durch die
Geschéftsleitung)

§6 Abs. 3, 4 LkSG

§5Abs. 4 LkSG
§8 Abs. 5S.2 LkSG
§5Abs. 4 LkSG

§ 7 Abs. 4 LkSG Die
Aktualisierung der Wirk-

samkeit von AbhilfemaB-

nahmen

§4 Abs.1,2 LkSG
§6 Abs. 1 LkSG
§7 Abs. 1-3LkS

Einrichtung eines wirksamen CMS

§4 Abs. 3 S. 2 LkSG:
Kontrolle durch
Geschéftsleitung

Unternehmensinterne
Organisation: § 6 Abs. 3

§ 10 LkSG fortlaufende
Dokumentation und 7
Jahre Aufbewahrungs-
pflicht

LkSG: im eigenen
Geschéftsbereich

Unternehmensexterne
Kontrolle: § 6 Abs. 4
LkSG: bei unmittelbaren
Zulieferern

§ 6 Abs. 5 LkSG:
Vollzugskontrolle

| 520Mbs 1N, 7undBLKSG §24 Abs. 1 Nr. 1 LKSG §24 Abs. 1 Nr. 5 LKSG § 24 Abs. 1 Nr. 3 und 6 LKSG §24 Abs. 1 Nr. 4 LkSG § 24 Abs. 1 Nr. 9u. 10 LKSG

ANORDNUNG EINES CMS ERMITTELN VON DELEGATION AKTUALISIEREN ERFULLEN KONTROLLIEREN DOKUMENTIEREN

DURCH

DIE UNTERNEHMENSLEITUNG RISIKEN RISIKEN RISIKEN RISIKEN RISIKENW RISIKEN
RGZ 78 S. 107 (Kutscher-Urteil);
RG Warn. 1914 35 S. 50 (Neuze-
ment-Urteil); RGJW 1914 (1914)
S. 759 (Warenhaus-Urteil); RGZ
87 (1916) S. 1 (Heilsalz-Urteil);
RGZ 89 (1917) S. 136 (Asphalt-
vertiefungs-Urteil); RGJW (1923)
S. 1026 (Fuhrwerk-Urteil); RGJW
1938 S.1651 (Kleinbahn-
Urteil); RGJW 1938 S. 3162
(Streupflicht-Urteil); BGHZ 4 S.

1 (Benzinfahrt-Urteil); BGHZ 11
S. 151 (Zinkdach-Urteil); BGHZ
17 (1955) S. 214 (Bleiwaggon-
Urteil); BGHZ 24 (1957) S. 200
(Presseangriff-Urteil); MDR 1957
(1957) S. 214 (Streupflicht-
Urteil I1); BGHZ 32 (1960) S.

53 (Besitzdiener-Urteil); VersR
1959, S. 104 (GieBerei-Urteil);
NJW 1961 (1961) S. 455 (Propa-
gandisten-Urteil); VersR 1964,

S. 297 (LKW-Unfall-Urteil); NJW
1968 (1968) S. 247 (Kfz-Zulie-
ferer-Urteil); NJW 1971 (1971)
S. 1313 (Tiefbau-Unternehmer-
Urteil); BGH JZ 1978 (1978) S.
475 (Kfz-Werkstatt-Urteil).

SANKTIONEN

ORGANISATIONS-
PFLICHTEN

RECHTSPFLICHTEN RECHTSPFLICHTEN RECHTSPFLICHTEN RECHTSPFLICHTEN RECHTSPFLICHTEN RECHTSPFLICHTEN

Nach der hochst-
richterlichen
Rechtsprechung

RGZ 78, 107 (Kutscher-Urteil); RG Warn. 1914 35,
50 (Neuzement-Urteil); RGZ 87 (1916), 1 (Heilsalz-
Urteil); RGJW 1923, 1026 (Fuhrwerk-Urteil); RGJW
1938, 1651 (Kleinbahn-Urteil); BGHZ 11, 151
(Zinkdach-Urteil); BGHZ 24 (1957), 200 (Presse-
angriff-Urteil); BGHZ 17 (1955), 214 (Bleiwaggon-
Urteil); MDR 1957, 214 (88) (Streupflicht-Urteil II);
BGHZ 4, 1 (Benzinfahrt-Urteil); BGHZ 32 (1960), 53
(Besitzdiener-Urteil); VersR 1959, 104 (GieBerei-
Urteil); NJW 1961, 455 (Propagandisten-Urteil);
VersR 1964, 297 (LKW-Unfall-Urteil); NJW 2010,
1537 (IKB-Entscheidung); BGHZ 132,30, BB 1996,
924 (Wissensaufspaltung); s. dazu ausfiihrlich Rack,
CB 6/2013, S.231; BGHZ 135, 202, BB 1997, 1276
(Wissenszurechnung beim Scheckinkasso).

NJW 2003, 358 ff. (Kurz-
arbeiter-Fall); BGHZ 51,

91 (Hiihnerpest-Entschei-
dung); Rack, Die Einhal-
tung von Rechtspflichten

im Unternehmen und ihre
Aktualisierung als Organi-
sationsproblem, CB 1/2013.

RGZ 78, 107 (Kutscher-Urteil); RGJW 1923, 1026
(Fuhrwerkurteil); RGJW 1938, 1651 (Kleinbahn-Urteil);
RGJW 1938, 3162 (Streupflicht-Urteil); VersR 1959,
104 (GieBerei-Urteil); NJW 1968, 247 ff. (Schubst-
reben-Fall); NJW 1961, 455 (Propagandisten-Urteil);
WM 2004, 2157 (,,Stille Lasten” oder der ungeeignete
Vorstand).

RGZ 78, 107 (Kutscher-Urteil); RGZ 87 1916, 1 (Heil-
salz-Urteil); RGZ 89 (1917) S. 136 (Asphaltvertiefungs-
Urteil); BGHZ 24 (1957) S. 200 (Presseangriff-Urteil);
BGHZ 32 (1960) S. 53 (Besitzdiener-Urteil); VersR
1959, S. 104 (GieRerei-Urteil); NJW 1961 (1961) S.
455 (Propagandisten-Urteil); RG Warn. 1914 35, 50
(Neuzement-Urteil); RGJW 1923, 1026 (Fuhrwerk-Ur-
teil); NJW 1968, 247 ff. (Schubstreben-Fall); WM 2004,
2157, ,Stille Lasten“ oder der ungeeignete Vorstand,
Rack, CB 8/2014 S. 287.

Pflicht zur eigenen Informations-beschaffung nach
der Rechtsprechung:

(NJW 2010, 1537 (IKB-Entscheidung); (BGHZ

135, 202, BB 1997, 1276 (Scheck-inkasso); BGHZ
132, 30, 36 (Wissensaufspaltung); NJW 2017,
3798 (Panzerhaubitzen-Urteil); 5 HKO 1387/10
(Neubiirger-Entscheidung); 14 Sa 800/15 (Schie-
nenkartell-Entscheidung); 9 Ca 1551,13 (Libor-
Manipulation-Entscheidung); NJW 2013, 1958, Rn.
22 (Unternehmenszweckwidrige Derivategeschéfte).

BGHZ 51, 91 (Hihnerpest-Urteil); BGHZ 92, 143,wBB
1984, 1970 (Kupolofen-Urteil); BGHZ 132,30, 38
(Wissensaufspaltungs-Urteil).

ORGANISIERTE RECHTSPFLICHTEN NACH § 2 ABS. 2 NR. 1-12 LKSG

SANKTIONEN, RECHTSFOLGEN UND ZIVILRECHTLICHE HAFTUNG BEI VERSTOSSEN GEGEN DAS
LKSG

1. Wirtschaftsverwaltungsrechtliche Kontrollen

Der Schutz von Menschenrechten nach § 2 Abs. 2 Nr. 1-12 LkSG

Das Verbot der Beschaftigung von Kindern unter dem zulassigen Mindestalter (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 LkSG)

Das Verbot der schlimmsten Form der Kinderarbeit fiir Kinder unter 18 Jahren (§ 2 Abs. 2 Nr. a-d LkSG)

Das Verbot der Beschaftigung von Personen in Zwangsarbeit (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 LkSG)

Das Verbot der Sklaverei oder sklavereidhnlicher Praktiken durch extreme wirtschaftliche oder sexuelle Ausbeutung oder Erniedrigung (§2 Abs. 1 Nr. 4 LkSG)

Das Verbot der Missachtung der nach dem anwendbaren nationalen Recht geltenden Pflichten des Arbeitsschutzes (§ 2 Abs. 2 Nr. 5 LkSG)

Das Verbot der Missachtung der Koalitionsfreiheit (§ 2 Abs. 2 Ziff. 6 LkSG)

Das Verbot der Diskriminierung von Beschéftigten (§ 2 Abs. 2 Ziff. 7 LkSG)

Das Verbot des Vorenthaltens eines angemessenen Lohns (§ 2 Abs. 2 Ziff. 8 LkSG)

10. Das Verbot der Herbeifiihrung von schédlichen Bodenveranderungen, Gewasserverunreinigung, Luftverunreinigung, Lirmimmissionen und (ibermaBigem Wasserverbrauch
zum Schutz menschenrechtlicher Schutzgiiter (§ 2 Abs. 2 Ziff. 9 LkSG)

11. Das Verbot der widerrechtlichen Zwangsrdumung und das Verbot des widerrechtlichen Entzugs von Land, von Wéldern und Gewéssern zur Abwendung des Risikos des land grabbing
(§ 2 Abs. 2 Ziff. 10 LkSG)

12. Das Folterverbot durch missbrauchlich eingesetzte Sicherheitskrafte (§ 2 Abs. 2 Ziff. 11 LkSG)

13. Das Verbot von Menschenrechtsverletzungen durch nicht in den Ziffern 1-11 aufgelisteten Verhaltensweisen (§ 2 Abs. 2 Ziff. 12)

14. Umwelthezogene Pflichten nach§ 2 Abs. 3 LkSG — Nr. 12 und 13 der Anlage

§ 19 LkSG: zustéandige Behérde (BMAS)

§ 20 LkSG: Handreichungen brancheniibergreifende oder branchenspezifische Informationen,
Hilfestellungen, Empfehlungen usw.

§ 21 LkSG: Rechenschaftshericht tiber Kontroll- und Durchsetzungen, Berichte iiber VerstéBe
und AbhilfemaBnahmen

§ 22 LkSG: Ausschluss von der Vergabe offentlicher Auftrage

§ 23 LkSG: bis zu 50.000 Euro
§ 24 LkSG: bis zu 2 % des durchschnittlichen Jahresumsatzes

2. Zwangs- und BuBgelder nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz

© 00N WM

3. Die unabhangig vom LkSG begriindete und ,,unberiihrt” fortbestehende zivilrechtliche Haftung
durch Organisationspflichtverletzungen nach § 3 Abs. 3 S. 2 LkSG nach der hachstrichterlichen
Rechtsprechung

3.1 Organ-Innenhaftung gegeniiber dem eigenen Unternehmen, § 93 AktG, § 43 GmbHG

3.2.0rgan-AuBenhaftung gegeniiber Dritten nach , Baustoff-Urteil“ des BGH
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Die Pflicht der Compliance-Beauftragten
zur Beratung, Information und Kontrolle

Funktion 5

Compliance-Beauftragte mit Stabsfunktion haben die Pflicht, Vorstande und
Geschaftsfiihrer liber ihre Organisationspflichten zu beraten, die librigen Mit-
arbeiter des Unternehmens iiber ihre Pflichten zu informieren und die Erfiil-
lung der Unternehmenspflichten durch die Angestellten des Unternehmens zu
kontrollieren. Exemplarisch finden sich diese Beratungs- und Kontrollpflichten in
§ 54 BImSchG geregelt. Sie wiederholen sich in gesetzlichen Regelungen zu den
Ubrigen Beauftragten.

Vor allem Compliance-Beauftragte und Leiter der Rechtsabteilungen haben die
Pflicht aufgrund ihrer juristischen Kompetenz, Vorstande auf legales Verhalten
hinzuweisen und bei Vernachlassigung der Legalitatspflicht den Vorstandsvor-
sitzenden und den Aufsichtsratsvorsitzenden einzuschalten. Versdumen sie die-
se Pflicht zur Beratung und zur Eskalation bei Nichtbeachtung oder Widerstand,
drohtihnen bei strafbewehrten Pflichten Strafbarkeit wegen Beihilfe, was sich aus
dem Berliner Stadtreinigungsfall des BGH vom 17.07.2009 ergibt.!?

Die sechs Organisationspflichten im Uberblick

Funktion 6

Das Managementsystem “Recht im Betrieb” und die damit verbundene Bera-
tungsleistung unterstitzt die Erflllung der Organisationspflichten der Vorstande,
Geschaftsfuhrer und der Compliance-Beauftragten zur Legalitatspflicht und zur
Legalitatskontrolle. Die Legalitatspflicht von Vorstanden und Geschéftsfihrern be-
steht darin, sich selbst legal zu verhalten und die Mitarbeiter des Unternehmens
dazu anzuweisen und zu kontrollieren. Die seit 1. Juli 2021 neue Pflicht (FISG)
zur Einrichtung eines CMS in § 91 Abs. 3 AktG regelt erstmals gesetzlich die
Pflicht zur Einrichtung eines CMS. Schon vor dieser Regelung waren Vorstande
nach § 91 Abs. 2 AktG verpflichtet, geeignete MaBnahmen zu treffen, insbesonde-
re ein Uberwachungssystem einzurichten, damit den Fortbestand der Gesellschaft
gefahrdende Entwicklungen friih erkannt werden. GesetzesverstéBe gehéren zu
den bestandsgefahrdenden Risiken. Beauftragte flr Compliance, Umweltschutz,
Arbeitsschutz und Anlagensicherheit haben die arbeitsvertragliche Pflicht, die Or-
gane des Unternehmens bei der Erfllung ihrer Legalitatspflicht und vor allem bei
der Legalitatskontrolle zu unterstitzen. Nach § 130 OWiG sind RechtsverstéBie
vom Geschéftsfiithrer durch AufsichtsmaBnahmen zu verhindern oder wesent-
lich zu erschweren.

12 BGHvom 17.07.2009 - 5 StR 394/08 (Berliner Stadtreinigungsfall).

Leistung vergleichbar

nach Art und Umfang?
jal_/nein
Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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/ nein

2.1.

Die Ermittlungen aller Rechtspflichten des Unternehmens als
Organisationspflicht zur Abwehr des Risikos der Unkenntnis)

Funktion 7

Zum Allgemeingut gehoért der Rechtssatz, ,Unkenntnis schitzt nicht vor Strafe®.
Niemand kann sich zur eigenen Entlastung auf die Unkenntnis von Rechtspflichten
berufen.

Als erste Organisationspflicht sind deshalb alle Rechtspflichten des Unternehmens
zu ermitteln. Jede Rechtspflicht dient der Abwehr eines Risikos. Die Risiken, die
das Unternehmen verursacht, sind vorher zu ermitteln. Von bestehenden Rechts-
pflichten kann auch auf ein Risiko geschlossen werden. Besteht eine Rechtspflicht,
existiert auch ein Risiko, weil der Gesetzgeber keine Rechtspflicht ohne abzuwen-
dendes Risiko vorschreiben wirde. Die Rechtspflichten mussen Ilickenlos ermit-
telt werden. Keine Rechtspflicht darf (ibersehen werden. Sdmtliche Sachverhalte
eines Unternehmens sind ohne Riicksicht auf ihre rechtliche Bedeutung zunachst
ausnahmslos zusammenzustellen. Dazu zahlen die im Unternehmen eingesetzten
Stoffe, die Verfahren, die Anlagen und alle Aktivitdten des Unternehmens. Durch
das Ermitteln aller Sachverhalte im Unternehmen ist sicherzustellen, dass auch
alle Sachverhalte des Unternehmens, die Risiken darstellen und Schaden an ge-
schutzten Rechtsglitern verursachen kénnten, daraufhin geprtft werden, ob Uber-
haupt und welche Rechtspflichten sie auslésen. Um die Lickenlosigkeit gewahr-
leisten zu konnen, werden die Rechtspflichten eines Unternehmens aus 21.221
Rechtsvorschriften ermittelt, die in der Datenbank ,,Recht im Betrieb” derzeit
gespeichert sind und monatlich aktualisiert und erganzt werden. Im Durchschnitt
kommen pro Jahr 900 Rechtsnormen dazu.

Als Ergebnis der Ermittlung der Rechtspflichten kann ein Unternehmen auf die ge-
speicherte Liste aller einschlagigen Rechtpflichten mit dem Vorteil zurtickgreifen,
dass nur diese Rechtspflichten zu erflllen, standig zu aktualisieren, auf Erfillung
zu kontrollieren und zu dokumentieren sind. Durch dieses Prufverfahren kann der
Nachweis geflihrt werden, dass aus der Gesamtmenge der im System gespeicher-
ten Rechtsvorschriften die Liste der einschlagigen Rechtspflichten des Unterneh-
mens ermittelt wurde, insbesondere welche Rechtsnorm mit welchem Ergebnis
geprift wurde. Die Liste der einschlagigen Rechtspflichten eines Unternehmens
liefert somit im System einen Herkunftsnachweis. Die Liste der gepriiften Rechts-
normen lasst sich aus der Maske zur Listensuche aufrufen und falls erforderlich
auch ausdrucken.

Es ist zu empfehlen, alternative Angebote eines sogenannten ,Rechtskatasters”
auf diesen Herkunftsnachweis zu priifen, ohne den kein Nutzer sicher sein kann,
ob alle Rechtsvorschriften auf alle Sachverhalte des Unternehmens auf ihre Ein-
schlagigkeit geprift wurden. Das Risiko der Pflichtenllcke ist ohne diesen Her-
kunftsnachweis nicht ausgeschlossen. Im CMS ,,Recht im Betrieb“ werden alle
Rechtspflichten herausgefiltert und markiert, die einschlagig sind. Der Priifvor-
gangist nur einmal fir einen Standort durchzufihren. Die gepriften einschlagigen
Rechtspflichten bilden ein individuelles Pflichtenprofil ,das bei der Aktualisierung
in einen Algorithmus digital umgesetzt wird und wie ein Filter wirkt, der die neu-
en Rechtsinformationen automatisch nach einschlagigen und nicht einschlagigen
unterscheiden kann. Die nicht einschldgigen Rechtspflichten werden fiir den
Nachweis markiert, dass sie gepriift wurden und als nicht einschlagig klassifiziert
wurden. Diese Filterfunktion beschrankt die Organisation auf nur die fur das Un-
ternehmen unverzichtbaren Rechtspflichten und gewéhrleistet gleichzeitig die
Rechtssicherheit im Unternehmen, alle denkbaren Rechtsnormen und Rechts-
pflichten einmal gepruft zu haben.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Die monatliche Aktualisierung aller Rechtspflichten zur
Abwendung des Risikos einer liberholten Rechtslage

Funktion 8

Zweitens aktualisieren wir monatlich sédmtliche Gesetzestexte und abstrakte
Rechtspflichten. Wir liefern monatlich Formulierungsvorschlage fir die geén-
derten Rechtspflichten, die der Nutzer nach Konkretisierungsgrad entweder Uber-
nehmen oder auf die konkreten Verhaltnisse im Unternehmen abédndern kann. Im
Durchschnitt miissen 10 % aller Rechtspflichten monatlich aktualisiert wer-
den. Entweder treten Rechtspflichten erstens auBer Kraft , oder sind zweitens
Gegenstand von Rechtsprechung und Literatur, oder werden drittens inhaltlich
oder viertens im Anwendungsbereich gedndert oder treten flinftens neu in Kraft.
Automatisch filtert die Software aus der Gesamtmenge aller gednderten Pflichten
die gednderten einschlagigen Pflichten des Unternehmens. Monatlich drucken
wir den ,Compliance Test” und listen auf der letzten Seite die Profile der gean-
derten Pflichten pro Branche auf. Dieser Uberblick zeigt, dass jede Branche ein
unterschiedliches Profil aus gednderten Pflichten aufweist. In Chemiebetrieben
beispielsweise reduziert sich der Aktualisierungsaufwand pro Monat auf weni-
ge Stunden, héchstens auf einen Tag.

Die Organisationspflicht zur Delegation aller Rechtspflichten
zur Abwehr des Organisationsrisikos der Unzusténdigkeit

Funktion 9

Drittens mussen samtliche Pflichten auf Mitarbeiter des Unternehmens delegiert
werden. Es reicht nicht, nur die Pflichten zu kennen. Eine Aktiengesellschaft oder
eine GmbH ist als juristische Person nur ein abstraktes Gebilde und als solches

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Bemerkungen:
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2.4,

2.5.

2.6.

nichtin der Lage, Pflichten einzuhalten, zu erfiillen und eigene Rechte wahrzuneh-
men. Nur durch seine Mitarbeiter kann ein Unternehmen seine Pflichten erflillen
und seine Rechte durchsetzen. Jede Pflicht des Unternehmens muss deshalb an
einen verantwortlichen Mitarbeiter delegiert werden. Sind mit dem System alle
Pflichten delegiert, kann jeder Mitarbeiter abfragen, wer welche Pflicht in welcher
Zeit und in welcher Abteilung zu erfillen hat. Diese Organisationspflicht zur De-
legation ergibt sich aus der Rechtsprechung des BGH zum Schubstreben-Urteil
(BGH vom 17.10.1967, NJW 1968, S. 247). Fir jeden Mitarbeiter, der namentlich
benannt werden muss, ist auBerdem im Vertreterplan ein Ersatzmann namentlich
zu benennen.

Die Einhaltung samtlicher Rechtspflichten
zur Abwendung des Risikos der Untétigkeit

Funktion 10

Viertens mussen samtliche Rechtspflichten eingehalten werden. Jeder Mitarbeiter
kann im Intranet des Unternehmens seine Pflicht ermitteln, abrufen und erflllen.
Kommt es trotzdem zu einem RechtsverstoB, ist nur der Mitarbeiter verantwort-
lich, der benannt wurde und an den die Pflicht delegiert wurde. Verletzt ein Mitar-
beiter seine Pflicht, ist nur er daftir verantwortlich und nicht der Vorstand oder Ge-
schaftsfuhrer, der mit der Anordnung zum Einsatz des CMS alles Organisatorische
veranlasst hat, um PflichtenversttBe seiner Mitarbeiter zu vermeiden. Er hat die
Ermittlung und die Delegation der Pflichten anzuordnen und zu kontrollieren.

Die Kontrolle der Pflichten

Funktion 11

Flnftens missen samtliche Pflichten daraufhin kontrolliert werden, ob Sie auch
erfillt wurden. Uber nichterfillte Pflichten kénnen sowohl die fir die Erfillung Ver-
antwortlichen, als auch die Vorstadnde und Geschaftsfihrer, per E-Mail informiert
werden. Nachkontrollen werden durchgefihrt und dokumentiert. Kontrollieren
lasst sich der jeweilige Bearbeitungsstand des Compliance-Management-Systems
durch die Oberaufsichtsmaske.

Die Dokumentation aller organisatorischen MaBnahmen

zur Abwendung des Risikos der Beweisnot
Funktion 12

Sechstens sind alle MaBnahmen der Unternehmensorganisation zu doku-
mentieren und als Beweise auf Vorrat zu sichern. Die Vorstdnde tragen nach
§ 93 Abs. 2 S. 2 AktG die Beweislast daflr, dass sie ihre Organisationspflichten
erfillt haben. Im Ubrigen gilt in Unternehmen die Beweislastumkehr. Danach
mussen nicht die Geschéadigten den Nachweis der ursachlichen Pflichtverletzung
fihren. Vielmehr missen Unternehmen darlegen und beweisen, dass sie ihre
Rechtspflichten kennen, delegiert, aktualisiert, erfillt und kontrolliert haben. Sind
sie nicht in der Lage diesen Beweis zu flihren, wird ihre Pflichtwidrigkeit vermutet.
Die Beweislastumkehr ist standige Rechtsprechung (BGHZ 51, 91 — 108 (Hihner-
pest-Entscheidung); BGH vom 04.11.2002, NJW 2003, 158 (Kurzarbeiter-Fall)).

Dokumentationspflichten sind gesetzlich geregelt und in Vorschriften zur Zertifi-
zierung von Managementsystemen enthalten. Geschéftsleiter erfiillen ihre im Ver-
kehr erforderliche Sorgfalt beim Organisieren des Unternehmens dadurch, dass
sie die Erflllung ihrer Organisationspflichten dokumentieren.

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

/ nein

/ nein

21



22

Unternehmen aus

BRANCHEN

UND IHRE PFLICHTEN

Gesamtzahl der
Rechtsanderungen bei Pflichten

460

IM MONATSDURCHSCHNITT
FUR DAS GESAMTE JAHR

LEERKOSTENREDUKTION DURCH AUTOMATISCHE AKTUALISIERUNG UM 60%

SAMTLICHE PFLICHTENANDERUNGEN
Abfallverbennungsanlage
Arzneimittel
Automobilwerk
Chemischer Grundstoffhersteller
Deponie
Dialysatoren-Herstellung
Elektroinstallationstechnik
Energiemanagement
Enegriewirtschaft
Versorgungshetrieb mit Abwasserbehandlung
Facilitymanagement
Flughafen
Fruchtsaftherstellung
Gasspeicher
Gelenkwellenhersteller
GieBerei
Gummiherstellung
Keramikherstellung
Klebeprodukteherstellung
Krankenhaus
Kunststofftechnik
Lackfabrik
Lampenherstellung
Lebensmittel
Logistik
Nasslackproduktion
Papierherstellung
Raffinerie
Schmierstoffe
Serumherstellung
Stadtwerke
Stahlwerk
Umformtechnik
Uniklinik
Upstreamer
Werft

B Pilichten

Leerkosten

0%

10%

20%

30%

221

201

40% 0%

60%

70%

80%

90%

474

100%
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Leistung vergleichbar

3. Einstieg und Zugang in das System ]
je nach Funktion und Rolle “a‘*} :’t l;':i i‘;mfang-

Funktion 13

Die Pflichten des Unternehmens werden je nach der Rolle und Funktion im Un-  Bemerkungen:
ternehmen delegiert. Die Organisationspflichten werden an Vorstande und Ge-

schéftsfihrer, die Beratungs- und Kontrollpflichten an Beauftragte mit Stabsfunk-

tion, die Pflichten zu Erfillung an Mitarbeiter mit Linienfunktion delegiert.

Das System gewahrt je nach den Rollen den direkten Zugang zu den jeweiligen
Pflichten des jeweils verantwortlichen Pflichtentrégers. Das System bietet jeweils
einen besonderen Eingang flr vier Funktionen, flr die Organe des Unternehmens,
denVorstand einer AG oder den Geschéftsfihrer einer GmbH, den Beauftragten
mit Stabsfunktion, wie dem Beauftragten flr Arbeitssicherheit, flir Immissions-
chutz, fur Abfall, fir Abwasser, fir Storfall, Diese anwenderbezogene Menuefiih-
rung erleichtert allen Verantwortlichen den Zugang zu ihrem Verantwortungsbe-
reich. In der Webversion findet jeder Mitarbeiter eine vorgeschaltete Maske, in
der er je nach seiner Rolle als Erflller, Stab- oder Linienkontrolleur sich durch das
System leiten lassen kann. Meldet er sich als Erfiiller an, kann er zum Beispiel aus-
wahlen, ob er seine ,Pflichtenliste” oder ,die Liste seiner Wiedervorlagen* ¢ffnen
mochte. Von der Vorschaltmaske aus kann er alternative Fragestellungen verfol-
gen.. Die Menufuihrung wird fir jeden Nutzer dadurch erleichtert.

Meldet sich zum Beispiel der Nutzer als Linienkontrolleur an stehen ihm vier Opti-
onen zur Verflgung:

e Erstens kann er seine eigene Pflichtenliste als Linienkontrolleur 6ffnen und
dort auch auf die Pflichtenliste als Erflller wechseln,

e Zweitens kann er seine eigenen Wiedervorlagen ansehen und abarbeiten,
e Drittens kann er die Wiedervorlagenliste seiner Erflller 6ffnen und

e Viertens kann er seine Linienkontrollen einsehen und bearbeiten.
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zu einem gesuchten Sachverhalt Rechercheergebnisse neben den Ergebnissen

. . Leistung vergleichbar aus der Suche in Gesetzestexten auch Ergebnisse aus den unternehmenseigenen
4. Gerichtsurteile als Rechtsquelle nach Art und Umfang? Regelwerken. Ein einheitlicher Speicher, der sowohl die gesetzlichen Regelwerke
fiir Unternehmenspflichten ja_ |/nein als auch die eigenen Regelwerke durchsuchen kann, erleichtert die Suche nach

. Rechtspflichten.
Funktion 14
Gerichtsurteile enthalten konkretisierte Rechtspflichten. Nicht nur der Gesetzge- _

ber ist befugt, tiber Risiken und ihre Abwehr zu entscheiden. Gerichte entscheiden
nach dem Eintritt eines Schadens darlber, ob die Ursache ein vorhersehbares und
vermeidbares Risiko war und wer flir den Schaden haftet. Gerichte entscheiden im
Nachhinein und beziehen sich in Wiederholungsfallen auf diese jeweilige Vorent-
scheidung. Zur lickenlosen Ermittlung aller Rechtspflichten gehort es auch, die
einschlagigen Gerichtsurteile Uber Risiken und Rechtspflichten zu ihrer Abwehr
und insbesondere zur drohenden Haftung zu kennen. Das Managementsystem
»Rechtim Betrieb* enthélt insgesamt 1.412 Gerichtsurteile Volltext als Rechts-
grundlage fiir einzelne Rechtspflichten, die bei der Ermittlung der einschlégigen
Rechtspflichten im Unternehmen berlcksichtigt werden. Die Compliance-Ma-
nagement-Systeme neuester Fassung nach ISO 19600 und DIN ISO 14001 schrei-
ben ausdriicklich als neue Anforderung die Beachtung von Urteilen von Gerichten
oder Verwaltungsgerichten neben Gesetzen und Vorschriften, Genehmigungen,
Weisungen von Aufsichtsbehoérden, Vertragen, Abkommen und Protokollen vor (si-
ehe 4.5.11SO 19600 und A.6.1.3 DIN ISO 14001).

Die Rechtsprechung entscheidet in Einzelféllen Uber konkrete Rechtspflichten.
Die Rechtsprechung ist damit die bedeutendste Rechtsquelle fir konkretisierte
Rechtspflichten in Einzelfallen. Rechtsnormen dagegen regeln keine Einzelfalle,
sondern mussen nach Art. 19 GG abstrakt und generell regeln.

5. | Unternehmenseigene Regelwerke Leistung vergleichbar
. - nach Art und Umfang?
als Quelle fiir Unternehmenspflichten ial_/ nein

Funktion 15

Das System bietet Speichermdglichkeiten flr unternehmenseigene Regelwerke,
die gleichzeitig mit den Gesetzen nach Pflichten durchsucht werden kénnen. Un-
ternehmenseigene Regelwerke kdnnen ausformulierte Verkehrssicherungspflich-
ten aus der Vergangenheit enthalten, die ebenso beachtet werden mussen, wie
diejenigen Rechtspflichten, die sich aus gesetzlichen Regelungen ergeben. Wer-
den unternehmenseigene Regelwerke im System eingestellt, liefert das System
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Genehmigungsbescheide als
Quellen fiir Unternehmenspflichten

Funktion 16

Neben dem Gesetzgeber und den Gerichten entscheiden auch Verwaltungsbehor-
den Uber Rechtspflichten. Diese Rechtspflichten finden sich in Form von Auflagen
in Genehmigungsbescheiden, die den jeweiligen Unternehmen erteilt wurden. Bei
der Ermittlung der einschlagigen Rechtspflichten eines Unternehmens werden
vorab samtliche Genehmigungsbescheide erfasst und in das System als weitere
Rechtsquellen neben den Gesetzen und Gerichtsurteilen eingestellt. Die Auflagen
werden als Pflichten herausgelesen, in den Pflichtenkatalog aufgenommen und
wie alle Gbrigen Rechtspflichten aktualisiert, delegiert, erflllt und kontrolliert. Da-
mit ist gewahrleistet, dass auch die Auflagen des Unternehmens aus allen Geneh-
migungsbescheiden erfillt werden. Aus 21.221 Rechtsnormen im Volltext werden
Rechtsnormen nach dem Standortfilter ermittelt, die am jeweiligen Unterneh-
mensstandort einschlagig sein sollen.

Untergesetzliche Regelwerke als Quellen fiir
Rechtspflichten nach dem Rechtsgebietsfilter

Funktion 17

Neben Gesetzen, Verordnungen, Gerichtsurteilen und Verwaltungsakten der Be-
hoérden kbnnen im System auch untergesetzliche Regelwerke der Selbstregulierung
gespeichert werden. Dazu gehdren samtliche Regelwerke, die von der Industrie und
Normenausschissen zur Selbstregulierung aufgestellt werden, wie zum Beispiel
DIN-Vorschriften oder VDE-Vorschriften. Diese Regelwerke haben zwar keinen Ge-
setzesrang. Sie erlangen aber dann Gesetzesrang, wenn sie von einem Gesetz zitiert
werden. Aus urheberrechtlichen Griinden kann ein Anwaltsburo diese Texte nicht
vorhalten. Jeder Nutzer des Systems kann jedoch die Texte einstellen. Untergesetz-
liche Regelwerke haben eine indirekte Wirkung. Sie konkretisieren den SorgfaltsmaR-
stab. Fahrlassig handelt jeder, der die im Verkehr erforderliche Sorgfalt auBer Acht
lasst. Ein VerstoB gegen eine untergesetzliche Vorschrift wird von der herrschenden
Meinung als Indiz fur eine Pflichtverletzung angesehen. Die Annahme der Indizwir-
kung bedeutet, dass der Anschein durch das Indiz widerlegt werden kann. Trotz der
Verletzung einer Vorschrift eines untergesetzlichen Regelwerkes kann sich ein Ver-
antwortlicher entlasten. Umgekehrt entlastet die Einhaltung einer untergesetzlichen
Vorschrift dann nicht, wenn trotzdem eine Pflichtverletzung nachgewiesen werden
kann (Nicolas Bosch, Organisationsverschulden in Unternehmen, 2002, S. 413).

Die Verwaltung der iibernommenen
Handlungsanweisungen

Funktion 18

Unternehmenseigene Dokumente, in denen Handlungsanweisungen formuliert
sind, werden mit dem Textfeld fir Handlungsanweisungen verlinkt. Die in der Ver-
gangenheit in den Unternehmen praktizierten Handlungsanweisungen werden
im System mit den neuformulierten Rechtspflichten so verbunden, dass einer-
seits die Kontinuitat im Unternehmen sowie andererseits die zukiinftige Aktua-
lisierung gewahrleistet wird. Verhindert wird damit, dass Handlungsanweisungen
im Unternehmen weiter praktiziert werden, obwohl sich inzwischen die Rechtslage
geandert hat und evtl. sogar die Rechtsgrundlagen entfallen sind. Durch die Ver-
knlpfung der Handlungsanweisung des Unternehmens mit den Rechtspflichten
wird die Aktualisierung der Handlungsanweisung insbesondere dadurch gewahr-
leistet. Aktualisiert werden ndmlich Gesetze und deren Einzelparagraphen, aus de-
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9.1.

nen die Rechtspflichten ermittelt wurden. Zu jeder Rechtspflicht wird die jeweilige
Rechtsgrundlage als Paragraph der Rechtsnorm im System erfasst, zitiert und im
Volltext in jeder einzelnen Pflichtenmaske hinterlegt, sodass sie jederzeit aufgeru-
fen werden kann, wenn der Nutzer den Gesetzestext des Einzelparagraphen mit
der formulierten Pflicht vergleichen muss.

Die volistandige Ermittlung aller
einschldgigen Rechtspflichten des
Unternehmens in 19 Priifschritten und
die Informationsquellen des Systems

Funktion 19

Ein Uberblick zum Verfahren der Ermittlung
aller Rechtspflichten

Funktion 20

Beim Ermitteln aller einschlagigen Rechtspflichten eines Unternehmens handelt
es sich um eine Rechtsdienstleistung nach § 2 Abs.1 Rechtsdienstleistungsgesetz
(RDG),zu der jede Tatigkeit in konkreten fremden Angelegenheiten z&hlt, sobald
sie eine rechtliche Priifung des Einzelfalls erfordert.

Rechtsdienstleistungen sind nur denjenigen vorbehalten, denen dies kraft Ge-
setzes ausdrlcklich erlaubt ist, insbesonders Rechtsanwalten (Krenzler, Rechts-
dienstleistungsgesetz, § 2 RDG Anm.26).

Im System werden die einschlagigen Rechtspflichten in zwei unterschiedlichen
Verfahren ermittelt.

e Erstens werden alle Sachverhalte des Unternehmens erfasst, zum Beispiel
alle verwendeten Stoffe, Produktionsverfahren wie Schweien Beschichten,
Lackieren, alle Anlagen alle Funktionen und Rollen der Mitarbeiter. Von diese
Sachverhalten ausgehend wird im System nach gespeicherten Prifungsergeb-
nissen recherchiert, die nach schon einmal durchgefihrten rechtlichen Pri-
fungen im Lésungsvorrat dokumentiert wurden. Im System priifen wir einmal
Sachverhalte danach welche rechtlichen Pflichten sie auslésen, verlinken
diese Sachverhalte mit den Rechtspflichten und speichern sie verlinkt ab, um
sie im Falle der Wiederholung wiederzuverwenden. Zu diesem Losungsvorrat
zahlen auch alle Genehmigungsbescheide und der Auflagen, die als Pflichten
von den Genehmigungsbehdrden vorgegeben wurden. Die anwendbaren und
einschlagigen Rechtsnormen und Rechtspflichten werden markiert. Das Sys-
tem unterscheidet aus der Gesamtzahl der in der Bibliothek der Datenbank
gespeicherten etwa aktuell 22.000 Rechtsnormen die nach der beschriebenen
Methode ermittelten einschldgigen Rechtsnormen von den verbleibenden
Rechtsnormen, die als ungeprift im System gekennzeichnet werden. Bei dem
ersten Verfahren wird vom Sachverhalt ausgehen nach der Rechtsnorm und
der Rechtspflicht recherchiert.

e Zweitens werden diese ungepriften Rechtsnormen nach einem weiteren Ver-
fahren auf ihre Einschlagigkeit untersucht, und zwar wird von der Norm und
der Pflicht ausgehend nach den Unternehmenssachverhalten recherchiert,.
Geprift wird, ob Sachverhalte im Unternehmen vorkommen, die in den An-
wendungsbereich des noch zu prifenden Gesetzes fallen. Als Entscheidungs-
hilfen bietet das System den ausdrUcklich ausgewiesenen , Schutzzweck der
Norm, die unterschiedlichen Risikoklassen, zu denen Unternehmenssachver-
halte zahlen kdnnen, die mit der Rechtsnorm verlinkten Anwendungsbeispiele,
die mit den einzelnen abstrakten Begriffen der Rechtspflichten verlinkten
Sachverhalte,
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Durch das Vorgehen nach beiden Verfahren beim Ermitteln aller einschlagigen
Rechtspflichten eines Unternehmens ist gewahrleistet, dass keine der gespei-
cherten Rechtsnormen ungeprft bleibt, und alle Sachverhalten llickenlos gepruft
wurden.

Im ersten Verfahren wird geprUft, ob eine Sachverhalt schon einmal von einer Be-
horde im Genehmigungsbescheid in Form einer Auflage als Pflicht erfasst wurde,
ob der Sachverhalt schon einmal im System bei anderen Unternehmen gepruft
wurde, ob er in der Bibliothek von 22 000 Rechtsnormen geregelt wurde, ob er in
den gespeicherten Gerichtsurteilen schon einmal behandelt wurde, und ob er als
Risiko nach der im System vorgenommenen Risikoanalyse als Risiko zu bewerten
ist, und eine Verkehrssicherungspflicht zur Risikoabwehr veranlasst, was von den
beratenden Rechtsanwalten gepruft wird.

Nach der Durchfihrung beider Verfahren zum Ermitteln aller Rechtspflichten, ist
die Legalitatspflicht der Geschéaftsleiter, der Vorstdnde und Geschéftsfihrer er-
fallt, namlich

e nach § 91 Abs.2 AktG die Friherkennungspflicht erfillt zu haben, damit die
den Fortbestand der Gesellschaft gefahrdende Entwicklungen frih erkannt
werden, das heil3t noch vor dem Eintritt eines RechtsverstoRes,

¢ nach § 130 OWiG eine Zuwiderhandlung verhindert oder wesentlich erschwert
zu haben,

e nach§ 17 StGB einen Verbotsirrtum verhindert zu haben, der bei einem Recht-
verstoB trotz aller Recherchebemiihungen als unvermeidbar gewertet werden
kann und damit zum Schuldausschluss fiihrt und schlieflich

¢ nach der BGH Rechtsprechung zum Organisationsverschulden die Pflicht
zum Einholen von Rechtsrat bei eigener Rechtsunkenntnis , konkret die Infor-
mationsbeschaffungspflicht erfillt zu haben.

NACH BEIDEN VERFAHREN IST DER VORWURF
DES ORGANISATIONSVERSCHULDEN AUSGESCHLOSSEN.

Bemerkungen:

Unkenntnis berufen.!® Sie sind auerdem verpflichtet, alle fiir das Unternehmen
rechtserheblichen Informationen zu speichern, weiterzuleiten und von den Verant-
wortlichen abfragen zu lassen.!® Dieser stéandigen Rechtsprechung entspricht die
Verpflichtung nach der neuen DIN ISO 37301 in A.4.1 zum Informationsmanage-
ment, ndmlich, ,alles zu prifen, was sie Uber ihre Organisation wissen: was sie wo,
wann und warum tut.”

Bemerkungen:

9.3.

Die Rechtsquellen von Rechtsnormen und Rechtspflichten
im Vorschriftenspeicher des Compliance-Management-
Systems ,,Recht im Betrieb”

9.2.

Die Informationsbeschaffungspflicht zu allen
Unternehmenssachverhalten mit Risiken aus
allen Informationsquellen

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
ja _/nein___
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Die erste Organisationspflicht ist die Ermittlung aller Unternehmenspflichten
zur Abwendung der im Unternehmen verursachten Risiken. Das Informations-
management nach der Rechtsprechung von Reichsgericht und BGH gibt vor ,,in
der konkreten Entscheidungssituation alle verfiigbaren Informationsquellen
tatsachlicher und rechtlicher Art auszuschdpfen und auf dieser Grundlage die
Vor- und Nachteile der Handlungsoptionen sorgfaltig abzuschatzen, um den
erkennbaren Risiken Rechnung zu tragen.“!® Seit liber 100 Jahren verpflichtet
die hochstrichterliche Rechtsprechung, Vorstande und Geschéftsfiihrer zur
Informationsbeschaffung im Unternehmen.* Vorstande kdnnen sich nicht auf

13 BGH-Urteil v. 14.07.2008 I ZR 202/07, Leitsatz a) IKB-Urteil; BGH-Urteil v. 18.06.2013
II'ZR 86/11; BGH vom 21.04.1997 11 ZR 175/95, BGHZ 135, 244, 253; Goette, Festschrift
50 Jahre BGH, S. 123, 140.

14 OLG Stuttgart, 29.02.2012 20 U 3/11, zur Sardinen-AuBerung eines Aufsichtsrats, ZIP
2012, 625-636, bestatigt durch BGH, 06.11.2012 11ZR 111/12, NZG 2013, 339; VG Frank-
furt a.M., 08.07.2004 1 E 7363/03 (1), WM 2004, 2157 ( Stille Lasten oder der ungeeig-
nete Vorstand); RG14.12.1911 VI 75/11, RGZ 78, 107, Kutscher-Urteil; RG, 28.11.1913 Il
194/13, RG Warn. 1914 35, 50, Neuzement-Urteil; RG, 12.1.1938 VI 172/37, RGJW 1938,
1651, Kleinbahn-Urteil; BGH, 28.10.1958 V ZR 54/56, VersR 1959, 104, GieBerei-Urteil;
BGH, 13.12.1960 VI ZR 42/60, NJW 1961 (1961), 455, Propagandisten-Urteil; BGH,
20.4.1971 VIZR 232/69, NJW 1971 (1971), 1313, Tiefbau-Unternehmer-Urteil.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja _ /nein._

Zur Einhaltung der Pflichten aus dem Informationsmanagement ist in der nach-
stehenden Tabelle der umfangreiche Bestand von aktuell 21.221 Rechtsnormen,
Rechtspflichten sowie Rechtsprechung und Literatur gespeichert, die bei einem
vollstdndigen Ermitteln der Rechtspflichten des Unternehmens eingesetzt wer-
den.

Die aktuelle Gesamtzahl aller eingestellten Rechtsvorschiften im Volltext im
Dezember 2022 betragt 21.221, wozu Rechtsnormen der EU, des Bundes und
der 16 Bundeslénder gehéren. Die Vorschriften werden monatlich von Rack
Rechtsanwalten aktualisiert, die gednderten Stellen werden farblich markiert und
im Inhaltsverzeichnis gekennzeichnet, sodass die jeweiligen gednderten Textstel-
len fur den Nutzer leicht auffindbar sind. Zu den gespeicherten Rechtsnormen
gehoren 1.111 Sicherheitsregeln und 772 technische Regeln aus denen sich
11.125 konkrete Rechtspflichten ergeben. Die Volltexte der Datenbank sind allen
Nutzern jederzeit zuganglich.

Die hohe Zahl der Normtexte soll garantieren, dass die Rechtsnormen lickenlos
ermittelt werden .und alle verfligbaren Informationsquellen ausgeschopft zu ha-
ben. Juristische Laien fuhlen sich von der Fulle und Vielzahl der Rechtsquellen ,er-
schlagen“ und zweifeln die Notwendigkeit des Rechercheverfahren an. Juristen
dagegen kennen die Pflicht zur Informationsbeschaffung und die Sorge, etwas zu
lbersehen oder eine Liicke zu lassen, die zum Vorwurf von Gegenanwélten und
Gerichten im Schadensfall fihren kann, eine Rechtspflicht (bersehen zu haben
und im Ergebnis daflir zu haften. Mit der modernen Datenbanktechnik, deren
grenzenlosen Speichermdglichkeiten und den digitalen Rechercheinstrumenten
lasst sich die strenge Informationsbeschaffungspflicht leichter erfiillen. Anderer-
seits begriinden die neuen Legal Tech Mittel eine gesteigerte Pflicht, diese Tech-
niken auch zu nutzen, um alle verfligharen Informationsquellen auszuschépfen.

Hatte zum Beispiel der Autoher-
steller das Verbot der Abschaltein-
richtung ermittelt und erkannt und
auch befolgt, hatte der Schaden
von 30 Milliarden vermieden wer-
den kénnen.

15 VG Frankfurt, Urteil v. 8.7.2004 | E
7363/03, Stille Lasten oder ungeeignete
Vorstand.

16 BGH-Urteil v. 2.2.1996 V ZR 239/94,
BGHZ 132, 30, 35 (Wissensaufspaltung).




9.4.

Die Ermittlung der Rechtspflichten aus den

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

Im System sind Unternehmen in 40 Branchen klassifiziert. Kann ein Unterneh-
mensstandort einer bestimmten Branche zugeordnet werden, lasst sich auf diese

Genehmigungsbescheiden des Unternehmens ja " /nein! | Weise mit geringstem Aufwand das Pflichtenprofil eines Unternehmens ermitteln.
. Betreiber von Lackherstellern, Papierfabriken und Raffinerien kénnen aufgerufen
Funktion 23 i S . N . .
und Ubernommen werden. Sie sind schon einmal geprift und mussten lediglich
In den Genehmigungsbescheiden haben die zusténdigen Behorden fir ein Un-  Bemerkungen: auf den neu zu priifenden Standort angepasst werden.

ternehmen genehmigungspflichtige Anlagen, Produktionsverfahren und sonstige
Sachverhalte genehmigt, und zwar unter Auflagen, die konkrete Pflichten fir das
Unternehmen darstellen, die in aller Regel bestandskréaftig sind, unverandert zu
Ubernehmen und einzuhalten sind, um die Genehmigung flir das Unternehmen
zu erhalten. Beim VerstoB3 gegen Auflagen konnten die Genehmigungsbehérden
ihnre Genehmigungsbescheide widerrufen, wodurch der Betrieb gefédhrden wer-
den kann. Die Einhaltung der Pflichten aus den Genehmigungsbescheiden sind
deshalb auf Verantwortliche zu delegieren, zu erflllen, zu kontrollieren und zum

Auf jeder Maske findet sich ein Suchfeld ,,Branche:* Angeklickt zeigt das System
die gespeicherten Listen von Rechtsnormen und Rechtspflichten schon einmal
eingerichteter Unternehmen, die nach Branchen klassifiziert sind. Aus der Liste
kann die entsprechende Branche ausgewahlt werden. Auf der weiteren Maske
werden die Sachverhalte eines Betriebes zum Beispiel der chemischen Grundstoff-
herstellung angezeigt. Der jeweilige Sachverhalt 18sst sich anklicken, worauf in der
rechten Halfte der Maske die Kurzinhalte der verlinkten Rechtspflichten angezeigt

werden. Auswahlen kann man jeweils nach Rechtsnormen und Rechtspflichten.

Nachweis gegeniber den Behtrden zu dokumentieren.

Die sechs Organisationspflichten sind auf die Pflichten aus den Genehmigungs-
bescheiden anzuwenden, will das Unternehmen die Genehmigung des Betriebs
sichern oder gewahrleisten. Verkannt wird haufig, dass die Rechtspflichten aus
den Auflagen der Genehmigungsbescheide nicht den Gesamtbestand der Pflich-
ten des Unternehmens ausmachen, sondern nur ein Bruchteil. Erfahrungsgeman
regeln die Behodrden die Pflichten eines Unternehmens nur im Umfang von
etwa 1-10% der Gesamtzahl aller Pflichten. Vorsorglich ist deshalb der Irrtum
zu vermeiden, das Pflichtenmanagement beschrénke sich ausschlieBlich auf
die Einhaltung der Auflagen aus den Bescheiden. Die Genehmigungsbehorden
schreiben nur die Rechtspflichten als ,, Auflagen” vor, die flir das Betreiben des
Unternehmens unverzichtbar sind, jedoch ohne Anspruch der Vollstandigkeit.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

jaD/neinD

9.5. Die Ermittlung der Rechtspflichten
aus den gespeicherten Branchen

Funktion 24

GESAMTZAHL DER RECHTSANDERUNGEN BEI PFLICHTEN

BRANCHEN- BRANCHEN- GUMMIHERSTELLUNG 725 4.545
BRANCH E NORMEN PFLICHTEN KERAMIKBESCHICHTUNG 987 5.004

KERAMIKHERSTELLUNG 804 4.796
ABFALLVERBRENNUNGS- 1.640 5.169 KLEBEPRODUKTE. 952 5 460
ANLAGE HERSTELLUNG
ARZNEIMITTEL 1.645 6.438

AUTOMO ILWERK 1133 4.422 OCHNIK -
AUTOMOTIVE 1.016 5.138 :

LACKFABRIK 981 4,599
BAHN 965 11.070 LAMPENHERSTELLUNG 776 4.225
I 1.029 5.819 LEBENSMITTEL 1.750 5.124

GRUNDSTOFFHERSTELLER LOGISTIK 1.581 6.768

NASSLACKPRODUKTION 1.036 5.511
PAPIERHERSTELLUNG 889 4.887

DEPONIE 1.029 5.502
DIALYSATOREN- JLE) 4.645
HERSTELLUNG

ELEKTRO- 857 3.917
INSTALLATIONSTECHNIK

ENERGIEMANAGEMENT 409 1.266

PFLANZENSCHUTZMITTEL 415 5.491
RAFFINERIE 1.958 6.681
RECHENZENTRUM 524 2.574
ENERGIEWIRTSCHAFT 1613 7707 SCHMIERSTOFFE 876 5.2/0
SERUMHERSTELLUNG 1.076 5.452
ENTSORGUNGSBETRIEB MIT - o5 T o e
ABWASSERBEHANDLUNG : : :
FACILITYMANAGEMENT 624 3.782 STAHLWERK 3.866

FRUCHTSAFTHERSTELLUNG 878 4.395 UNIKLINIK 1444 9.126
GALVANIK 519 4.359 UPSTREAMER 1.253 6.689

GASSPEICHER 879 b 842 VERKEHRSBETRIEBE 702 6.433
GELENKWELLENHERSTELLER 4.093 WERFT 865 4.995

GIESSERE| >.228 DURCHSCHNITT 1.029 3.155

GLASINDUSTRIE 798 4.043




. . Lei leich . g Lei leich
9.6. Der Einsatz von 240 anlagetypischen eistung vergleichbar 9.7. Der Filter nach 77 klassifizierten eistung vergleichbar
Risik d Pflicht fil nach Art und Umfang? Recht bieten beim Rech hi nach Art und Umfang?
ISIKO- Un icntenproriien ja_ |/nein echntsgebieten beim rRecherchieren ja_ /nein
Funktion 25 Funktion 26
Nach dem gleichen Prinzip sind die Pflichten und Risiken von 240 Anlagetypen ge- Bemerkungen: Die Rechtsnormen und Rechtspflichten sind nach 89 Rechtsgebieten im Sys-

34

blndelt und gespeichert. Selbst wenn ein Betrieb keiner Branche zugeordnet wer-
den kann, wiederholen sich erfahrungsgeman in der Industrie die Anlagetypen.
Im System sind auf bestimmte typisierbare Anlagen Risiken und Pflichten gebin-
delt. Dadurch eribrigt sich die jeweils erneute Suche nach Risiken und Pflichten,
wenn flr eine Anlage in einem Unternehmen die Pflichten zu suchen sind. Sind
bestimmte Anlagen in anderen Unternehmen schon einmal darauf untersucht
worden, ob sie Pflichten ausldsen, werden in nachfolgenden Untersuchungen die
ermittelten Rechtspflichten flir einen Anlagetyp wiederverwendet. Sachverhalte
und Pflichtenprofile werden auf diese Weise standardisiert und wiederverwendbar
gespeichert.

tem klassifiziert und gebilndelt. Die Unternehmensvertreter und die prifenden
Rechtsanwaélte verschaffen sich gemeinsam einen *Uberblick tiber die Unterneh-
mensaktivitdten und kénnen daraufhin beurteilen, welche Rechtsgebiete auf die
Unternehmenstétigkeit offensichtlich nicht anwendbar sind und deshalb als nicht
einschlagig markiert werden kdnnen. Dadurch kann der Aufwand schon am An-
fang der Prifung der einschlagigen Normen und Pflichten gesenkt werden. Zum
Beispiel lassen sich durch die Negativauswahl samtliche landesrechtlichen Re-
gelungen als nicht einschlagig kennzeichnen, in denen das Unternehmen keine
Standorte unterhalt. Auf diese Weise kdnnen beispielsweise auch sémtliche berg-
rechtlichen Vorschriften als nicht einschlagig markiert werden, wenn ohne Zweifel
festgestellt werden kann, dass das Unternehmen keine bergrechtlich geregelten
Aktivitaten unternimmt, weil es nicht unterirdisch tatig ist und keine unterirdischen
Anlagen unterhalt. Ausgeschlossen werden kann zum Beispiel auch, dass die Un-
ternehmenssachverhalte eines Maschinenbauunternehmens keinen arzneimittel-
rechtlichen Vorschriften unterliegen. Im System lassen sich auf der Maske ,,Norm
durchsuchen:” die Rechtsgebiete aufrufen und mit einem Klick als nicht einschla-
gig markieren. Die zum jeweils aussortierten Rechtsgebiet gehdérenden Rechts-
normen werden dann nicht mehr auf Einschlagigkeit geprtft. Der Priifumfang l&sst
sich auch dadurch verringern.
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7 7 RECHTSGEBIETE
MONATLICH AKTUALISIERT

RECHTSGEBIET *Auswahl ANZAHL NORMEN ANZAHL PFLICHTEN . PLANUNGSRECHT *
1 ABFALLRECHT 488 1087 40  PRODUKTRECHT 601 959
2. ABGABENRECHT * 74 64 41.  PRODUKTSICHERHEITSRECHT 85 470
3. AGRARRECHT 93 99 42 PROZESSRECHT * 1 14
4, ALLGEMEINES VERWALTUNGSRECHT * 89 144 43.  SEERECHT* 65 124
5. ALTLASTENRECHT 22 19 44,  SOZIALRECHT * 14 73
6. ANLAGENSICHERHEITSRECHT 227 1526 45, STRAFRECHT * 31 52
7. ARBEITSRECHT * 69 224 46.  STRAHLENSCHUTZRECHT 203 242
8. ARBEITSSCHUTZRECHT 1325 5871 47.  STORFALLRECHT 42 49
9. ARTENSCHUTZRECHT * 25 25 48.  TELEKOMMUNIKATIONSRECHT * 15 142
10.  ARZNEIMITTELRECHT 192 554 49.  TIERSCHUTZRECHT 105 332
11.  ARZTRECHT * 72 452 50.  TIERSEUCHENRECHT 130 560
12. ATOMRECHT 1296 1572 51.  TRANSPORTRECHT * 59 164
13.  AUSBILDUNGSRECHT * 12 45 52. UMWELT-AUDIT-RECHT 50 62
14.  BAURECHT* 390 3533 53.  UMWELTHAFTUNGSRECHT 18 15
15.  BERGRECHT 669 2549 54.  UMWELTINFORMATIONSRECHT 70 14
16.  BODENRECHT 45 136 55.  UMWELTRECHT 55 9
17. BODENSCHUTZRECHT 74 178 56.  UMWELTVERWALTUNGSRECHT 181 171
18.  BRANDSCHUTZ 49 134 57.  UMWELTZIVILRECHT 7 54
19.  CHEMIKALIENRECHT 260 408 58.  VERFASSUNGSRECHT * 12 18
20.  DENKMALSCHUTZRECHT * 21 18 59.  VERKEHRSRECHT 486 3771
21.  DUNGEMITTELRECHT 36 65 60.  VERWALTUNGSRECHT * 99 54
22.  EG-UMWELTRECHT 57 22 61.  WAFFENRECHT * 13 78
23.  ENERGIERECHT 297 6704 62.  WASSERRECHT 1064 2888
24.  ENERGIEWIRTSCHAFTSRECHT 152 495 63.  ZOLLRECHT* 8 75
25.  FUTTERMITTELRECHT 323 342 64.  AUSSENWIRTSCHAFTSRECHT 121 455
26.  GEFAHRENABWEHRRECHT 131 1087 65.  BETRIEBSVERFASSUNGSRECHT * 12 352
27.  GEFAHRGUTRECHT 120 692 66.  BANKRECHT 321 2582
28.  GEFAHRSTOFFRECHT 390 2030 67.  DATENSCHUTZRECHT 96 446
29.  GENTECHNIKRECHT 126 132 68.  FINANZRECHT * 12 12
30.  GERATESICHERHEITSRECHT 451 3657 69.  GESELLSCHAFTSRECHT * 311 1530
31.  GESUNDHEITSSCHUTZRECHT 192 523 70.  KAPITALMARKTRECHT 213 1618
32. GEWERBERECHT * 44 188 71.  KARTELLRECHT * 37 95
33.  IMMISSIONSSCHUTZRECHT 767 981 72. ORGANISATIONSRECHT 378 40
34.  KRANKENHAUSRECHT * 52 129 73.  SUBVENTIONSRECHT * 3 3
35.  LEBENSMITTELRECHT 635 1329 74.  VERGABERECHT * 55 173
36.  NATURSCHUTZRECHT 320 1442 75.  VERSICHERUNGSRECHT * 73 675
37.  PFLANZENSCHUTZMITTELRECHT 300 99 76.  WIRTSCHAFTSRECHT * 111 756
38.  PFLANZENSCHUTZRECHT 150 179 71. WIRTSCHAFTSSTRAFRECHT * 101 216




9.8.

Das Filtern beim Recherchieren nach dem Recht
des Bundeslandes am Unternehmensstandort

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

AKTUELL IM MAI 2023 SIND 71.000 PFLICHTEN MIT 54 000
UNTERNEHMENSSACHVERHALTEN 4.5 MILLIONEN MAL VERLINKT..

jal_!/nein
Funktion 27 Die vorformulierten Rechtspflichten werden bei der Einrichtung des System von
den beratenden Rechtsanwalten aufgerufen, bernommen und an die Besonder-
Nicht durchsucht werden missen samtliche Vorschriften, die am Unternehmens-  Bemerkungen: heiten des jeweiligen Betriebes angepasst.

standort nicht einschlagig sind. Am Unternehmensstandort sind nur die Vorschrif-
ten der EU, des Bundes und des jeweiligen Bundeslandes einschlagig. Die Lan-
desgesetze der 16 Bundeslander kénnen als nicht einschlagig markiert werden.
Nur die Fundstellen in den Rechtsnormen des jeweiligen Bundeslandes sind von
Interesse. Auf der Maske zur Listensuche kann die gesamte Anzahl der zu durch-
suchenden Normen von aktuell 21.221 reduziert werden auf die ,,Such nach o6rt-
lich zu prufenden Normen*“. Mit dieser Funktion werden automatisch die Normen
auf die Rechtsvorschriften der EU, des Bundes und des jeweiligen Bundeslandes

Diese Speichermethode erlaubt es, einen Sachverhalt aufzurufen und nach den
verlinkten Rechtsnormen und Rechtspflichten zu suchen. Die Recherche zeigt fir
einen gepriften und gespeicherten Sachverhalt samtliche Normen und Pflichten
aus unterschiedlichen Rechtsgebiete, die in einer vorangegangen rechtlichen Pru-
fung als einschlagig bewertet wurden.

reduziert, in dem der Unternehmensstandort seinen Sitz hat.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

9.9.2. Die Suche von der Pflicht zum Sachverhalt

Funktion 30

Umgekehrt lassen sich zu einer Pflicht sémtliche Sachverhalte aufrufen, auf die
die Pflicht schon einmal angewandt wurde. Das gleiche gilt fir die Rechtsnormen.
Sind Sachverhalte und Rechtsnormen sowie Rechtspflichten einmal verlinkt, las-
sen sich diese wechselseitig aufrufen. Diese Methode erleichtert die Rechtsan-
wendung bei Sachverhalten, die noch nicht geprift wurden, die aber als ahnlich
zu bewerten sind, wenn es darum geht, das Risiko fir ein geschitztes Rechtsgut

9.9. Die Ermittlung der Rechtspflichten aus dem ,,Glossar* Leistung vergleichbar _ Ao ) , o
als Informationsquelle mit 4,5 Millionen Links zwischen nach Art und Umfang? v er.m'.ttem' Wen.n zum Beispiel das Glof:kengelagt als genehm'gunnged.urft.'ger
. . . immissionsrechtlicher Sachverhalt von einem Gericht eingestuft wurde, gilt diese
Sachverhalten und Rechtspflichten [ Bewertung erst recht fir das disharmonische Sirenengerdusch, das ein héheres
Funktion 28 Risiko flir das Rechtsgut Larmschutz zu beurteilen ist. Wenn das harmonische Glo-
ckengerdusch immissionsrechtlich genehmigt werden muss, hat dies erst recht

Leistung vergleichbar flir das disharmonische Sirenengerédusch zu gelten.
9.9.1. | Die Suche vom Sachverhalt zur Pflicht nach Art und Umfang?

38

Funktion 29

Der Lodsungsvorratsspeicher unseres Systems ,Recht im Betrieb” enthélt die
Sammlung aller Unternehmenssachverhalte, die in den letzten 25 Jahren dem
Management-System ,,Recht im Betrieb® nach einschlagigen Rechtsnormen und
Rechtspflichten geprift wurden. Die Prifergebnisse sind im System gespeichert
und miteinander zu einer dauernden, persistenten Verbindung verlinkt, die unkon-
trolliert nicht aufgelést oder verandert werden kann.

jal_/nein

Die Verlinkung im System erlaubt es, nicht nur vom Sachverhalt die Pflichten zu
suchen, sondern auch von der Rechtspflicht ausgehend die Sachverhalte auf die
die Rechtspflicht schon einmal zur Abwendung von Risiken geprtift wurden.

Diese Recherchemethode entspricht der Rechtsanwendungsmethode von Karl
Engisch, die er als Hin- und Herwandern des Blicks beschreibt.

Beispiel: Die Pflicht Nr. 5, wonach Gasturbinenanlagen so zu errichten und zu be-
treiben sind, dass die erforderlichen Anforderungen eingehalten werden, bezie-

ja

/ nein
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9.9.3.

40

hen sich auf 77 Sachverhalte. Mit dieser Methode lassen sich Sachverhalte ermit-
teln, die die gleiche Pflicht ausldsen und eventuell im Unternehmen vorkommen,
ohne dass die Mitarbeiter des Unternehmens deshalb zum présenten Wissen der
Mitarbeiter gehort. Die so eingesetzte Datenbank funktioniert wie ein digitales
Gedéachtnis mit unbegrenzter Kapazitat, das dem menschlichen Gedéchtnis mit
beschrénkter Kapazitat Uberlegen ist. Die Nutzer, die der Empfehlung folgen, alle
Sachverhalte im Unternehmen, alle Stoffe, Maschinen, Anlagen, Funktionen in das
System einzustellen, sind nicht aufihr menschliches Gedachtnis und ihr préasentes
Wissen angewiesen, um samtliche Risiken eines Unternehmens zu erfassen. Die
Nutzer des Systems erflllen auBerdem ihre Informationsbeschaffungspflicht,
namlich sémtliche verfligbaren Informationsquellen erschépfend auszuwerten.

Zum Beispiel lassen sich alle Sachverhalte aufrufen, die mit der Pflicht zur Gastur-
bine verlinkt sind, die ein vergleichbares Risiko verursachen.

Aktuell sind etwa 4,5 Millionen Links zwischen 57.427 Unternehmenssachver-
halten mit Risiken und 71.000 Pflichten zur Abwendung dieser Risiken in der
Datenbank gespeichert.

Wurde ein Sachverhalt einmal danach geprtift, welche Rechtspflichten er aus
verschiedenen Rechtsgebieten auslést, wird das Priifergebnis fr alle Wiederho-
lungsfalle gespeichert. Die Priifung muss nicht wiederholt werden, das Prifergeb-
nis muss nur wiedergefunden werden. Die Pflichten werden monatlich aktualisiert,
sodass sich im Glossar die aktuelle Rechtslage wiederfindet.

Der Vergleich von Risikosachverhalten zur Erleichterung

von Rechtsanwendung durch Analogien
Funktion 31

Im Glossar lassen sich samtliche gespeicherten Risikosachverhalte aufzeigen, auf
die schon einmal eine Rechtspflicht angewandt wurde. Dazu muss lediglich die
Pflicht in der rechten Glossarspalte angeklickt werden, worauf in der linken Spalte
die Sachverhalte angezeigt werden, auf die die Pflicht schon einmal angewendet
wurde. Die Funktion ermdglicht einen Vergleich eines neuen, noch nicht gespei-
cherten Sachverhalts, um entscheiden zu konnen, ob auf ihn eine Rechtspflicht
ebenfalls analog anzuwenden ist. Im System sind derzeit 57.427 Risikosachver-
halte gespeichert, die sich durch das Glossar aufrufen, vergleichen und auf Analo-
gien untersuchen lassen.

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

9.9.4.

9.9.5.

Die Recherche nach Musterpflichtenprofilen

Funktion 32

Musterpflichtenprofile sind nach Themen- und Rollenprofilen gespeichert. Zum
Beispiel lassen sich mit einem Klick samtliche Pflichte aufrufen, die von , Leitern®
oder einem , Kran“ ausgeldst werden. Mit der gleichen Methode sind bei Rollen-
profilen die Pflichten geblindelt und mit einer bestimmten Funktion eines Ver-
antwortlichen im Unternehmen verknupft. Auf diese Weise kdnnen die Pflichten
eines ,Kranflihrers“ oder eines , Abfallbeauftragten“ mit einem Klick aufgerufen
werden. Ein Kran 16st zum Beispiel 61 Rechtspflichten aus. Diese konnen auf einen
speziellen Kran angepasst werden. Die Erstellung des Pflichtenkatalogs wird da-
durch erleichtert, dass alle gepriiften Rechtspflichten verfligbar gehalten werden.
Der Prifaufwand wird erheblich verringert und der Vorrat an gebiindelten Pflich-
tenprofilen stédndig erweitert. Mit jedem neuen Betrieb, der das System einsetzt,
erweitert sich der Kreis der Sachverhalte, die digital mit Rechtspflichten verknipft
sind und den Losungsvorratsspeicher vergréBert.

Vom menschlichen zum digitalen Gedéachtnis

Funktion 33

Der Ubergang vom menschlichen zum digitalen Gedachtnis erleichtert die Re-
cherche nach Risiken, erhéht die Risikofantasie und die Verfligbarkeit riskanter
Sachverhalte.

Im Glossar lasst sich ermitteln, ob ein Sachverhalt schon einmal vom Gesetzge-
ber oder einem Gericht als Risiko behandelt wurde. Erfasst sind im Management-
system derzeit 57.430 riskante Unternehmenssachverhalte (Stand: Mai 2023).
Durch diesen Speicher von Risikosachverhalten wird die Verfligbarkeit erhéht und
die Gefahr gesenkt, ein Risiko zu unterschatzen oder

zu Ubersehen. Mit der Datenbank wird die Risikofantasie um jeden gespeicher-
ten Sachverhalt erweitert. Das nur begrenzt menschliche Gedachtnis wird ersetzt
durch ein digitales Gedachtnis, das in der Lage ist, unbegrenzt zu speichern und
Risikosachverhalte verflighar zu halten. Das Risikomanagement wird dadurch er-
heblich verbessert.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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keit abschatzen soll. Wird aber eine Frage durch eine andere ersetzt, kommt es
zu systematischen Fehlern. Fir seine Forschung zum Verflgbarkeitsfehler wurde
Kahnemann mit dem Wirtschaftsnobelpreis 2002 ausgezeichnet. Ob einem Risi-
komanager auf die Frage nach der Haufigkeit von Schadensereignissen Beispiels-
falle einfallen, hangt nicht von der Haufigkeit ab, sondern davon ob ein Ereignis
hervorstechend (salient) ist und deshalb leicht in Erinnerung bleibt und aus dem
Gedachtnis jederzeit abgerufen werden kann und nur deshalb Uberschéatzt wird,
weil es ein dramatisches Ereignis ist, Uber das die Medien berichten und das des-
halb prasent ist oder weil Beispielsfélle auf persénlichen Erfahrungen beruhen. Ob
Beispielsfélle einfallen, wird geschéatzt und nicht gezahlt und davon beeinflusst, ob
die Beispielsfalle so markant sind, dass sie im Gedéachtnis haften bleiben.

Bei der Ermittlung einer Rechtspflicht ist die Vorfrage zu kléren, ob ein Rechtsgut
einem Risiko ausgesetzt ist. Die Annahme eines Risikos hangt von einem Erfah-
rungssatz ab, ob sich von einem Sachverhalt in einem Unternehmen ein Schaden
an einem Rechtsgut entwickeln kann. Existieren keine Erfahrungen Uber einen
drohenden Schadensverlauf, misste zunachst ein Erfahrungssatz oder eine Theo-
rie aufgestellt werden. Dabei kann es erstmals zu einem Verfligbarkeitsfehler kom-
men, der an dem h&ufigen Ausspruch zu erkennen ist, im eigenen Unternehmen
seien keine Vorfalle bekannt, die zu einem Schaden fliihren konnten. Der Risikoma-
nager zeigt damit, dass er nur an das denkt, was er schon weiB. Sein Erfahrungs-
schatz beschrankt sich nur auf sein eigenes Unternehmen und seine zu schmale
Erfahrungsbasis . Seine Vorstellungswelt entspricht nicht der wirklichen Welt. Der
Verflgbarkeitsfehler besteht darin, dass sich der Risikomanager auf sein pra-
sentes aber zu geringes Wissen verlasst und im Ergebnis ein Risiko unterschatzt
wird. Er wahlt eine zu kleine Stichprobe. Er schliet von seinem eigenen Unterneh-
men und seinem eigenen personlichen Erfahrungsschatz auf die gesamte Risiko-
lage. Er verkennt alle denkbaren sonstigen Risiken.

Den Verfligbarkeitsfehler kann man in der Entscheidungspraxis dadurch vermei-
den, Datenbanken zu befragen und nach Sachverhalten zu recherchieren, die
schon einmal in anderen Unternehmen als Risiken erkannt, gepriift und gespei-
chert wurden. Mit dem digitalen umfangreichen Gedéachtnis einer Datenbank lasst
sich der Verflgbarkeitsfehler im Risikomanagement vermeiden (Mehr dazu: CB
7/2014; Rack, Der Verfugbarkeitsfehler (Availability Bias) als Organisationsrisiko.)

Leistung vergleichbar

9.9.6. | Zur Abwendung des Verfiigbarkeitsfehlers (Availability Bias) nach Art und Umfang?
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Je mehr Sachverhalte in der Datenbank gespeichert und mit Pflichten verknlipft Bemerkungen: eigene Themen- und Rollenprofilen als Situationsprototypen jal_/nein

sind, umso mehr verringert sich das Risiko des Verflgbarkeitsfehlers. Die Verflig-
barkeit von Informationen bestimmt dariliber, ob Risiken entweder unterschatzt
oder Uberschatzt werden. Der Verflgbarkeitsfehler Iasst sich durch die Organisa-
tion und Auswertung von den Informationen verringern, die gespeichert und mit
Rechtspflichten verlinkt sind und als abzuwendende Risiken schon einmal ermit-
teltwurden. Die Verfligbarkeitsheuristik ist eine Losungstechnik, die Menschen bei
Entscheidungen einsetzen, wenn sie die Haufigkeit einer bestimmten Klasse oder
die Wahrscheinlichkeit eines Ereignisses abschatzen wollen. Wenn Mitarbeiter im
Unternehmen Risiken mit der Begriindung bestreiten, im eigenen Unternehmen
passiere so etwas nicht, ein Schadensereignis sei nicht zu beflirchten und deshalb
auch kein praventiver Aufwand zur Abwehr zu betreiben, unterschétzen sie die
Haufigkeit eines eventuell drohenden Schadens. Ob ein Risiko als ein drohender
Schaden haufig oder selten ist, schatzen sie nach der sogenannte Verflgbarkeits-
heuristik. Sie bilden Beispiele der jeweiligen Klasse eines drohenden Schadens
aus dem eigenen Gedéachtnis. Erweist sich der Abruf von Beispielen aus dem
menschlichen Gedachtnis als leicht und fllssig, kommen sie zum Ergebnis, dass
dieses Schadensereignis auch haufig sein muss und deshalb ein Risiko anzuneh-
men ist. Charakteristisch flr die Verfligharkeitsheuristik und den Verfligbarkeits-
fehlerist, dass eine Frage durch eine andere ersetzt wird. Abgeschatzt werden soll
die Haufigkeit eines Schadensereignisses. Beantwortet wird diese Frage damit,
wie leicht und flussig Beispielsfalle demjenigen eingefallen sind, der die Haufig-

Funktion 35

Die Effizienz im Entscheidungsmanagement und der Recherche nach einschla-
gigen Rechtspflichten l&sst sich durch routinisierte Entscheidungen erreichen. Be-
stimmte Entscheidungssituationen wiederholen sich und l6sen die gleiche Kom-
bination von Pflichten aus. Das jeweilige Pflichtenprofil wiederholt sich, l&sst sich
speichern und mit der jeweils wiederkehrenden Entscheidungssituation verlinken.
Ein Entscheidungsschema kann gespeichert und aktiviert werden. Dadurch wird
der Entscheidungsaufwand beim Ermitteln von Risiken und Rechtspflichten zu de-
ren Abwehr minimiert. Die eingetretene aktuelle Entscheidungssituation ist mit der
vorgespeicherten Situation und der fixierten Entscheidung in Form von Pflichten-
profilen lediglich in einem ,Matching-Prozess* zu vergleichen. Tritt eine Entschei-
dungssituation ein, kann der Situationsprototyp einschlieBlich der ausgeldsten
Rechtspflichten aufgerufen und aktiviert werden.

Graphisch dargestellt werden kénnen die Situationsprototypen als Themen und
Rollenprofile mit der Kacheltechnik des Systems.

Auf Kacheln werden typisierte Entscheidungssituationen als Rollen und Themen-
profile abgebildet. Angezeigt wird die Benennung der Entscheidungssituation, die
Anzahl der Pflichten und deren jeweiliger Bearbeitungsstand. Erledigte Pflichten
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werden in einem grauen Balken, Uberféllige in einem roten, in drei Wochen fallige
in einem griinen Balken und in zwei Wochen fallige in einem gelben Balken dar-
gestellt. Eine schon einmal geprifte und praktizierte Entscheidungssituation lasst
sich somit speichern, aufrufen und wiederholen.

Es lasst sich jeweils ein Entscheidungsschema speichern und aktivieren. Tritt eine
Entscheidungssituation ein, kann der Situationsprototyp einschlieBlich der ausge-
|6sten Rechtspflichten aufgerufen und reaktiviert werden.

Die Sammelrecherche im Glossar

Funktion 36

Die erfolgreiche Glossarsuche setzt voraus, dass sémtlich Sachverhalte des Unter-
nehmens als potentielle Risikoquellen zundchst gesammelt und gelistet werden,
damit sie digital im Losungsvorratsspeicher recherchiert werden kdnnen.

Die digitale Technik der Sammelrecherche erlaubt es, sémtliche gesammelten
Sachverhalte eines Unternehmens aufzulisten und in einem einzigen Recher-
chevorgang im Ldsungsvorratsspeicher nach einschlagigen Pflichten zu durch-
zusuchen. Alle Sachverhalte eines Unternehmens sind nach Risiken zu analysie-
ren. Damit erfiillen die Vorstande und Geschaftsfiihrer und ihre Beauftragten
die Risikofriiherkennungspflicht nach § 91 Abs.2 AktG vor Schadenseintritt.
Rechtlich zu prufen ist, ob ein Rechtsversto mit Schadensfolgen vorhersehbar
und vermeidbar ist und zwar zu einem Zeitpunkt, noch bevor die Schadensfolgen
eingetreten sind.'” Die Risikoanalyse ist die vorweggenommene Schuldfrage, ob
ein Schaden vorhersehbar und vermeidbar sein wird. Die rechtlichen Prifungen
im Rahmen der Risikoanalyse vor und nach dem Schadenseintritt gleichen sich.'®
Der BGH verpflichtet in standiger Rechtsprechung zur aktiven Informationsbe-
schaffung Uber Risiken und ihre Abwehr. Niemand darf sich darauf verlassen,
dass das Risiko offenkundig wird. Aus finf BGH-Urteilen ergibt sich, dass die Ri-
sikofriiherkennungspflicht nach stéandiger Rechtsprechung schon einsetzt, noch

17 OLG Ddusseldorf, NJW 20202, 1537- IKB-Entscheidung.

18 Jung, Mller-Dietz, Recht und Moral: Beitrédge zu einer Standortbestimmung, 1991 S. 358,
360.

Leistung vergleichbar
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bevor ein Missstand zu beobachten ist. Risiken sind keine Tatsachen, sondern
Fiktionen. Sie sind die Ergebnisse von Schlussfolgerungen aus Erfahrung Uber ty-
pische Schadensverlaufe.!® Neben den offenen Risikofaktoren sind auch latente
Risikofaktoren?® zu berticksichtigen. Dieses Ergebnis ist nur aufgrund allgemeiner
Lebenserfahrung zu erzielen, insbesondere auch aus dem gewdhnlichen Verlauf
der Dinge, den unternehmensinternen und externen Erfahrungen sowie Schluss-
folgerungen aus gesetzlichen und untergesetzlichen Regelwerken.?* Erfahrung
ergeben sich aus der Rechtsprechung. Uber die stadtbekannte Unzuverlassigkeit
eines Kutschers im Verkehr hétte sich der Vorstand Uber interne Meldesysteme
informieren missen (RGZ 78 S. 107 — Kutscher-Urteil). Verdeckte Glassplitter im
Heilsalz waren versteckte Risikofaktoren (RGZ 87 (1916) S. 1 — Heilsalz-Urteil).
Das Risiko des durchgehenden Pferdes ist aus allgemeiner Lebenserfahrung be-
kannt (BGHZ 4 S. 1 — Benzinfahrt-Urteil). Das Diebstahlrisiko auf Baustellen ist
nicht offensichtlich, sondern ergibt sich nur durch Schlussfolgerungen aus der
allgemeinen Lebenserfahrung, dass Gelegenheit Diebe macht (BGHZ 11, S. 150
— Zinkdach-Urteil). Die giftigen Bleirickstédnde im Eisenbahnwaggon bleiben im
Verborgenen (BGHZ 17 (1955) S. 214 — Bleiwaggon-Urteil) und fallen icht ins
Auge, wenn man nicht dartiber nachdenkt und nicht die Risikofantasie bemuht.
Die eigenméchtigen Angestellten, die Hehlerware an- und verkaufen, lassen sich
nicht als Gefahrenquelle erkennen. Sie sind das Ergebnis aus Schlussfolgerungen
aus der Erfahrung Uber kriminelles Fehlverhalten von unkontrollierten Angestellten
(RG JW 1938 S. 1651 — Kleinbahn-Urteil). Produktionsfehler in Zulieferteilen sind
verstecke Gefahrenquellen (NJW (1968) S. 247 ff. — Schubstreben-Fall). Eine Gas-
leitung mit unbekanntem unterirdischem Verlauf ist eine verborgene Gefahren-
quelle (NJW 1971 (1971) S. 1313 — Tiefbau-Unternehmer-Urteil). Das Verwechs-
lungsrisiko bei Ersatzteilen stellt ein latentes Risiko dar (BGH JZ 1978 (1978) S.
475 — Kfz-Werkstatt-Urteil). Aus diesen strengen Vorgaben der Rechtsprechung
zu offenen und latenten Risikofaktoren ergibt sich die nachdriickliche Empfeh-
lung, samtliche Sachverhalte am Unternehmensstandort aufzulisten und fiir
den Fall vorzusorgen, in einem spateren eventuellen Schadensersatzprozess
den Vorwurf abwenden zu miissen, der Schadensverlauf sei fiir das Unterneh-
men vorhersehbar und vermeidbar gewesen.

Die Recherche im Lésungsvorrat bietet auf einen Klick die verlinkten und schon
einmal gepriften Rechtspflichten, die von dem jeweiligen Unternehmenssachver-
halt ausgeldst werden. Gibt man als Sachverhalt zum Beispiel ,Batterie” ein, zeigt
das System im Glossar 69 Sachverhalte, die mit Batterien im Zusammenhang ste-
hen. Klickt man aus dieser Liste ,Industriebatterie” an, zeigt das System auf der
rechten Seite der Glossarmaske 5 Pflichten zu Batterien.

19 OLG Stuttgart, 19.2.2012 20 U 3/11, zur Sardinien-AuBerung-Piéch eines Aufsichtsrats;
BGHZ 17 (1955) S. 214 Bleiwaggon-Urteil; RGZ 78 S. 107 Kutscher-Urteil; RG JW 1938
S. 1651 Kleinbahn-Urteil; VersR 1959, S. 104 GieBerei-Urteil; NJW 1961 (1961) S. 455
Propagandisten-Urteil.

20 Aus Erfahrung ergeben sich aus der Rechtsprechung: Uber die stadtbekannte Unzu-
verlassigkeit eines Kutschers im Verkehr héatte sich der Vorstand Uber interne Meldesy-
steme informieren missen (RGZ 78 S. 107 Kutscher-Urteil). Verdeckte Glassplitter im
Heilsalz waren versteckte Risikofaktoren (RGZ 87 (1916) S. 1 Heilsalz-Urteil). Das Risiko
des durchgehenden Pferdes ist aus allgemeiner Lebenserfahrung bekannt (BGHZ 4 S. 1
Benzinfahrt-Urteil). Das Diebstahlrisiko auf Baustellen ist nicht offensichtlich, sondern er-
gibt sich nur durch Schlussfolgerungen aus der allgemeinen Lebenserfahrung, dass Gele-
genheit Diebe macht (BGHZ 11, S. 150 Zinkdach-Urteil). Die giftigen Bleirlickstande im
Eisenbahnwaggon bleiben im Verbogenen (BGHZ 17 (1955) S. 214  Bleiwaggon-Urteil)
und fallen ins Auge, wenn man nicht dartiber nachdenkt und die Risikofantasie bemdht.
Die eigenméchtigen Angestellten, die Hehlerware an- und verkaufen lassen sich nicht als
Gefahrenquelle erkennen. Sie sind das Ergebnis aus Schlussfolgerungen aus der Erfahrung
Uber kriminelles Fehlverhalten von unkontrollierten Angestellten (RG JW 1938 S. 1651
Kleinbahn-Urteil). Produktionsfehler in Zulieferteilen sind verstecke Gefahrenquellen (NJW
(1968) S. 247 ff. Schubstreben-Fall). Eine Gasleitung mit unbekanntem unterirdischem
Verlauf ist eine verborgene Gefahrenquelle (NJW 1971 (1971) S. 1313 Tiefbau-Unterneh-
mer-Urteil). Das Verwechslungsrisiko bei Ersatzteilen stellt ein latentes Risiko dar (BGH JZ
1978(1978) S. 475 Kfz-Werkstatt-Urteil).

21 Rack, Lieferketten-Compliance mit digitalem Zwilling, CB-Sonderbeilage 1/2022, S. 24.
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147 unterschiedliche Sachverhalte zu Leitern werden im System aufgelistet.
., Leitern” [6sen 1438 Pflichten aus.

Die Beispiele zeigen, dass die Rechtsfragen in Industrieunternehmen sich wieder-
holen, wie sich die Sachverhalte wiederholen und Industriefirmen in aller Regel
standardisiert und serienméBig ausgerUstet sind. In jedem Unternehmen gibt es
Kréne, Gabelstapler (,Flurférderzeuge®), Gefahrstofflager. Verfahren und Pro-
zesse wiederholen sich ebenfalls, wie zum Beispiel das SchweiBen, Lackieren,
Beschichten, Umformen, Lagern. Alle Unternehmenssachverhalte verursachen
Risiken fur unterschiedliche Rechtsguter, fiir deren Abwehr die unterschiedlichen
Rechtspflichten ermittelt und eingehalten werden mussen. Die Rechtspflichten er-
geben sich aus unterschiedlichen Rechtsgebieten, die zum Beispiel Wasser, Luft,
Boden und menschliche Gesundheit schiitzen.

Aus verschiedenen Quellen sind die Sachverhalte zu ermitteln. Im Unternehmen
existieren in aller Regel Anlagenregister, Stofflisten, Aufzeichnungen Uber einge-
setzte Produktionsverfahren, Vorprodukte und verwendete Materialien.

Im System abgespeichert sind arbeitsschutzrechtlich relevante Sachverhalte aus
Sammlungen Uber Berufskrankheiten und Arbeitsunfalle.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

9.11.  Die Anzeige noch ungepriifter Sachverhalte
durch die Glossarsuche

Funktion 37

Zum ,,SchweiBBen* werden 19 Sachverhalte gezeigt. Ein Ergebnis der Glossarsuche ist die Auflistung der mit der Sammelrecherche ein-

Es l6st 620 Rechtspflichten aus. gegebenen Sachverhalte, die bisher noch nicht geprift wurden und zu denen kei-
ne Prifergebnisse im Glossar angezeigt werden. Die ungepriiften Sachverhalte
werden griin hinterlegt.
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ERSTER KLICK IN DER LISTENSUCHE. GEFUNDEN WERDEN ALLE RECHTS-
NORMEN IN DENEN DAS SUCHWORT FUR DEN SACHVERHALT VORKOMMT.

Das System biindelt und transformiert sie in das zweite Recherchesystem zur
Listensuche.

9.12. Die Listensuche in der Bibliothek des Systems mit der Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

Einschrdnkung auf die Standortnormen (Ml it

Funktion 38

Mit der Sammelrecherche der , Listensuche” lassen sich gelistete Sachverhalte in
der Gesamtbibliothek des Systems von aktuell 21.251 Gesetzen, Verordnungen
und untergesetzlichen Regelwerken nach Fundstellen im Volltext der jeweiligen
Rechtsnorm suchen.

Auf einen ersten Klick zeigt das System die Anzahl der Rechtsnormen, die in dem
Bundesland gelten, in dem der Standort liegt. Der Standort ist in der Startmen-
Maske einzugeben .Von den insgesamt gespeicherten 21 251 Regelwerken wer-
den im Durchschnitt nur noch etwa 8.000 angezeigt und durchsucht, die in dem
jeweiligen Bundesland des zu priifenden Unternehmensstandorts einschlégig sein
kénnen.. Dadurch werden die Fundstellen gefiltert, so dass die Menge der zu pru-
fenden Normen gesenkt wird.

In einem zweiten Klick erscheint die Liste mit der Anzahl der Rechtsnormen, in

denen der recherchierte Sachverhalt gefunden wurde.
ZWEITER KLICK IN DER LISTENSUCHE ZUR EINSCHRANKUNG AUF DIE NUR

AM STANDORT ZU PRUFENDEN NORMEN. DAS SYSTEM FILTERT VON 21026
RECHTSNORMEN AUF NUR NOCH 6746.
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Leistung vergleichbar
9.13. Die Listensuche im Volltext der Rechtsnormen nach Art und Umfang?

. jal_/nein
Funktion 39

Mit einem dritten Klick kann der Volltext der Rechtsnormen aufgerufen werden.
Der Sachverhalt zum Beispiel der Stoff Acetat, der gesucht werden soll, ist in das
Suchfeld der Maske einzugeben.

In einem zweiten Suchschritt kann nach einem Suchwort im Volltext des ange-

DRITTER KLICK IN DER LISTENSUCHE

Durch die digitale Suche wird keine Fundstelle Ubergangen.

Durch diese Recherchetechnik kann der Nutzer samtliche Vorschriften als Vor-
schriftengruppen eingrenzen, in denen das Suchwort zum Sachverhalt vorkommt.
Mit dieser Methode l&sst sich sehr einfach und komfortabel ein Gesetzesverzeich-
nis erstellen, in dem der gesuchte Sachverhalt wortlich geregelt ist. Der Nutzer
kann sicher sein, dass er dadurch keine Vorschriften Ubersieht, in der der gesuchte
Sachverhalt geregelt ist.
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Die Einschrankung des Priifumfangs
durch die Schnittmengensuche

Funktion 40

Mit Hilfe der Funktion der Schnittmengensuche lassen sich Suchergebnisse mit ei-
ner hohen Zahl von Fundstellen eingrenzen, indem ein weiteres Merkmal aus dem
Sachverhalt eingegeben wird. Das System bildet automatisch die Schnittmenge
aller Normen, in denen alle Suchmerkmale vorkommen. Auf diese Weise kbénnen 6
Merkmale eingegeben werden, um die Schnittmenge zu bilden.

Das Protokoll zur Recherche zum Nachweis eines
unvermeidbaren Verbotsirrtums nach § 17 StGB

und eines Tatbestandsirrtums nach § 16 StGB mit
jeweils schuldbefreiender Wirkung fiir Geschéaftsleiter.

Funktion 41

Wollen sich Geschaftsleiter entlasten, mlssen sie beweisen, einen Sachverhalt
rechtlich geprift zu haben. Die Listensuche wird automatisch protokolliert. Mit dem
Protokoll wird der Nachweis gesichert, dass die recherchierten Sachverhalte recht-
lich gepruft wurden. Bei strafbewerten Pflichten kénnen mit diesem Nachweis der
unvermeidbare Verbotsirrtum nach § 17 StGB zur eigenen Entlastung des Geschafts-
fhrers eingesetzt werden. Abgewendet werden kann der eventuelle Vorwurf, der
jeweilige Unternehmenssachverhalt ware rechtlich nicht geprift worden. Nach
der-Rechtsprechung des BGH im ISION-Urteil hat ein Vorstand oder Geschéfts-
fhrer ohne eigene Rechtskenntnisse bei Berufstragern, also bei Rechtsanwalten,
Rechtsrat einzuholen und das Beratungsergebnis einer Plausibilitdtskontrolle zu
unterziehen. Beim Einrichten des Systems beraten die Rechtsanwélte. Sie verlin-
ken Sachverhalte und Rechtspflichten. Sie entscheiden Gber deren Anwendbarkeit.
Die Rechtspflichten gelten dann als einschlégig. Die Protokolle tber die Listensuche
in der Gesetzessammilung als auch in der Glossarsuche im Losungsvorrat dient
als Nachweis dafir, dass im Unternehmen der Sachverhalt rechtlich geprift wur-
de. Sollte es trotz dieser rechtlichen Prifung und anwaltlichen Beratung zu einem
RechtsverstoBR kommen, kdnnten sich die Geschéftsflihrer auf den unvermeidbaren
Verbotsirrtum als SchuldausschlieBungsgrund zu ihrer Entlastung berufen.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
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Hauptseite / Protokolliibersicht / Suchergebnis

Dokumentation Zuriick Neue Suche
Betriebsteil:

Benutzer:

Sortiert nach: |Dalum absteigend v

Export [Inur angezeigtes Protokoll exportieren [ ]Export minimieren

Datum ab: | |

Datum bis: | |

Gehe zu: | |

Zurtick 1722 Vorwarts

Eintrag vom: 26.09.2022 am Standort: CGUIBWEB_UPDATE_GESAMT

Begrindung
In der Listensuche wurde nach folgenden Wartern gesucht:

Acetat (Treffer: 140)

Dabei wurden 20752 Normtexte durchsucht
Es wurde in allen Normen gesucht. Anzahl gefundener Treffer: 140

angemeldeter Benutzer: uib

Im Protokoll erscheinen sémtliche Sachverhalte, nach denen sowohl in der Glos-
sarsuche als in der Listensuche recherchiert wurde. Dieses Protokoll kann verwen-
det werden, um einen Tatbestandsirrtum nach § 16 StGB zu begriinden. Damit
kdnnte der eventuelle Vorwurf gegen den Geschaftsleiter abgewendet werden, mit
Vorsatz gehandelt zu haben. Nachgewiesen werden kann, dass eine rechtliche
Prifung aller gelisteten Sachverhalte durchgeflihrt wurde und ein Sachverhalt der
zu einem strafrechtlich relevanten Rechtsversto3 geflihrt hat, nicht auf der Sach-
verhaltsliste aufgeftihrt wurde. Der Geschéftsleiter konnte sich auf Unkenntnis
trotz Recherche berufen, die ihm nicht zum Vorwurf gemacht werden kann.

9.16. Zu Zweifelsfragen in der gespeicherten
Rechtsprechung und Literatur recherchieren

Funktion 42

Zu jeder einzelnen Pflichtenmaske sind Beitrdge zur Rechtsprechung und Lite-
ratur gesammelt. Die einschlagige Rechtsprechung ist erstens zunachst auf Ge-
setze und Verordnungen zu sortiert, zweitens auf die einzelnen Paragraphen, die
Pflichten enthalten, sowie drittens zu den einzelnen Rechtsbegriffen, die im Sys-
tem erlautert sind. Tauchen bei der Anwendung Zweifelsfragen bei den Gesetzen
etwa zum Anwendungsbereich oder zum Gesetzeszweck auf, kann der Nutzer des
Systems die zu sortierte Rechtsprechung und Literatur heranziehen. Die einzel-
nen Beitrage enthalten Stellungnahmen zu publizierten Fachaufsatzen und der
Rechtsprechung, die die jeweilige Rechtspflicht, das Gesetz oder den Rechtsbe-
griff betreffen. Im Pflichtentext sind die erlauterten Rechtsbegriffe blau hinterlegt.
Dies erlaubt dem Nutzer komfortabel erstens die Definition des Rechtsbegriffs und
zweitens die zusortierte Rechtsprechung und Literatur zu Uberprifen. Die einzel-
nen Beitrage lassen sich anklicken und 6ffnen. Die Sammlung zur Rechtsprechung
und Literatur unterscheidet sich von sonstigen juristischen Datenbanken dadurch,
dass sie kommentierend wiedergegeben werden und thematisch den Gesetzen,
den Rechtspflichten und den Rechtsbegriffen zugeordnet sind, die im Text zu den
Rechtspflichten verwendet werden. Vor allem l&sst sich die Rechtsprechung und

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein
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Literatur auch zu der Frage prifen, ob ein Sachverhalt schon einmal als Risiko be-
handelt wurde und entsprechende Entscheidungen der Rechtsprechung vorliegen.

Leistung vergleichbar
9.17.  Die Klassifizierung der Pflichten nach Art und Inhalt nach Art und Umfang?

: ja_/nein |
Funktion 43

Je nach Spezialisierung der Verantwortlichen lassen sich bestimmte Klassen von
Pflichten leichter delegieren. Beispielsweise konnen Schulungspflichten oder
Kontrollpflichten den daflr Verantwortlichen als Gruppe zugewiesen werden. Ab-
rufen lassen sich zum Beispiel alle Pflichten zur Kontrolle, zur Schulung, zur Ge-
nehmigung, zur Dokumentation. 192 Kontrollpflichten kénnen aufgerufen werden,
die nach § 6 Umweltordnungsgesetz eine gesetzliche Vermutung fir die Erflllung
der kontrollierten Pflichten begrtinden, wenn bei der Kontrolle kein Anlass zu Zwei-
feln an der Erflllung der Pflichten bemerkt wurde. Der Nutzer des Systems kann
dadurch prifen, ob er alle Kontrollpflichten erfillt hat und damit die gesetzliche
Vermutung nach § 6 Abs. 4 UmweltHG erflllt hat.

Rechtspflichten lassen sich auch nach ihrem Konkretisierungsgrad klassifizie-
ren. Handelt es sich um Pflichten mit Spielraum ist der Anwender gezwungen, die
Pflichten zu konkretisieren und die Konkretisierungshilfen im System einzusetzen.
Klassifiziert sind die Rechtspflichten auch danach, ob es sich um wiederkehrende
oder einmalige Pflichten handelt. Die Klassifizierung hilft dabei, das Pflichtenpen-
sum des jeweiligen Verantwortlichen besser abschatzen zu kénnen. Wer zum Bei-
spiel viele wiederkehrende Pflichten zu erfiillen hat, benétigt mehr Arbeitszeit als
derjenige, der eine GroBzahl von einmaligen Pflichten zu erledigen hat. Die Pflich-
tenkategorien finden sich im System in der Maske ,,Pflichten durchsuchen®.

PFLICHTENKATEGORIEN

Aktualisierungspflichten

Alle Standorte einschlaegig

Informationspflichten
inhaltlich geéndert/neu

Organisationspflichten

Anlagentyp

Instandhaltungspflichten

Pflicht
Pflichten bei Inbetriebnahme/Anderung

Anmerkungen

Kennzeichnungspflichten

Pflichten mit Spielraum

Antragspflichten

Konkrete Pflichten

Pflichten nach Stilllegung

Anzeigepflichten

Kontrollpflichten

Pflichten zu Gefahrstoffen

Aufklarungspflichten

Kurzbezeichnung

Pflichten zum Notfallmanagement

Aufsichtsratspflichten

Kurzinhalt

Pflichten zur Gefahrdungsbeurteilung

OO NG PW|N =

Beauftragte(r)

Linienkontrolle

Pflichten zur medizinischen Untersuchung

bedeutsam

Meldepflichten

Pflichtenlage

Behordenpflichten

mit Anmerkungen

Priif- und Uberwachungspflichten

Berichtspflichten

mit Betriebsteil

Quelle

Betreiberpflichten

mit Betriebssachverhalt

Rechtsgebiet

Betriebsleitung

mit Betriebssachv. u. Pflicht

Rechtsg.(zu priifen)

Betriebssachverhalt

mit Gefahrdungsheurteilung

Risikoanalysepflichten

Betriebsteil

mit Gefahrdungsb. (Vorschlag)

Rollenprofil

Betriebsteilgruppe

mit Handlungsanweisung

Sachverhalt

Branche

mit Konkretisierung

Schulungs-/Unterweisungspflichten

Dokumentationspflichten

mit konkretisierter Pflicht

Schutzgesetz

Duldungspflichten

mit Kurzinhalt

Schutzzweck

Einmalige Pflichten

mit neuem Beitrag

Stabskontrolle

einschlagig

mit Pflicht

Stand der Technik

Energiemanagement

mit Schutzzweck

strafbewehrt

Erfiillung

mit Vorschlag

Themenprofil

Gefahrdungsbeurteilung

Mitarbeiterqualifikation

Titel

Gefdhrdungsb. (Vorschlag)

Mitteilungspflichten

Ubergangsvorschriften

Genehmigungspflichten

Musterprofil

vollsténdig delegiert

Geschaftsfiihrerpflichten

Norm-Name

Vorstand/ GF

Handlungsanweisung

Norm-Nummer

Vorstandspflichten

Hinweispflichten

Normgeber

Wiederkehrende Pflichten

Hygienepflichten

Normtyp

zu priifen




Beauftragten beurteilen und treffen die Entscheidung Uber die Einschlagigkeit ei-
ner Rechtsnorm und einer Rechtspflicht. Speichern lassen sich Erwdgungen und
Entscheidungsgriinde unter ANMERKUNGEN im System.: Sie kénnen bei Zweifeln
von jedem Beteiligten aufgerufen werden.

Die eventuelle Unvermeidbarkeit eines Verbotsirrtums lasst sich zur Entlastung
nachweisen. Vor allem wird der Riickschaufehler durch den Nachweis vermieden,
von welchen kinftigen Risikoverlaufen der verantwortliche Entscheidungstrager
im Unternehmen im Zeitpunkt der Entscheidung ausgehen konnte. Zur Kommen-
tierung der Entscheidungsgrundlagen gehéren die geltenden und unwiderlegten
Erfahrungssatze, die eine Risikoaussage in Form einer Schadensprognose und die
SchutzmaBnahmen zur Vermeidung des Risikos rechtfertigen. Dokumentiert wird
das Erfahrungswissen, von dem der Entscheidungsverantwortliche im Zeitpunkt
der Entscheidung ausgehen konnte, ohne den kiinftigen Geschehensablauf zu
kennen. Erschwert wird damit ein spaterer eventueller Vorwurf, dass er den tat-
sachlichen Schadensverlauf hatte vorhersehen missen und vorhersehen kénnen.
Vermieden wird mit der Dokumentation der Ruckschaufehler, nach dem hinterher
immer alle schlauer sind. Durch die Dokumentation wird bewiesen, dass im Zeit-
punkt der Entscheidung nicht anders héatte entschieden werden kénnen.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
ja.__!/nein

9.18. Die Dokumentation der Entscheidungsgriinde iiber die
Anwendbarkeit von Rechtsnormen und Rechtspflichten

Funktion 44

Die eventuelle Unvermeidbarkeit eines Verbotsirrtums im Sinne des § 17 StGB
lasst sich zur Entlastung nachweisen. Die Dokumentation der Entscheidung zu  Bemerkungen:
Beweiszwecken empfiehlt sich insbesondere dann, wenn die Rechtslage nicht ein-
deutig ist und schon beim Entscheiden zu erkennen ist, dass die Entscheidung
umstritten ist und spater in Frage gestellt werden koénnte. Die Dokumentation
empfiehlt ist besonders bei Entscheidung mit groBer Tragweite und erheblichen
wirtschaftlichen Auswirkungen und groBen Risiken flr geschiitzte Rechtsguter.
Bei Alltagsentscheidung mit geringer Tragweite kann der Aufwand gespart wer-
den. Nach Durchsicht der Gesetze, der Rechtsprechung und der Literatur ist eine
Entscheidung darliber zu treffen, ob eine Rechtsnorm und die sich daraus ergeben
Rechtspflichten einschlagig sind.. Diese Entscheidung kann protokolliert werden,
wodurch der Nachweis der rechtlichen Priifung durch die Verantwortlichen im Un-
ternehmen nachgewiesen werden kann.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_!/nein

9.19. Die Gefahrdungsbeurteilung bei nicht
geregelten Unternehmenssachverhalten

Funktion 45

Nach der Listensuche in der Bibliothek von 21.221 Rechtsvorschriften zeigt das
System die Sachverhalte an, die weder im System gesetzlich geregelt sind noch
zuvor rechtlich gepruft und protokolliert wurden. Diese Sachverhalte sind einer
Gefahrdungsbeurteilung zu unterziehen. Sollte diese Prifung ergeben, dass die-
se Sachverhalte als Risiken flr geschitzte Rechtsgliter einzuordnen sind, ist in
einem zweiten Schritt zu prifen, mit welchen Verkehrssicherungspflichten diese
Risiken abzuwenden sind..
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Drei Elemente sind bei der Gefahrdungsbeurteilung zu unterscheiden.

e Erstens die Ursache,
e zweitens die Wirkung und

e drittens ein Erfahrungssatz mit dem Inhalt, dass die Wirkung immer auf die
Ursache folgt und damit kausal fiir den Schaden ist.

méglicher Weise Uber die Kausalitat und die Geltung von Erfahrungssatzen, dass
ein Schaden immer auf eine bestimmte Schadensursache folge, lasst sich streiten,
ohne dass dieser Streit Uber ein Risiko durch die tblichen Beweismittel wie Uber
streitige Tatsachen entscheiden werden kénnte. Risiken sind keine Tatsachen, kei-
ne Fakten, sondern Fiktionen. Risiken sind immer zukinftige Ereignisse, die bevor-
stehen und drohen.?? Wer Risiken behauptet, antizipiert einen noch nicht eingetre-
tenen Schaden und vergegenwartigt diesen. Der Schaden wird in Aussagen Uber
Risiken vorweggenommen.?? Gerichte entscheiden nach einem Schadensereignis,
erstens ob vor dem Schadenseintritt ein fir den Schaden Verantwortlicher den
Schaden hatte vorhersehen und vermeiden kdnnen und zweitens ob ihn deshalb
eine Schuld trifft, ob ein Risiko als Schadensrisiko gelten musste und ein Verant-
wortlicher fiir diesen Schaden haftet. Die Risikoanalyse ist die vorweggenommene
Schuldfrage noch vor dem Eintritt des Schadens oder der Rechtsverletzung, ob
ein Schaden vorhersehbar und vermeidbar sein wird. Die Prifung im Rahmen der
Risikoanalyse vor und nach dem Schadenseintritt gleichen sich. Aussagen tber
Risiken weisen als Prognosen immer die gleiche dreiteilige Struktur auf, namlich
Ursache, Wirkung, Erfahrungssatz.

22 DiFabio, Entscheidungscharakter des Risikobegriffs - Risikoentscheidung Rechtsstaat, S.
8.

23 DiFabio, Entscheidungscharakter des Risikobegriffs - Risikoentscheidung Rechtsstaat, S.
8, 53; Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2000, S. 159.

Bemerkungen:

Die Qualifizierung von Risikoaussagen als Prognose ist notwendig, um metho-
dische Fehler bei der Risikoanalyse und beim Risikomanagement zu vermeiden.
Risiken Gber kiinftige Schadensverlaufe sind erst dann bewiesen, wenn der vorher-
gesagte Schaden durch die Verletzung von geschitzten Rechtsgitern eingetreten
ist. Zur praventiven Abwendung des Risikos ist es nach dem Schadenseintritt zu
spat. Uber die Geltung konkurrierende Prognosen und Erfahrungssatze ist vorher
zu entscheiden. Jeder Erfahrungssatz gilt nur, solange er nicht widerlegt ist.?*

Die Gultigkeit von Erfahrungsséatzen kdnnen ,taglich durch neue Erfahrungen wi-
derlegt werden".?® Erfahrungssétze lassen sich nicht beweisen (verifizieren), son-
dern nur widerlegen (falsifizieren). Erfahrungssatze und Theorien gelten deshalb
nur vorlaufig. Aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist be-
kannt, dass Erfahrungswissen immer nur auf dem neuesten Stand unwiderlegten
moglichen Irrtums sich befindet.?® Aus den dargelegten methodischen Griinden
sind alle verfligbaren Erfahrungen Gber die mogliche Rechtsgutverletzung und
auBerdem Uber die Moglichkeiten einer wirksamen AbwendungsmafBnahme zu er-
mitteln. Bei der Risikoanalyse, die der Gefahrdungsbeurteilung gleichzusetzen ist,
muBi daran gedacht werden, dass im Nachhinein gegnerische Anwalte nach dem
Schadenseintritt in Kenntnis des Schadensverlaufs und nach verfehlten Abwen-
dungsmaBnahmen behaupten und beweisen, der Schaden sei vorhersehbar und
vermeidbar gewesen, um daraus den Vorwurf des Organisationsverschuldens zu
begriinden. Wenn nach der Rechtsprechung alle Informationsquellen nach Erfah-
rung auszuschdpfen sind?” bedeutet dies, dass auch alle konkurrierenden Gegen-
meinungen Uber die Wirksamkeit von AbhilfemaBnahmen und Gber die Risiken auf
ihre Geltung zu Uberprifen sind, um schon vor dem mdoglichen Schadensereignis
zu entscheiden, ob sie zu widerlegen sind. Die denkbaren Gegenbeweise in einem
klnftigen Zivilprozess sind vorwegzunehmen und in der Risikoanalyse moglichst
zu dokumentieren. Damit wird das Risiko in klnftigen Gerichtsverfahren abge-
wendet, dass Richter aus der Vergangenheit die Zukunft voraussagen und dem
Ruckschaufehler (Hindsight Bias)?® unterliegen. Bei der Risikoanalyse ist voraus-
schauend zu bedenken, dass hinterher alle, insbesondere Gegenanwalte, Richter,
Staatsanwalte, schlauer sind, weil sie den Schadensverlauf nach dem Schaden-
seintritt beurteilen. In der Risikoanalyse kommt es darauf an, nicht Beweise, son-
dern Gegenbeweise zu sammeln und ein spateres Zivil- oder Strafverfahren nach
einem Schadenseintritt zu simulieren. Grundlage dieses Prifschemas zur Risikoa-
nalyse ist die IKB-Entscheidung.?®

Ergibt die Risikoanalyse oder auch Gefahrdungsanalyse, dass der Sachverhalt im
Unternehmen einen Schaden an einem geschutzten Rechtsgut verursachen kann
und ergibt sich dies aus einem Erfahrungssatz und einer Prognose, die im Zeit-
punkt der Entscheidung nicht widerlegt werden kann, ist der Sachverhalt als Risiko
einzuordnen. Es schlieBt sich die Folgefrage an, durch welche SchutzmaBBnahmen
die drohende Rechtsgutverletzung und der dadurch drohende Schaden abgewen-
det werden kann.

Die Einschéatzung der Risiken und vor allem der Erfahrungen zum drohenden
Schadensverlauf setzen technisch-naturwissenschaftlichen Sachverstand vo-
raus, den Rechtsanwalte nach ihrer Ausbildung nicht haben kénnen. Deshalb
ist bei der Risikoanalyse zunachst der unternehmensinterne Sachverstand fur die
jeweilige Risikoanalyse abzufragen. Ist keine unternehmensinterne Expertise vor-
handen, sind unternehmensexterne Experten einzuschalten.

Unser Anwaltsblro unterhédlt Kooperationen mit ausgewiesenen Experten mit
Auditerfahrung, die im Bedarfsfall zur Risikoanalyse zugezogen werden kénnen,
sollten die unternehmensinternen Expertisen nicht ausreichen.

24 Popper, Logik der Forschung, 4.Auflage 1971, S. 61.

25 Nobler, in: Anders/ Gehle, ZPO 80. Auflage 2022, § 546, Rn. 12.
26 BVerfGE 48, 98, 143 - Kalkar-Beschluss

27 OLG Dusseldorf, NJW 2010, 15 37 - IKB-Entscheidung.

28 Rack, CB 5/2014, S. 145.

29 OLG Dusseldorf, NJW 2010, 15 37.
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In jeder Pflichtenmaske ist ein Textfeld fiir Gefahrdungsbeurteilungen vorgese-
hen, das in einem Wechselschalter mit dem Betriebssachverhalt eingebaut ist.
Vorschlage zur Gefdhrdungsbeurteilung lassen sich ebenfalls abspeichern (lllus-
triert finden sich die Risikoanalysen im System auf S. 310 und 311 des Handbuchs
.Risikomanagement ohne Organisationsverschulden”). Wer die Risikoanalyse
speichert, schitzt sich vor dem Ruckschaufehler Dritter, die die Einschatzung des
Risikos nach dem Eintritt des Schadens in Kenntnis des Schadensverlaufs anders
einschéatzen als man es noch vor dem Schadenseintritt konnte. Nur die dokumen-
tierte Risikoanalyse lasst sich nach dem Schadenseintritt als zulédssige Risikoein-
schatzung rechtfertigen. Ohne die Dokumentation der Risikoanalyse l&sst sich
sogar der Vorwurf erheben, sie sei entweder unterlassen worden oder fehlerhaft
gewesen. Theoretisch wird die Risikoanalyse im Handbuch zum Risikomanage-
ment von S. 28 bis 58 eingehend behandelt.

Bemerkungen:

9.22.

Die Beratung zur Methode der Folgeerwagungen bei
erstmaligen Entscheidungen iiber Rechtspflichten fiir noch
ungepriifte und nicht gesetzlich geregelte Risikosachverhalte.

Funktion 48

Die Methode der Folgeerwagung im Handbuch zum Risikomanagement ohne Or-
ganisationsverschulden fir gute Unternehmensfihrung wird von S. 202 bis 239
vertiefend und ausfihrlich beschrieben. Die Beratung zu Folgeerwégungen und
zu erstmaligen Formulierungen der Rechtspflichten gehért zum Leistungsumfang
des Managementsystems ,Recht im Betrieb” im Rahmen der préventiven Rechts-
beratung. Sie wird von den RACK-RECHSANWALTEN als Entscheidungsmethode
eingesetzt, wodurch die Rechtsentscheidungen nachvollziehbar werden. Sie fol-
gen der Risikoanalyse aus dem IKB Urteil des BGH.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

9.20. Die Formulierung einer Verkehrssicherungspflicht Leistung vergleichbar
zur Abwendung eines gesetzlich nicht geregelten nach Art und Umfang?
Unternehmensrisikos jal_/nein

9.23. | Das zweite Verfahren zur Ermittlung aller Rechtspflichten
aus den automatisch angezeigten noch zu priifenden

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

9.21.
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Funktion 46

Wenn nach dem bisherigen Prifverfahren im System mit der Glossarsuche festge-
stellt wurde, dass ein Sachverhalt weder rechtlich im Rahmen einer Gefahrdungs-
beurteilung auf sein Risikopotenzial fur geschitzte Rechtsglter gepriift wurde,
noch nach der Listensuche in der gespeicherten Bibliothek feststeht, dass auch
keine gesetzliche oder untergesetzliche Regelung fiir den Sachverhalt existiert,
muss der Sachverhalt vorlaufig als potenzielle Risikoquelle gelten. Bei den Schutz-
maBnahmen handelt es sich um ,Verkehrssicherungspflichten®, die in standiger
Rechtsprechung entwickelt und damit begriindet werden, dass der Versicherungs-
pflichtige die Risikoguelle beherrscht und von ihr profitiert.3°

Die Verkehrssicherungspflicht muss geeignet sein, das im Rahmen der Gefahr-
dungsbeurteilung analysierte Risiko abzuwenden, noch bevor es sich zum Scha-
den entwickeln konnte..

Die Eignung einer SchutzmaBBnahme als
Verkehrssicherungspflicht zur Risikoabwehr

Funktion 47

Die Wirksamkeit einer SchutzmaBnahme als Verkehrssicherungspflicht zur Ab-
wehr eines drohenden Schadens ist festzustellen. Es handelt sich dabei um eine
Prognose vom verpflichteten Unternehmen zur praventiven Abwehr eines Risikos
vor Schadenseintritt. Diese Prognose hat dieselbe Struktur, wie die Vorhersage
des Schadenseintritts. Die SchutzmaBnahme enthélt drei Elemente erstens die
MaBnahme als Ursache, zweitens die Schadensvermeidung als Wirkung und den
Erfahrungssatz, dass die ausgewdhlte SchutzmaBnahme aus Erfahrung den dro-
henden Schaden abzuwenden geeignet ist. Auch bei dieser Aussage ist festzustel-
len, ob die prognostizierte Wirksamkeit unstreitig ist und gilt, oder ob sie umstritten
ist und deshalb noch festzustellen ist, welche von konkurrierenden Vorhersagen
Uber die Wirksamkeit gelten.

Zu empfehlen ist, bei der Formulierung und Begriindung der Verkehrssicherungs-
pflicht zu dokumentieren, dass der Verkehrssicherungspflichtige die Wirksamkeit
der SchutzmaBBnahme und die dariiber existierenden Erfahrungen dokumentiert.
Vermieden wird damit der eventuelle spatere Vorwurf, er habe eine zur Scha-
densabwendung ungeeignete SchutzmaBBnahme ausgewéahlt und geeignetere
SchutzmaBnahmen verkannt.

30 BGHvom 18.9.1984 VIZR 223/82 - Kupolofen-Entscheidung.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

Rechtsnormen
Funktion 49

In vier Prifschritten wurde bisher nach einschlagigen Rechtsnormen und Rechts-
pflichten von den Sachverhalten ausgehend recherchiert.

e Im ersten Prifschritt wurden die Rechtspflichten von Auflagen aus Genehmi-
gungsbescheiden ermittelt.

e |m zweiten Prifschritt werden die gespeicherten Branchenprofile genutzt
und von den Sachverhalten auf die schon verlinkten Pflichten zurtickgegriffen.
Genutzt wird bei der Recherche nach Branchenprofilen der Umstand, dass
die Sachverhalte in Unternehmen der gleichen Branche und damit auch die
Sachverhalte und Risiken von Unternehmen der gleichen Branche auch mit
den gleichen Rechtspflichten abzuwenden sind.

e Im dritten Prifschritt wird von den im Glossar gespeicherten Sachverhalten
auf die verlinkten schon gepriiften Rechtspflichten und Rechtsnormen zu-
riickgegriffen. Als Prifergebnis werden die Rechtsnormen und Rechtspflich-
ten als einschlagig markiert, die mit den Unternehmenssachverhalten schon
im Losungsvorrat des Systems verlinkt sind.

e |m vierten Prifschritt ist die Bibliothek von 21.221 Rechtsvorschriften im
Volltext nach den Unternehmenssachverhalten durchsucht worden. Nach
den recherchierten Fundstellen sind die Rechtspflichten von den beratenden
Rechtsanwalten formuliert worden.

Das Ergebnis dieser Recherchemethode wird auf der hier abgebildeten Maske
Startmenii erfasst. Die einschlédgigen Standortnormen und die sich daraus erge-
benden Standortpflichten sind in den rechten zwei Feldern unter Standortdaten
dargestellt, und zwar alle einschlagigen Rechtsnormen und Rechtspflichten, die
auf Grund der Sachverhalte des Unternehmens am Standort als einschlagig bisher
nach den vier oben genannten Prifschritten ermittelt wurden. Aus der Gesamt-
zahl aller méglichen Rechtsnormen und Rechtspflichten sind diejenigen separiert,
die unter ,Ausgangsdaten” als noch zu prifende Normen und noch zu prifende
Pflichten rot hinterlegt in zwei Feldern aufgelistet sind.

Wahrend in den vorangegangen Prifschritten von den Unternehmenssachver-
halten ausgegangen wurde, die im Unternehmen ermittelt und in der Datenbank
gelistet sind, muss nun von den jeweils zu prifenden Rechtsnormen ausgehend
untersucht werden, ob eine zu prifende Rechtsnorm Sachverhalte regelt, die im
Unternehmen vorkommen und Rechtspflichten begriindet. Mit dieser Prifung

ja

/ nein
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https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 310-311.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 310-311.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 28-58.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 28-58.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 202-239.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 202-239.pdf
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wird auch gewahrleistet, dass Sachverhalte im Unternehmen abgefragt werden,
die bei der erstmaligen Sachverhaltssammlung noch nicht erkannt, nicht erfasst
und Ubersehen wurden.

Das Managementsystem ,Recht im Betrieb® zeigt automatisch den Rest der
Rechtsnormen an, (ber die in keinem der vorangegangenen vier Prifschritte ent-
schieden werden konnte, ob sie am Unternehmensstandort einschlagig sind oder
nicht. Sie sind im linken oberen Quadrat der Ubersichtsmaske gelistet.

Das Managementsystem ,Recht im Betrieb” bietet fur diese Prifung und Ent-
scheidung Uber die Einschlagigkeit der noch zu prifenden Rechtsnorm die fol-
genden Entscheidungshilfen an.

Die Angabe des Schutzzwecks als erste Entscheidungshilfe

zur Anwendbarkeit einer Rechtsnorm
Funktion 50

In jeder Maske zu einer Rechtspflicht wird der Schutzzweck der Norm angeben.

Aus dem Schutzzweck ist zu entnehmen, welche Rechtsglter mit der zu pri-
fenden Rechtsnorm vor welchen Risiken geschiitzt werden. Eine erste Ubersicht
bietet die Liste aller Unternehmenssachverhalte, die im Unternehmen abgefragt
und im System eingestellt werden. Aus diesen gelisteten Sachverhalten missten
sich fur das Rechtsgut Risiken ergeben, vor denen die zu prifenden Rechtsnorm
schitzen soll. Oft reicht eine pauschale Prifung aus, um schon ausschlieBen zu
kénnen, dass die Unternehmensaktivitaten nicht vom Schutzzweck der Rechts-
norm erfasst werden. Zum Beispiel ist der Zweck des Wasserhaushaltsgesetzes
(WHG), durch eine nachhaltige Gewasserbewirtschaftung die Gewasser als Be-
standteil des Naturhaushaltes, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebens-
raum fUr Tiere und Pflanzen, sowie als nutzbares Gut zu schitzen.

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

9.25.

Wenn die Unternehmensaktivitaten keinerlei Einfluss auf Gewéasser haben, be-
steht flir Gewasser kein Risiko, sodass SchutzmaBnahmen nicht erforderlich sind.
Das WHG ist dann nicht einschlagig. Das Unternehmen hétte keine Rechtspflich-
ten nach dem WHG zu erfillen.

Die Risikoklassen als zweite die Entscheidungshilfe

Funktion 51

Rechtsnormen wenden mit inrem Schutzzweck Risiken ab, die nach Risikoklassen
im System sortiert sind. Gespeichert sind die Risikoklassen hinter dem Stichwort
Risiko-Filter im dritten Feld auf der Maske ,Glossar der Sachverhalte”. Das Feld
»Der Risikofilter” 1&sst sich anklicken.

Es erscheinen die Sachverhalte aus der Risikoklasse. Die Sachverhalte aus dem
Unternehmen lassen sich mit den Sachverhalten aus der Risikoklasse vergleichen.
Sind die angezeigten Sachverhalte und die Sachverhalte aus dem Unternehmen
ahnlich, kann davon ausgegangen werden, dass die Rechtsnorm auch auf das Un-
ternehmen anwendbar ist.

In der Datenbank sind Sachverhalte aktuell in 164 Risikoklassen eingeteilt und ge-
speichert. Die Risikoklassen sind danach ausgestaltet, fir welche Rechtsgulter die
klassifizierten Sachverhalte ein Schadensrisiko darstellen. Zum Beispiel sind alle
Risiken zur IT-Sicherheit auf diese Weise geblindelt. Es werden 1215 Risikosach-
verhalte angezeigt. Die Risikoklassen lassen sich in dem Anzeigefeld , Risiko-Fil-
ter* auf der Maske ,,Glossarsuche der Sachverhalte” aufrufen.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

63



In Risikoklassen sortiert sind Sachverhalte, die fir ein spezielles

Rechtsgut ein Risiko darstellen, d.h. einen Schaden verursachen kénnen.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

9.27. = Die mit der Rechtspflicht verlinkten
Anwendungsbeispiele als vierte Entscheidungshilfe

. . . Leistung vergleichbar ja__!/nein
9.26. Die mit der Rechtsnorm verlinkten
.. . . . h Art und Umfang? ;
Anwendungsbeispiele als dritte Entscheidungshilfe R L P Funktion 53

jal_/nein

In der Maske zur Glossarsuche kdnnen alle mit einer Rechtsnorm verlinkten  Bemerkungen:
Sachverhalte mit einem Klick aufgerufen werden. Verlinkt sind etwa 57.000 Un-
ternehmenssachverhalte mit Rechtsnormen und Rechtspflichten. Auf diese Sach-

verhalte wurde die Rechtsnorm schon einmal angewandt. Die im Unternehmen

festgestellten Unternehmenssachverhalte kénnen mit den gelisteten Sachverhal-

ten daraufhin verglichen werden, ob sie als vergleichbare Risiken fir das geschitz-

te Rechtsgut gelten kdnnen.

Mit der 13.BImSchV sind zum Beispiel 629 Sachverhalte verknUpft, auf die schon
einmal die 13.BImSchV angewandt wurden. Aus dieser Information lasst sich das
Argument fUr dhnliche Risikosachverhalte begriinden, dass die Verordnung eben-
falls anzuwenden ist.
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Mit der gleichen Methode lasst sich die Einschlagigkeit einer Rechtspflicht pri-
fen. Auch die Rechtspflichten sind mit den Sachverhalten verlinkt, auf die die
Rechtspflicht schon einmal zur Abwendung von Risiken geprift und angewandt
wurden.3! Zum Beispiel beschreibt die Pflicht Nummer 5 im angezeigten Screens-
hot, dass Gasturbinenanlagen so zu errichten und zu betreiben sind, dass die er-
forderlichen Anforderungen eingehalten werden. Diese Pflicht bezieht sich auf 77
Sachverhalte, die mit einem Klick im linken Textfeld aufgezeigt werden. Mit dieser
Methode lassen sich Sachverhalte ermitteln, die die gleiche Pflicht auslésen und
eventuell auch in dem Unternehmen vorkommen, dessen Pflichtenkatalog zu er-
mitteln ist. Je gréBer die Anzahl der mit einer Pflicht verlinkten Sachverhalte ist,
umso mehr Vergleichsmoglichkeiten bestehen als Entscheidungshilfen. Die geli-
steten und verlinkten Sachverhalte sind mit den Sachverhalten im Unternehmen
danach zu vergleichen, ob sie gleiche oder dhnliche Schaden verursachen kénnen.
Die Datenbank wird auf diese Weise zu einem umfassenden digitalen Gedachtnis,
dass jedem menschlichen Gedachtnis weit (iberlegen ist. Im Ubrigen wird mit der
Technik des bloBen Anklickens die Verfligbarkeit und damit der Priifkomfort ge-
steigert. Der Prufaufwand wird im Vergleich zu herkdbmmlichen Untersuchungs-
methoden gesenkt. Die Sachverhalte, auf die schon einmal eine Rechtspflicht an-
gewandt wurde, missen mit der herkdmmlichen Methode mit groBem Aufwand
aus unterschiedlichen Kommentaren und Einzelfallen aus der Rechtsprechung
recherchiert werden stehen aber nicht auf Knopfdruck zur Verfligung.

Mit dieser Recherchetechnik in einer Sammlung schon einmal gepriifter Sach-
verhalte erfiillen die Nutzer des Systems, vor allem die Geschéftsfiihrer und
Vorstande, ihre Informationsbeschaffungspflicht, ndmlich samtliche verfiig-
baren Informationsquellen erschopfend auszuwerten. 3

Die Anwendungsbeispiele aus 2.400 kommentierten

Rechtsbegriffen als fiinfte Entscheidungshilfe
Funktion 54

Ist Uber die Einschlagigkeit und Anwendbarkeit einzelner Pflichten zu entschei-
den, stellt sich bei den abstrakten Rechtsbegriffen regelmaBig die Frage, auf wel-
che Sachverhalte sie anzuwenden sind. Alle Gesetzestexte enthalten abstrakte

31 Diese Recherchemethode entspricht der Rechtsanwendungsmethode von Karl Engisch,
die er als Hin- und Herwandern des Blickes beschreibt und als typische Entscheidungsme-
thode beim Subsumieren charakterisiert.

32 OLG Dusseldorf, 27.01.2010 - 1-15 U 230/09 (IKB-Entscheidung); BGH v. 02.02.1996 VZR
239/94, BGHZ 132, 30, 35 (Wissensaufspaltungsentscheidung).

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

Rechtsbegriffe, weil dem Gesetzgeber nach Art. 19 GG die gesetzliche Regelung
im konkreten Einzelfall verboten ist. Das Hauptproblem bei der Rechtsanwendung
besteht darin, abstrakte Rechtsbegriffe auf konkrete Sachverhalte anzuwenden.
Im Ergebnis entscheiden oft Gerichte tGber den Streit zur Anwendung eines ab-
strakten Rechtsbegriffes auf einen konkreten Sachverhalt. Im System ,,Recht im
Betrieb” werden als Hilfen die abstrakten Rechtsbegriffe aus Gesetzestexten blau
hinterlegt, lassen sich anklicken, worauf sich eine drei geteilte Maske 6ffnet, die
den abstrakten Begriffim oberen Teil der Maske definiert und durch Anwendungs-
beispiele im zweiten Teil erlautert.

Im dritten Teil der Maske finden sich Aufsdtze und Gerichtsurteile gelistet, die
Kommentierungen zu den abstrakten Rechtsbegriffen enthalten. Die wichtigste
Hilfe im Entscheidungsvorgang sind die gelisteten Anwendungsbeispiele. Dabei
ist zu klaren, ob Sachverhalte im Unternehmen vorkommen, die den gelisteten
Anwendungsbeispielen in inrem Schadenspotenzial fiir die in der Rechtsnorm ge-
schitzten Rechtsglter dhnlich sind.
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9.29.

9.29.1. Die Rechtsberatung als exklusive

Die Ermittlung der einschlagigen Rechtspflichten als
Rechtsberatung

Funktion 55

Befugnis von Rechtsanwilten
Funktion 56

Zur Rechtsberatung sind exklusiv nur zugelassene Rechtsanwalte befugt. Bei der
Ermittlung der konkreten Rechtspflichten eines Unternehmens und der Aktuali-
sierung sind Rechtsnormen, die als Gesetze und Rechtsverordnungen abstrakt
far eine Vielzahl von Féllen und generell fir eine Vielzahl von Adressaten geregelt
sind, auf konkrete Sachverhalte eines speziellen Unternehmens anzuwenden. Wer
dabei berat, erbringt eine Rechtsdienstleistung im Sinne des § 2 RDG. Unter einer
Rechtsdienstleistung ist danach jede Tatigkeit in konkreten fremden Angelegen-
heiten zu verstehen, ,sobald sie eine rechtliche Prifung des Einzelfalles erfordert”.
Wenn Rechtspflichten ermittelt werden, die durch konkrete Sachverhalte in einem
Unternehmen ausgel6st werden, finden jeweils Prifungen in Einzelféllen statt. Vor
allem bei der Ermittlung konkreter Rechtspflichten werden abstrakte Gesetze auf
konkrete Unternehmenssachverhalte angewandt. Dies gilt auch fur den Fall, dass
ein Sachverhalt schon einmal fir ein anderes Unternehmen gepriift wurde. Auch
in diesen Fallen kann bei identischen Sachverhalten die Rechtspflicht als Wieder-
holungsfall tbernommen werden, bleibt jedoch ihrer Art nach die Prifung eines
Einzelfalls. Auch die Delegation der Pflichten auf Verantwortliche im Unternehmen
ist eine ,,rechtliche Priifung des Einzelfalls“ im Sinne des § 2 RDG.

Die Delegation der Rechtspflicht hangt von der Art der Pflicht ab und von der je-
weiligen Rolle des Verantwortlichen, an den sie zu delegieren ist. Insbesondere
hangt die Delegation davon ab, ob es sich um eine Beratungs-, Uberwachungs-
oder Informationspflicht handelt. Diese Pflichten sind an Mitarbeiter mit Stabs-
funktion zu delegieren. Rechtspflichten, die eine Entscheidung voraussetzen, sind
an Mitarbeiter mit Linienfunktion und Entscheidungsbefugnis zu delegieren. Dass
es sich um eine Einzelfallberatung handelt, ergibt sich schon daraus, dass jedes
Unternehmen einen individuellen Pflichtenkatalog aufweist, der von der jeweiligen
Risikolage abhangt. Auch die Liste der zu aktualisierenden Rechtspflichten fallt
fur jedes Unternehmen unterschiedlich aus, sodass auch die Aktualisierungsbera-
tung eine Rechtsberatung des Einzelfalls darstellt.

Nach § 3 RDG ist eine selbststéandige auBergerichtliche Rechtsdienstleistung nur
in dem Umfang zulassig, in dem sie durch das Rechtsdienstleistungsgesetz oder
aufgrund anderer Gesetze erlaubt wird. Im Ubrigen ist sie verboten. Die umfas-
sende Rechtsberatungsbefugnis der Rechtsanwalte ist aus den Vorschriften der
Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) abzuleiten. Nach § 3 BRAO ist der Rechts-
anwalt der berufene unabhéangige Berater und Vertreter in allen Rechtsangelegen-
heiten. Er hat die Pflicht zur gewissenhaften Berufsaustibung nach § 43 BRAO und
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu beachten, wozu die Kenntnis der verof-
fentlichten héchstrichterlichen Rechtsprechung auf dem Rechtsgebiet gehért, auf
dem er sein Mandat Ubernommen hat. Rechtsanwélte haben dadurch ein weitge-
hendes Beratungsmonopol, das mit gesteigerten Berufspflichten verbunden ist.

Rechtsanwalte werden schlieBlich nur mit dem Nachweis des Abschlusses einer
Berufshaftpflichtversicherung zugelassen. Im Falle von Rechtsberatungsfehlern
tritt die Haftpflichtversicherung fiir Schaden ein.

Der Zweck des Rechtsdienstleistungsgesetzes ist nach § 1 Abs. 1 RDG, ,,Rechtsu-
chende, den Rechtsverkehr und die Rechtsdienstleistungen zu schitzen®.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
ja.__!/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein
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Die Rechtsfolgen aus der exklusiven Rechtsberatungsbefugnis flir Rechtsanwalte
bestehen darin, dass der Auftrag zur Rechtsberatung an Nichtrechtsanwalte nach
§ 134 BGB wegen VerstoBes gegen ein gesetzliches Verbot nichtig ist. Der Vertrag
istim Ganzen nichtig, wenn er unerlaubte Beratungsleistungen umfasst.

Ein nichtiger Rechtsberatungsvertrag begriindet keine gegenseitigen Pflichten.
Fur Vorstande und Geschaftsfiuhrer ist der Auftrag zur Rechtsberatung an Nichtre-
chtsanwalte als Auswahlverschulden zu verstehen.

Zur Beratung mit dem Managementsystem ,,Recht im Betrieb“ werden nur zuge-
lassene Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte eingesetzt. Sie erfillen die ge-
setzlichen Voraussetzungen zur Rechtsberatung. Bei der Beratung zu den sechs
Organisationspflichten der Unternehmensleiter handelt es sich um Rechtsbera-
tung. Auch beim Vergleich von Beratungsangeboten ist dies zu beachten, um die
Rechtsfolgen des Auswahlverschuldens und eines nichtigen Rechtsberatungsver-
trags zu vermeiden.

Mehr hierzu: Dr. Manfred Rack, LEAGAL-TECH [ nur mit Anwélten, Compliance
Berater, Sonderbeilage 1/2021 v. 25.02.2021

9.29.2. Die Rechtsberatung als Anwendung abstrakter

70

Rechtsbegriffe auf konkrete Sachverhalte

Funktion 57

Die Rechtsberatung besteht in der Anwendung abstrakter Rechtsbegriffe auf
konkrete Einzelfalle. Der Gesetzgeber erlasst Gesetze in abstrakter Form flr eine
Vielzahl von Einzelfallen und generell flr eine Vielzahl von Normadressaten. Die
Verfassung verbietet nach § 19 Abs. 1 GG dem Gesetzgeber die Regelung von
Einzelféllen in Gesetzen. Der Gesetzgeber ist von Verfassungswegen gezwungen,
Rechtsbegriffe in abstrakter Form zu verwenden. Aus diesem Verbot der Einzelfall-
gesetzgebung ergibt sich das Hauptproblem fir die Rechtsanwendung. Abstrakt
und generell formulierte Gesetze missen auf konkrete Einzelfélle im Unternehmen
angewendet werden. Die Normadressaten flihlen sich in aller Regel dazu nicht in
der Lage und berufen sich darauf, dass sie keine Juristen sind. Juristen wiederum
streiten ebenfalls regelmaBig Uber die Anwendung abstrakter Begriffe auf kon-
krete Einzelfélle. Es streiten Anwalte mit Gegenanwaélten. Gerichte unterschied-
licher Instanzen kommen zu unterschiedlichen Ergebnissen. Gleiche Rechtsfra-
gen werden von Gericht zu Gericht unterschiedlich entschieden. Aus abstrakten
Rechtsbegriffen ergeben sich keine konkreten Pflichten fir den Einzelfall. Rechts-
pflichten werden von Richtern im Falle des Streits nach dem Schadenseintritt for-
muliert. Richter kennen nach dem Eintritt des Schadens den Schadensverlauf und
formulieren die konkrete Pflicht auf Grund der Erfahrung, wie es zu dem Schaden
kam und wie er hatte abgewendet werden mussen.23 Weil sie durch den Gesche-
hensverlauf hinterher ,,schlauer” sind, Uberschatzen sie die Vorhersehbarkeit vor
dem Schadenseintritt. Vorstande und Geschaftsfihrer kénnen nicht fir die fehler-
hafte Auslegung von Rechtsbegriffen haften.34 Es verschérft sich das Problem, ab-
strakte Begriffe des Gesetzgebers durch Rechtspflichten flir den Einzelfall zu kon-
kretisieren. Der Gesetzgeber beschrankt sich darauf, nur noch Ziele vorzugeben,
wahrend die SchutzmaBnahmen von den Unternehmen selbst bestimmt werden
mussen. An der Entscheidungspraxis der Gerichte ist zu beobachten, dass eine
Entscheidung Uber die Frage getroffen wird, ob ein Einzelfall unter einen Rechts-
begriff fallt oder nicht. Einzelfalle werden unter abstrakte Rechtsbegriffe ,,subsu-
miert”. Die Subsumtion ist die Haupttatigkeit von Juristen. Vor allem stellt sich die
Frage, ob bei der Subsumtion Vorwurfe einer falschen Entscheidung begriindet
werden kdnnen.

33 Matusche-Beckmann, Organisationsverschulden, 2001, S. 71, 53, 206.
34 Spindler, Haftung von Vorstanden, Aufsichtsrat fur fehlerhafte Auslegung von Rechtsbe-
griffen, Festschrift fur Canaris, 2007, S. 413.

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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/ nein

Das Verhéltnis von abstrakten Begriffen zu konkreten Einzelfallen klart die Typen-
theorie. Abstrakte Begriffe bilden einen anderen Gegenstandstypus als konkrete
Einzelfalle. Zum Beispiel fallen unter den Begriff der ,,Anlage” unterschiedliche
konkrete Anlagen, wie zum Beispiel eine Schwefelsdureanlage, eine Werksirene,
eine Huhnerfarm, ein Glockenlauten oder ein Stahlcontainer.®® Unter den abstrak-
ten Begriff des Vertrages werden Mietvertrage, Werkvertrage, Leasingvertrage
und Vertrage Sui Generis untergeordnet. Der Unterschied zwischen dem Typ des
Begriffs und dem Typ des unter ihn zu subsumierenden Einzelfalles l&sst sich ab-
kirzend auf die Formel bringen, dass der Begriff einer Anlage selbst keine Anlage
ist, dass der Begriff eines Vertrages selbst kein Vertrag ist. Die Typentheorie unter-
scheidet zu Recht streng zwischen Begriff und Einzelfall. Der Begriff steht fur eine
Klasse von vielen unterschiedlichen Einzelfallen. Die Entscheidung einen Einzelfall
unter einen abstrakten Begriff einzuordnen, hangt von Folgeerwégungen ab. Der
Streit um Begriffe ist ein Streit um die Rechtsfolgen. Mit der jeweiligen Folge muss
der Schutzzweck der Rechtsnorm erreicht werden. Die Rechtsfolge muss so ge-
wahlt sein, dass die Rechtspflicht als SchutzmaBBnahme den Schutzzweck des je-
weiligen Gesetzes erfiillt. Uber die Rechtsfolge muss so entschieden werden, dass
sie das schitzende Rechtsgut auch zu schitzen in der Lage ist. Zu den Schutz-
zwecken zahlt der Gewdsserschutz, der Arbeitsschutz, das heit der Schutz
von Unternehmensmitarbeitern vor Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten, der
Schutz vor Stérfallen in Industrieanlagen, der durch die Stérfallverordnung er-
reicht werden soll. Organisationspflichten missen den Schutz des Unternehmens
vor Organisationsrisiken gewahrleisten, zum Beispiel durch die Unkenntnis von
Rechtspflichten, durch die Unzustandigkeit von Mitarbeitern durch mangeinde
Delegation oder durch Kontrollllicken in der Organisation. Kontrollliicken als Folge
von Kontrollpflichtverletzungen.

Das Problem der Subsumtion ist in dem Aufsatz Rechtspflichten: abstrakt und
konkret im Complianceberater 1-2 aus 2015, S. 22 und im Complianceberater
3/2015, S. 61ff. vertieft. Durch Anklicken l&sst sich dieser Aufsatz 6ffnen. Er flhrt
in die juristische Methode des Subsumierens von Anwalten, Richtern und Verwal-
tungsbeamten ein.

9.29.3. | Die grafisch dargestellte Rechtsanwendung (Subsumtion) im

System

Funktion 58

Im Compliance-Management-System ,,Recht im Betrieb wird der Subsumtionsvor-
gang auch fur juristische Laien nachvollziehbar in der Vollansicht Pflichtenmaske
grafisch dargestellt. Nach der Subsumtion der abstrakten Rechtsbegriffe werden
die subsumierten Einzelfalle hinter dem jeweils abstrakten Rechtsbegriff rot hin-
terlegt dargestellt.

In der Vollansicht-Pflichten-Maske l&sst sich nach der Einrichtung und der Rechts-
anwendung der Button , Konkretisierung® anklicken, worauf der Pflichtentext mit
blau hinterlegten abstrakten Rechtsbegriffen erscheint, und zwar erganzt um die
subsumierten Sachverhalte, die rot hinterlegt in einer Klammer hinter dem abs-
trakten Rechtsbegriff dargestellt werden. Auf der dreigeteilten Maske befinden
sich unter der Zeile subsumierte Sachverhalte die konkreten Einzelfalle, die unter
den abstrakten Rechtsbegriff durch die beratenden Rechtsanwaélte subsumiert
wurden.

35 BVerfGE vom 06.05.1987, NJW, 1987, 3175 (Stahlcontainerfall).

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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einen Wiederholungsfall handelt, insbesondere ob es sich um das gleiche Risiko
handelt, das sich zu einem Schaden entwickeln kann, wenn es nicht praventiv
abgewendet wird. Fiur die Nutzer dieses Legal-Tech-Instruments des Verlinkens
und der Nutzung des gespeicherten Losungsvorrats kann das Wiederholen der
rechtlichen Prifung eingespart, der Prifaufwand gesenkt und die Rechtssicher-
heit erhdht werden. Eine erstmals vorgenommene Rechtsprifung kann im System
qualitativ gespeichert werden. Auch juristische Laien kdnnen durch die Eingabe
des Sachverhalts ohne neuen Prifaufwand die ausgeldsten Rechtspflichten jeder-
zeit abrufen. Verlinkt werden kénnen Sachverhalte mit Pflichten, Pflichten mit ver-
antwortlichen Pflichtentragern, Pflichten mit Betriebsteilen und alles miteinander
Verlinkte kann in der Datenbank abrufbar bereitgehalten werden.

9.29.4. Der Einsatz von Legal-Tech-Instrumenten zur

optimalen Nutzung der Rechtsquellen und zum
Informationsmanagement

Funktion 59

Vorstande und Geschaftsfihrer haben die Legalitatspflicht. Sie mussen sich legal
verhalten und daflr sorgen, dass sémtliche Mitarbeiter des Unternehmens eben-
falls die Unternehmenspflichten einhalten. Die Einhaltung der Legalitatspflicht
muss organisiert werden. Eine reine Textsammlung erschwert das Ermitteln der
Rechtspflichten wegen der hohen Zahl der Rechtsvorschriften der Vielzahl der
Gesetzgeber in EU, Bund, den 16 Bundeslandern, den Berufsgenossenschaften
und Fachausschissen fir technische Regeln. Beim Ermitteln und Einhalten der
Rechtspflichten eines Unternehmens darf es nicht zu vermeidbaren Kenntnisli-
cken kommen. Keine Rechtspflicht darf (ibersehen werden.

Rechtssicherheit muss gewahrleistet sein, ohne dass der Aufwand bei der Erftl-
lung der Legalitatspflicht zu unverhaltnisméaBigen Belastungen des Unternehmens
wird. Zur Erhéhung der Rechtssicherheit und zur gleichzeitigen Senkung des Auf-
wands bietet es sich an, alle verfligharen Legal-Tech-Instrumente einzusetzen.

Dazu zéhlen
e erstens eine Datenbank als Bibliothek zum Speichern grof3er Textmengen,

e zweitens die Sammelrecherche als Recherchetechnik, die schnelles und Ii-
ckenloses Recherchieren in der Volltextsammlung gewahrleistet,

e drittens das Legal-Tech-Instrument des Verlinkens zur Klassifizierung von
Rechtsnormen und Rechtspflichten zu Kategorien, die eine gezielte Recher-
che in verschiedenen Rechtsgebieten und Normtypen ermdglicht,

e viertens das Verlinken von Sachverhalten und sie ausldsenden Rechtspflich-
ten, um Prifergebnisse im Verhaltnis Sachverhalt zur Pflicht so von einer fliich-
tigen in eine persistente Beziehung zu bringen, um ein rechtliches Prifergeb-
nis zu speichern und wiederverwenden zu kdnnen, ohne dass es unkontrolliert
verandert werden kdnnte,

e fiinftens der Einsatz des Legal-Tech-Instruments eines Algorithmus zur Ak-
tualisierung, der automatisch Rechtspflichten nach den Merkmalen einschla-
gig nicht einschlagig erkennen und unterscheiden kann, um die notwendige
monatliche Aktualisierung von Rechtsnormen und Rechtspflichten praktikabel
mit geringstmdglichem Zeitaufwand leisten zu kdnnen, mit dem Ziel, 60% der
herkdémmlichen Aktualisierungsaufwands einsparen zu kénnen,

e sechstens das Legal-Tech-Instrument des Verlinkens von Sachverhalten mit
abstrakten Rechtsbegriffen, um die Subsumtionen nachvollziehen zu kénnen
und um eine Plausibilitdtskontrolle der anwaltlichen Rechtsberatung zu er-
moglichen, was der BGH in seiner ISION-Entscheidung fordert .,3¢

36 BGH vom 20.09.2011 Il ZR 234/09 (OLG HH) in: NJW RR 2011, 1670 (Ision-Entschei-

Bemerkungen:
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¢ siebtens das vertikale Verlinken zwischen Gesetzen, Verordnungen und tech-
nischen Regeln,

e achtens das kombinierte Suchen nach Rechtsnormen und Rechtspflichten mit
unterschiedlichen Merkmalen als Schnittmengensuche,

¢ neuntens des Legal-Tech-Instruments des Verlinkens von Sachverhalten mit
Rechtspflichten, von Rechtspflichten mit verantwortlichen Pflichtentrager zur
Delegation der Pflichten,

e zehntens das Instrument der automatischen Protokolle zum Nachweis der
Erfallung von Rechtspflichten.

Bemerkungen:

10.

Das Informationsmanagement
als Organisationspflicht und die
Legal-Tech-Instrumente als Hilfen

Vorstédnde und Geschéftsfihrer haben eine Informationsbeschaffungspflicht. Sie
mussen bei eigener Rechtsunkenntnis sich rechtlich beraten lassen und das Bera-
tungsergebnis einer Plausibilitatskontrolle unterziehen.

Das Problem des Informationsmanagements wird deutlich, wenn Vorstédnde und
Geschaftsfihrer sich regelméaBig bei RechtsverstéBen erfolglos mit dem Hinweis
der persdnlichen Unkenntnis der Rechtslage zu entlasten versuchen. Rechtsver-
stoBe auf der Arbeitsebene l6sen gegenliber Vorstanden und Geschéftsfiihrer den
Vorwurf des Organisationsverschuldens aus, den jeweiligen Rechtsversto3 nicht
verhindert oder erschwert zu haben. Ich zitiere in dem beigefligten Aufsatz®” die
Rechtsprechung seit dem Kutscher-Urteil vom 14.12.1911 bis zur Sardinien-Au-
Berung im Piech-Fall vom 26.11.2012%8, wonach von Organen die Informations-
beschaffungspflicht regeiméBig verkannt wird. Geschéftsleiter kdnnen sich nicht
auf Unkenntnis berufen. Zum Allgemeingut gehdrt im Strafrecht, dass Unkennt-
nis nicht vor Strafe schitzt. Zur stédndigen Rechtsprechung gehért die Pflicht,
ein Informationssystem mit Meldepflichten zu unterhalten. Erflllt eine juristische
Person die Organisationspflicht zur Informationsbeschaffung nicht, muss sie sich
nach der Wissensaufspaltungsentscheidung des BGH materiell-rechtlich so be-
handeln lassen als habe sie von der Information Kenntnis3®. Vom Unternehmen
wird ein Pflichtwissen Uber rechtserhebliche Informationen verlangt.*® Die wich-
tigste Begrtindung ist die Folgeerwagung, ohne die Pflicht zum Informationsma-
nagement, ndmlich dem Speichern, Weiterleiten und Abfragen kénnte ein Un-
ternehmen als juristische Person das Wissen seiner Mitarbeiter durch standigen
Personalwechsel manipulieren und systematisch niedrig halten, um die Entschei-
dungstrager ganz bewusst in Unkenntnis zu lassen. Nur die Ahnungslosen des
Unternehmens kénnten manipulativ zur Vertretung des Unternehmens eingesetzt
werden, um sich auf Unkenntnis berufen zu kénnen, und um Rechtspflichten zu
umgehen. Notwendige SchutzmaBnahmen zur Risikoabwehr wiirden verhindert.
Kein Vorstand darf sich deshalb auf seine tatsachliche Unkenntnis und sein In-
formationsdefizit berufen kénnen. Im Falle seiner tatséchlichen Unkenntnis wird
ihm fiktives Wissen zum eigenen Nachteil unterstellt. Juristische Personen ms-
sen sich so behandeln lassen, als hatten sie von der rechtserheblichen Information
Kenntnis, was seit der Wissensaufspaltungsenscheidung des BGH zur standigen
Rechtsprechung zahlt. 4
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dung).

37 Rack, Compliance-Berater,2/2013 S.58 f

38 RGvom 14.12.1911 (VI 75/11), in: RGZ 78 S. 107 -Kutscher-Urteil; BGH v. 26.11.2012 I
ZR 111/2 NZG 2013, 339 Sardinien-AuBerung-Piech.

39 BGH, 2.2.1996 VZR239/94,BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924 - Wissensaufspaltungsent-
scheidung.

40 BGH, 15.04.1997 XIZR 105/96, BGHZ 135/202, 205, BB 1997, 1276 -Scheckinkassoent-
scheidung.

41 BGH,2.2.1996 VZR239/94,BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924 - Wissensaufspaltungsent-
scheidung.
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Die typische Arbeitsteilung in Unternehmen fihrt zu geteiltem Wissen. Durch die
Wissensaufspaltung fehlt ein einheitlicher Kenntnisstand im Unternehmen. Die lu-
ckenlose gleichmaBige Information aller Mitarbeiter tiber rechtliche Informationen
muss deshalb organisiert werden. In der Grundsatzentscheidung zur Wissensauf-
spaltung formuliert der BGH drei Organisationspflichten, namlich rechtserheb-
liche Informationen

ERSTENS in Unternehmen zu speichern,
ZWEITENS an Verantwortliche weiterzuleiten und

DRITTENS von den Angestellten des Unternehmens zu deren Information abfra-
gen zu lassen.

In meinem Aufsatz gehe ich ausfiihrlich auf die drei Organisationspflichten zum
Speichern, zur Weiterleitung und zur Abfrage rechtserheblicher Informationen ein.

Die Datenbank dient als digitales Mittel zur Informationsorganisation. Eine
Grafik veranschaulicht unsere Legal-Tech-Losung zur Erflllung der Informations-
beschaffungspflicht. Das ganze rechtlich relevante Wissen eines Unternehmens
lasst sich heute auf einem Laptop speichern und fiir alle Unternehmensmitarbeiter

verflighar und jederzeit abrufbar halten.

DIE LEGAL-TECH-LOSUNG

ZUR ERFULLUNG DER INFORMATIONSBESCHAFFUNGSPFLICHT

DURCH ARBEITSTEILUNG
AUFGESPALTENES WISSEN

PFLICHTWISSEN VON
VORSTAND UND BELEGSCHAFT

KONFLIKT: unerfullbare Forderung, zu ,allen offenen
Rechtsfragen Rechtsrat einholen zu missen® und ,alle
verfigbaren Informationsquellen tatsachlicher und
rechtlicher Art ausschdpfen zu mussen” bei gleichzei-
tiger Neigung unangenehme Informationen auszublen-
den (mutwillige Unkenntnis — willful blindness)

BGH 14.7.2008(IKB)
BGH 2.2.1996 (Wissensaufspaltung)

Vertragsklausel zu digitalen Recherchen nach dem ak-
tuellen Legal-Tech-Standard

Aktuelle Datenbanktechnik, umfassende Bibliothek und
alle Unternehmenssachverhalte. Dokumentieren, spei-
chern, weiterleiten, abfragen und nutzen von ,Pflicht-
wissen” der Firma. Das digitale Gedachtnis vermeidet
den Verflgbarkeitsfehler (availability bias) und eréffnet
die Entlastungsmoglichkeit durch den unvermeidbaren
Verbotsirrtum nach § 12 StGB und den Tatbestandsirr-
tum nach § 16 StBG

Schnelle Recherchen sind unverzichtbar.
MANAGER ENTSCHEIDEN UNTER ZEIT-
DRUCK, RICHTER NICHT.
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Vor diesem rechtlichen Hintergrund bieten wir den Nutzern des Systems das In-
formationsmanagement zur Erflllung der Organisationspflicht mit den folgenden
Leistungen an. Besonders erleichtert wird die Abfrage der gespeicherten und vor-
sortierten rechtserheblichen Informationen. Hervorzuheben ist die Kategorisie-
rung der rechtserheblichen Informationen nach insgesamt 93 Merkmalen, Nach
einzelnen Merkmalen als auch nach mehreren Merkmalen in Kombination kann
recherchiert werden. Die Kategorienbildung erleichtert nicht nur bei der Erstein-
richtung des Systems, sondern auch bei der Erfullung der Pflicht der Geschéfts-
leiter, Rechtsrat einzuholen und Beratungsergebnisse einer Plausibilitatskon-
trolle zu unterziehen (ISION-Urteil , BGH vom 29.9.2011 BB 2011,2960)

Bei der weiteren Einrichtung des Managementsystems hilft die Kategorisie-
rung. Zum Beispiel missen bei der Delegation der Pflichten diese je nach ihrer
Art auf unterschiedliche Mitarbeiter zugeteilt werden. Beratungs-, Informations-
und Kontrollpflichten missen auf die gesetzlich Beauftragten mit Stabsfunktion,
wahrend Rechtspflichten zur Erfllung auf Verantwortliche mit Linienfunktion de-
legiert werden mussen. Organisationspflichten dagegen sind ausschlieBlich auf
Vorstande und Geschaftsfihrer zu delegieren.

Sind zum Beispiel Prioritaten bei der Pflichterflillung zu setzen, mussen die straf-
bewehrten Pflichten vorrangig erflllt werden Dabei hilft die Kategorie Nr.85 der
strafbewehrten Pflichten.

Grundsétzlich ist unternehmensintern immer nur in der Pflichtenkategorie Nr.22,
einschlagigen Pflichten.

Nach den 93 Kategorien lassen sich die Unternehmenspflichten unterscheiden,
getrennt und vor allem auch kombiniert nach den unterschiedlichen Merkmalen
abrufen, delegieren und organisieren.

Nicht nur bei der Ersteinrichtung kénnen diese Hilfen genutzt werden, sondern
auch im Unternehmensalltag, um der Erkundigungspflicht nachzukommen, die
rechtliche Relevanz eines Sachverhalts durch eine Erstpriifung zu erkennen.

Im Unternehmensalltag ist jeder Geschaftsleiter darauf angewiesen, moglichst
schnell und ohne gréBeren Aufwand zu erkennen, ob ein Sachverhalt rechtlich von
Bedeutung ist, ob er Rechtspflichten auslést, flr deren Einhaltung der Geschéfts-
leiter haftet und ob er sich rechtlich beraten lassen muss. Ist ein Sachverhalt, tber
den ein Geschéftsleiter entscheiden muss, ohne rechtliche Bedeutung und I6st er
keine Rechtspflichten aus, und wird durch die Entscheidung ein Schaden verurs-
acht, haftet der Geschéftsleiter nicht, weil er sich im Rahmen der ,business judge-
ment rule ,nach § 93 Abs.1 AktG bewegt. Er muss schnell erkennen kénnen, ob es
sich um eine rechtlich gebundene Entscheidung handelt, fiir deren Misserfolg er
moglicherweise haftet, weil er die ausgeldsten Rechtspflichten nicht erkannt hat.
Dabei helfen die im Folgenden aufgelisteten Recherchehilfen und Kategorisierung
von Rechtsnormen und Rechtspflichten in der Datenbank des Systems

Der Einsatz der Meldemaske als Instrument zur Erfiillung
der Informationsbeschaffungspflicht von Vorstanden und

Geschaftsfithrern nach § 91 Abs. 2 AktG
Funktion 61

Vorstédnde und Geschéftsfihrer haben eine Informationsbeschaffungspflicht ge-
maB § 91 Abs. 2 AktG und mit der Meldemaske beschaffen sie sich alle Informatio-
nen zu Risiken im Unternehmen. Nach standiger Rechtsprechung kénnen sich Or-
gane eines Unternehmens nicht auf die Unkenntnis tber Risiken im Unternehmen
zur eigenen Entlastung berufen. Vielmehr sind sie verpflichtet ein Meldesystem zu
unterhalten. Sie mussen sich Informationen Gber Risiken im Unternehmen noch
vor Eintritt eines Schadens so frihzeitig beschaffen, damit sie durch geeignete

Bemerkungen:
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SchutzmaBnahmen einen drohenden Schaden abwenden kénnen. Dazu verpflich-
ten sie alle Mitarbeiter tber die Meldemaske, fir die jeder Mitarbeiter ein Schreib-
recht hat, Uber Risiken im Unternehmen zu informieren, insbesondere Anderungen
eines Sachverhalts, neue Sachverhalte, Abweichungen vom Normalbetrieb, Auf-
falligkeiten und Beinahe-Storfalle, Risikoneubewertungen, neue Erfahrungssatze
Uber Schadensverlaufe. Mit der Meldemaske mussen Vorstande samtliche Risiken
im Unternehmen abfragen. Insbesondere muss sich der Vorstand Missstdnde mit
ungeklarten Ursachen melden lassen. Er hat in diesen Fallen eine Eingriffspflicht
zum Krisenmanagement.

Alle Sachverhalte im Unternehmen sind ausnahmslos auf ihre rechtliche Bedeu-
tung zu prifen, insbesondere darauf hin, ob sie Rechtspflichten auslésen. Wer-
den nicht alle Sachverhalte aus den Unternehmen geprUft, kdnnen schon dadurch
Lucken bei den ermittelten Rechtspflichten entstehen. Sachverhalte, die ein Un-
ternehmen nicht einer Priifung unterwirft, kdnnen eine Liicke bei den ermittelten
Rechtspflichten hinterlassen. Wo eine Rechtspflicht ist, muss immer auch ein Ri-
siko sein. Rechtspflichten haben namlich immer den Zweck, Risiken abzuwenden.
In Gesetzen geregelt sind nur solche Sachverhalte, die nach Meinung des Gesetz-
gebers ein Risiko darstellen, das durch Rechtspflichten abzuwenden ist. Dadurch
|asst sich klaren, welche Unternehmenssachverhalte Risiken enthalten. Zu den
Unternehmenssachverhalten zahlen samtliche verwendeten Stoffe, Verfahren
wie Schweien, Umformen, Beférdern, sowie samtliche Anlagen und Produkte.
Damit kein Sachverhalt vergessen wird, ist Vorstdnden und Geschéaftsfiihrern zu
empfehlen, Uber die Meldemaske von allen Verantwortlichen aus ihrem jeweiligen
Verantwortungsbereich die Sachverhalte abzufragen, die ein Risiko enthalten und
sich zu einem Schaden an einem geschiitzten Rechtsgut entwickeln kdnnen. Die-
se Risikosachverhalte sind in eine einheitliche Liste einzustellen. Bei der Auswahl
der Unternehmenssachverhalte, die ein Risiko darstellen, ist eine Risikoanalyse
erforderlich.

Sie besteht aus drei Elementen:

e Erstens sind der Schutzzweck und das geschitzte Rechtsgut aus Gesetzen
oder aus Gerichtsurteilen zu ermitteln. In jeder Pflichtenmaske des Systems ist
der Schutzzweck angegeben.

e Zweitens ist die drohende Schadensursache als Unternehmenssachverhalt
festzustellen, die bei ungehindertem Geschehensverlauf einen Schaden am
geschitzten Rechtsgut verursachen kann. Es sind viele Schadensverldufe
denkbar. Einer der alternativen Schadensverlaufe ist auszuwahlen und abzu-
wenden.

e Drittens sind die Erfahrungsséatze zu ermitteln, die die Aussage rechtfertigen,
dass ein Schaden am geschitzten Rechtsgut immer ausldst, wenn eine Scha-
densursache vorliegt. Erfahrungen Uber Schadensverlaufe ergeben sich aus
der allgemeinen Lebenserfahrung, dem Expertenwissen bei Ingenieuren und
Naturwissenschaftlern sowie schlieBlich den schon gemachten Erfahrungen
aus Schadensverlaufen der Vergangenheit. Es sind nur geltende Erfahrungs-
satze zu verwenden. Erfahrungsséatze gelten solange sie nicht widerlegt, d.h.
falsifiziert, sind. Falsifizierte Erfahrungsséatze dirfen nicht bei der Risikoanaly-
se verwendet werden. Die Erfahrungssatze sind als Schadensprognosen anzu-
geben. lhre Dokumentation schiitzt ebenfalls vor dem Vorwurf, es sei entweder
Uberhaupt keine Risikoanalyse betrieben worden oder sie sei fehlerhaft, weil
ein Erfahrungssatz als Schadensprognose verwendet wurde, der als widerlegt
gelten muss.
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Bei der Ermittlung der Erfahrungssatze zu Schadensprognosen sind alle Erkennt-
nisquellen auszuschopfen. Liegen keine Erfahrungen im Unternehmen vor, ist ex-
terner Expertenrat hinzuzuziehen. Konkurrieren Erfahrungssatze, sind diejenigen
auszuwahlen, die am langsten erfolgreich Widerlegungsversuchen ausgesetzt
wurden.

Fur die Risikoanalyse hilfreich ist die Vorstellung, dass Gegenanwalte im Fall der
Feststellung eines RechtsverstoBes mit Schadensfolgen zur Begriindung des An-
spruchs immer vortragen werden, dass der Eintritt des Schadens vorhersehbar
und vermeidbar war. Im Rahmen der Risikoanalyse ist vor Eintritt eines Schadens
zu prufen, ob er vorhersehbar und vermeidbar sein wird. Es handelt sich um die
gleiche Rechtsfrage, einmal vor und einmal nach dem Rechtsversto3 und dem
Schadenseintritt.

Die Meldungen lassen sich typisieren. Vor allem sind zunachst die gesetzlich gere-
gelten Meldepflichten einzuhalten. Die Meldepflichten sind unter Nummer 41 der
Pflichtenkategorien gespeichert. Aktuell lassen sich 579 gesetzlich geregelte Mel-
depflichten abrufen. Zur Erleichterung der Meldepflichten sind Meldetypen auf der
Meldemaske eingerichtet.. Es kdnnen jeweils neue Meldetypen gebildet werden.
Dazu zahlen Abweichungen vom Normalbetrieb, Auffalligkeiten und Beinahestor-
falle, Risikoneubewertungen, neue Erfahrungssatze Uber Schadensverlaufe.

Die Meldungen lassen sich anonymisieren.

Durch das Hinweisgeberschutzgesetz vom 12.5.2023 werden Mitarbeiter vor Be-
nachteiligungen und Repressalien geschitzt, wenn sie RechtsverstdBRe melden.
Arbeitsvertraglich sind Angestellte des Unternehmens verpflichtet, Risiken zu mel-
den, um drohende Schadensverlaufe abzuwenden. Diese Meldepflicht der Mitar-
beiterist eine Vorrausetzung daflir, dass Geschaftsleiter ihrer Informationsbeschaf-
fungspflicht erfillen konnen. Ohne die Meldepflicht bleiben den Geschaftsleitern
die Informationen tber Risiken fur RechtsverstéBe vorenthalten, Es ist erfahrungs-
gemal nicht damit zu rechnen, dass Mitarbeiter freiwillig Risiken flir Rechtsversto-
Re ihren Vorgesetzten melden. Aus der Sozialpsychologie ist unter dem Begriff der
»Verantwortungsdiffusion” die empirisch belegte Erfahrung bekannt, dass Miss-
stédnde nicht gemeldet und beseitigt werden, je mehr davon Kenntnis haben.

Bemerkungen:

10.2.

10.2.1. Die Meldemaske als Instrument fiir Hinweisgeber

Das Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) im Compliance-
Management-System ,,Recht im Betrieb*

Funktion 62
Funktion 63

Mit der Meldemaske des Systems kann der Hinweisgeber an den Ombudsmann
seinen rechtlich begriindeten Hinweis weiterleiten. Er kann die Meldungen anony-
misieren, als auch unter seinem Namen abgeben.

DER SCHUTZZWECK DES HINSCHG

Das neue HinSchG soll Rechtsklarheit flr Hinweisgeber dariiber schaffen, wann
und durch welche Vorgaben sie bei der Meldung oder Offenlegung von VerstéBen
vor Repressalien geschiitzt sind.

DER ANWENDUNGSBEREICH

Der persénliche Anwendungsbereich umfasst nach § 1 HinSchG alle Personen,
die in ihrem beruflichen Umfeld Informationen Gber RechtsverstdBe erlangt ha-
ben.

Der sachliche Anwendungsbereich nach§ 2 HinSchG erfasst Meldungen nach §3
Abs.4 und Offenlegungen nach § 3 Abs.5 HinSchG, zu folgenden RechtsversttBen:

e strafbewehrte nach § 31 Nr.1 HinSchG

e buBgeldbewehrte nach § 3 | Nr.2 HinSchG, soweit die verletzten Vorschriften
dem Schutz von Leben ,Leib oder Gesundheit dienen.

* |m Managementsystem ,Recht im Betrieb” sind aus allen Rechtsgebieten ca.
11.000 Paragrafen mit Pflichten markiert, deren VerstoB strafbewehrt ist, also
entweder als Straftat oder als Ordnungswidrigkeit geahndet wird.

e Sonstige VerstdBe gegen Rechtsvorschriften von Bund und Landern sowie
unmittelbar geltende Rechtsakte der EU und der Europdischen Atomgemein-
schaft aus 20 Rechtsgebieten, die in § 2 Abs.1 Nr.3 a) bis t) HinSchG aufgeli-
steten sind

Im Compliance-Management-System ,Recht im Betrieb” sind 15.273 Vorschrif-
ten identifiziert, die unter den Anwendungsbereich des Hinweisgeberschutzge-
setz fallen. Sie enthalten 38.366 Paragrafen mit Pflichten.

Die Zahlen fiir die Rechtsnormen aus den einzelnen Rechtsgebiete finden sich in
der nachstehenden Anlage.

e \VerstdBe gegen Rechtsnormen flr die Vergabe 6ffentlicher Auftrdge und Kon-
zessionen

e VerstdBen nach § 4 d Absatz 1 Satz 1 des Finanzdienstleistungsaufsichtsge-
setzes (FISG),

e \VerstdBen gegen unternehmenssteuerliche Rechtsnormen,

e \VerstdBen gegen Artikel 101 und 102 des Vertrags Uber die Arbeitsweise
der EU

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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e VerstdBen gegen den Schutz der finanziellen Interessen der EU,

e VerstoBen gegen Binnenmarktvorschriften im Sinne des Artikel 26 Abs. 2 des
Vertrages Uber die Arbeitsweise der EU

e Nach §4 HinSchG gehen Meldepflichten aus zwdlf in Abs.1 Nr.1 bis 12 aufge-
listeten Rechtsnormen vor.

Wenn die Hinweisgeber auf den Schutz des HinSchG vor Repressalien oder
sonstigen Nachteilen vertrauen wollen, mussen sie bei jeder Meldung oder Of-
fenlegung vorher priifen, ob der Hinweis einen VerstoB gegen die aufgelisteten
Rechtsnormen betrifft (so ausdriicklich in der Gesetzentwurfsbegriindung Stand
22.7.2022 Seite 65).

Die interne Meldestelle prift nach § 17 Abs.1 Nr.2 HinSchG, ob der gemeldete
VerstoR in den sachlichen Anwendungsbereich nach § 2 HinSchG fallt. Spatestens
drei Monate nach Bestétigung des Eingangs der Meldung gibt die Meldestelle
nach § 17 Il HinSchG eine Riickmeldung.

Bemerkungen:

gungsgeber abzuwenden . Gerade bei internen Meldungen besteht die Gefahr,
dass eine hinweisgebende Person von einem Hinweis absieht, da sie beflirchtet,
dass die Vertraulichkeit der Meldung nicht gewahrt wird. Systeme flr die Abgabe
anonymer Meldungen kdnnen so die Attraktivitat des internen Meldekanals erho-
hen, so dass hinweisgebende Personen von einer direkten Meldung an eine exter-
ne Meldestelle absehen (Entwurfsbegriindung Seite 93).

10.2.2. | Zwanzig Meldetypen nach dem HinSchG

Die Meldemaske des CMS ,Recht im Betrieb,, sieht vor, Meldungen zu typisie-
ren. Die Uber zwanzig Meldetypen nach dem HinSchG kénnten in der Meldemaske
vorgegeben werden. Zum Beispiel nach Meldungen zu strafbewehrten , zu um-
weltrechtlichen , zu strahlenschutzwidrigen, zu lebensmittelrechtswidrigen, zu

Leistung vergleichbar
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verbraucherschutzwidrigen RechtsverstéBen.

Alle Meldungen und Rickmeldungen kénnen vom System (ber die Dokumentati-
onsfunktion automatisch dokumentiert und gespeichert werden.

DIE RECHTLICHE PRUFUNG VON HINWEISEN IM SYSTEM

Sowohl der Hinweisgeber als auch der Verantwortliche der Meldestelle missen
rechtlich prifen, welche Rechtsvorschrift durch den gemeldeten Sachverhalt ver-
letzt ist, konkret, ob der VerstoR beispielsweise straf- oder buBgeldbewehrt ist, ob Leistung vergleichbar

er Vorschriften aus einem der 20 Rechtsgebiete betrifft, die in § 2 1 Nr.3 a) bis t) 10.2.3. Die im System gebiindelten Rechtsgebiete nach dem HinSchG nach Art und Umfang?
HinSchG aufgelistet sind. ja_ !/nein|

Diese Priifung kobnnen Hinweisgeber und Ombudsmann mit der Glossar- oder Li-
stensuche im Compliance-Management-System ,Recht im Betrieb,, bewaltigen.
Einzugeben ist nur ein Stichwort aus dem gemeldeten Sachverhalt.

Das Rechercheergebnis zeigt die einschlagigen Rechtsnormen als auch die
Rechtspflichten auf eine Klick an. Die Bibliothek im System umfasst 21000 Rechts-
normen aus allen in § 2 HinSchG aufgezahlten Rechtsgebieten. Die Suchparame-
ter im Recherchesystem geben an, ob eine strafbewehrte oder bugeldbewehrte
Vorschrift betroffen ist.

Zahl der im CMS ,,Recht im Be- Zahl der im CMS ,,Recht im Be-
trieb“ enthaltenen Vorschriften trieb“ enthaltenen Pflichten

RECHTSGEBIET

Geldwasche, Terrorismusbekdmpfung

Abgefragt werden kann auBerdem, welche speziellen Meldepflichten im System
gespeichert sind und ob sie Vorrang vor dem HinSchG genieBen.

Produktsicherheit und Produkt konformitat, Medizinprodukte

StraBenverkehr, Eisenbahnverkehr, Luftverkehr

Die rechtliche Prifung durch den Hinweisgeber kann dokumentiert werden und
als Begriindung der Meldung beigefligt werden, die wiederum von der Meldestelle
nachvollzogen werden kann. Umweltschutz

Gefahrgutbeforderung

Das Compliance-Management-System lasst sich als Vorfilter einsetzen. Damit Strahlenschutz und kerntechnische Sicherheit

werden. das Unternehmen und die Meldestellen vor unbegrlindeten, voreiligen , Energierecht
denunziatorischen und querulatorischen Meldungen geschitzt.

Lebensmittel und Futtermittelsicherheit, Bedarfsgegenstande

Der Hinweisgeber hat durch die selbst vorgenommene rechtliche Priifung im Sys-
tem den entscheidenden Vorteil, durch seine rechtlich geprifte Meldung sich den
Schutz vor Benachteiligung und Repressalien zu sichern. Er vermeidet die Ableh-
nung durch die Meldestelle und den Eindruck, als Querulant mit seinem Hinweis

Human- und Tierarzneimittel

Schutz der Privatsphare in der elektronischen Kommunikation
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voreilig und unbegriindet RechtsverstoBe zu melden.

Mit der Meldemaske des Systems kann der Hinweisgeber an den Ombudsmann
seinen rechtlich begriindeten Hinweis weiterleiten. Er kann die Meldung anonym
als auch unter seinem Namen senden. Nach § 16 Abs.1 Satz 5 HinSchG ist der Be-
schaftigungsgeber nicht verpflichtet, die Meldekanéle so zu gestalten, dass sie die
Abgabe anonymer Meldungen ermdéglichen. Anonyme Meldemdglichkeiten ver-
sprechen allerdings zusatzliche Hinweise auf interne RechtsverstoBe, die schnell
intern abgestellt werden kénnen, um einen moéglichen Schaden vom Beschafti-

Datenschutz

IT-Sicherheit

Rechte von Aktionéren von Aktiengesellschaften

Vergaberecht




10.3.
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FAZIT

Vor seinem Hinweis auf einen RechtsverstoB im Unternehmen kann die hinweis-
gebende Person und nach dem Hinweis kann der Ombudsmann der Meldestelle
rechtlich priifen, ob der Hinweis unter das Hinweisgeberschutzgesetz fallt und ob
der Hinweis begriindet ist. Nutzen lasst sich fir beide Prifungen die Glossarre-
cherche oder die Bibliothek von 21000 Rechtsvorschriften. Die Prifung vor und
nach dem Hinweis entlastet die Unternehmen, weil nur rechtlich begriindete
Hinweise behandelt werden missen. Hinweisgeber und Unternehmen haben da-
durch Vorteile durch den Einsatz des Compliance-Management-Systems ,Recht
im Betrieb“. Der Hinweisgeber sichert sich den Schutz vor Benachteiligungen und
Repressalien. Das Unternehmen schiitzt sich vor unbegriindeten Hinweisen.

Der Entwurf des Hinweisgeberschutzgesetzes regelt damit gesetzlich die Mel-
depflichten zu RechtsverstéBen in Unternehmen. Mit dem Hinweisgeberschutz-
gesetz erfahrt das Compliance-Management im Unternehmen eine gesetzliche
Unterstltzung. Ohne das Gesetz missten Hinweisgeber mogliche Nachteile und
Repressalien flirchten, vor denen das Hinweisgeberschutzgesetz die Hinweisge-
ber Ghunmehr schitzt. Die Furcht vor Nachteilen und Repressalien war bisher die
entscheidende Hemmschwelle zur Durchsetzung von Compliance-MaBnahmen
in Unternehmen. Das Gesetz ermutigt Hinweisgeber RechtsverstéBe an die zu-
stadndigen Ombudsstellen zu melden. Geférdert wird dadurch das Compliance-
Management, weil nun nicht mehr nur die die Beauftragten fiir Compliance und
die Geschéftsleiter zur Einhaltung der Unternehmenspflichten sorgen mussen,
sondern die gesamte Belegschaft einbezogen ist. Die Angst und Sorge vor Be-
nachteiligungen durch die Meldung von RechtsverstdéBen wird als Hemmschwelle
durch das HinSchG genommen.

Der Einsatz der Meldemaske fiir Hinweise im
Beschwerdeverfahren nach § 8 Lieferkettengesetz (LKSG)

Funktion 66

Siehe Anhang:
Broschare ,, Die digitale Lésung
zur Lieferketten-Compliance*

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

10.4.

10.5.

Die Volltextsammlung der Rechtsvorschriften aus EU, Bund,
den 16 Landern und den untergesetzlichen Regelwerken als

Mittel des Informationsmanagements.
Funktion 67

Die aktuelle (Mai 2023) Gesamtzahl aller eingestellten Rechtsvorschriften im Voll-
text betragt 21251.

Die Vorschriften werden monatlich aktualisiert. Die ge&dnderten Stellen werden
farblich markiert. und auBerdem im Inhaltsverzeichnis gekennzeichnet, sodass
sie fur jeden Nutzer leicht auffindbar sind.

Die Sammelrecherche in der Volltextbibliothek
als Teil des Informationsmanagements

Funktion 68

In der gesamten Bibliothek (Stand Mai 2023) der 21.251 Rechtsvorschriften kann
man im Volltext nach Suchwdrtern recherchieren. Das System erlaubt die Suche
nach einzelnen Suchbegriffen als auch als die Sammelrecherche nach Listen mit
unbeschrankter Anzahl von Suchwdrtern.

Als erste Anzeige werden die Regelwerke nach ihrer Anzahl angezeigt, in denen die
zur Recherche eingegebenen Suchworter gefunden wurden.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

Leistung vergleichbar

nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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10.6.

86

Das Rechercheprotokoll zur Entlastung
nach § 17 StGB im Informationsmanagement

Funktion 69

Je umfangreicher der Datenbankinhalt zur Verfiigung steht, umso geringer ist
das Risiko von rechtlichen Kenntnisliicken.

Sollte es trotzdem zu einem RechtsverstoB gegen strafbewédhrte Pflichten auf-
grund einer Kenntnislicke kommen, besteht die Méglichkeit sich zur Entlastung
auf einen unvermeidbaren Verbotsirrtum nach § 17 StGB zu berufen.

Die Pflicht zur moglichst vollstandigen Erfassung aller Rechtsquellen zu bestimm-
ten Sachverhalten ergibt sich aus dem ISION-Urteil des BGH. Danach missen alle
Informationsquellen erschopfend recherchiert werden.*

Die Erfullung der Informationsbeschaffungspflicht wird mit den automatischen Re-
chercheprotokoll belegt, das als Beweis gespeichert und gesichert ist. Sollte trotz
der so beweisbaren Recherchen der Vorwurf eines RechtsverstoBes erhoben wer-
den, kann die Unvermeidbarkeit des Verbotsirrtums bewiesen werden. Der Nutzer
der Datenbank hat alles erforderliche zur offenen Rechtsfrage recherchiert, um
sich rechtstreu zu verhalten. Ohne das automatische Rechercheprotokoll 1&sst sich
die Unvermeidbarkeit des Verbotsirrtums im Nachhinein nur schwer beweisen, so
dass die Entlastungmaoglichkeit des § 17 StGB in der Praxis kaum erfolgreich ohne
das System mit den protokollierten Recherchebemiihungen genutzt werden kann.

42 BGH-Urteilvom 20.09.2011 ZR11234/09, 2. Leitsatz (ISION-Urteil); Rack, der Verfligbar-

keitsfehler (Availability bias als Organisationsrisiko), CB 7/2014, S: 236.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein

10.7.

Die Filterfunktion in neun Priifschritten zur einmaligen
Feststellung der im Unternehmen einschlédgigen Normen und
Pflichten zur Erleichterung des Informationsmanagements

Funktion 70

Um die Masse der Vorschriften nicht jedes Mal erneut durchsuchen zu missen
und um die flr ein Unternehmen anwendbaren und einschlagigen Vorschriften
auf das unverzichtbare MaB einzuschranken, bietet die Datenbank eine Filterfunk-
tion an. Zu diesem Zweck filtern wir im System alle eingestellten Rechtsnormen
in neun Schritten nach den einschlagigen Pflichten am jeweiligen Standort eines
Unternehmens. Dieser Filtervorgang wird einmal durchgefihrt und fir alle Félle
gespeichert. Die Rechtsnormen und die Rechtspflichten werden mit dem Merkmal
»einschlagig” in der Datenbank markiert und gespeichert. Bei der weiteren An-
wendung werden nur die einschlagigen Rechtsnormen und die daraus ermittelten
Rechtspflichten verwaltet, namlich aktualisiert, delegiert, erftllt, kontrolliert und
bei der Bearbeitung dokumentiert. Sie sind unter der Kategorie Nr 22 gespeichert.

Ohne diese Filterfunktion waren Unternehmen gezwungen, wenn sie keine ein-
schlagigen Rechtspflichten tibersehen wollen, sémtliche recherchierten Vorschrif-
ten danach rechtlich zu priifen, ob sie am jeweiligen Standort auch einschlagig
sind. Anbieter von Gesetzestextsammlungen ohne Kategorienbildung kennen die-
se Filterfunktion nicht.

e |mersten Schritt stellen wir 21.251 Rechtsnormen im Volltext ein.

® Im zweiten Schritt ermitteln wir die Anzahl aller Paragraphen. Im aktuellen Fall
handeln es sich um 157.677 Paragraphen.

e Im dritten Schritt ermitteln wir alle Paragraphen ohne Pflichten, aktuell
92.317, was 59 % aller Paragraphen entspricht. Es handelt sich um Verfahrens-
vorschriften, die im Unternehmen fiir die Alltagspraxis der Rechtsanwendung
und fr das Pflichtenmanagement nicht von Bedeutung sind.

e |mvierten Schritt werden aus der Gesamtmenge aller Paragraphen diejenigen

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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mit Pflichten separiert, im aktuellen Fall handelt es sich um 65.360 Pflichten,
was 41 % aller Paragraphen entspricht. Der Nutzer unseres Systems muss
nach diesem vierten Prifschritt nur weniger als die Halfte der Gesetzestexte
lesen.

e Im fiinften Schritt werden alle Rechtsnormen gruppenweise nach 74 Rechts-
gebieten sortiert. Diese Klassifizierung nach Rechtsgebieten erlaubt es,
Rechtsvorschriften gruppenweise herauszufiltern, die vom Rechtsgebiet her
fur das Unternehmen gemessen am Unternehmenszweck schon von vorn-
herein nicht anwendbar sein kénnen. Ein metallverarbeitendes Unternehmen
zum Beispiel muss nicht das Arzneimittelrecht bertcksichtigen.

¢ |Imsechsten Schritt werden aus der Gesamtmenge aller Rechtsnormen die am
Standort nicht einschlagigen Normen als solche markiert und abgedeckt. Da-
bei hilft die vorherige Klassifizierung nach Rechtsgebieten. Danach sind 96 %
nicht einschlagig.

¢ Imsiebten Schritt werden die am Standort einschlagigen Normen zusammen-
gefasst. 4% sind einschlagig und fur das Pflichtenmanagement von Bedeu-
tung.

¢ Imachten Schritt werden die einschlagigen Rechtsnormen nach den einschla-
gigen Pflichten analysiert. Dieser Filtervorgang beruht auf der Einsicht, dass
nicht alle Pflichten einer Rechtsnorm an einem Standort einschlagig sind. Die
anwendbaren Pflichten hadngen von Produkten, Produktionsverfahren und
dem Zweck des Unternehmens ab. Von allen denkbaren Rechtspflichten des
Bundesimmissionsschutzgesetzes zum Beispiel missen nicht alle Pflichten
an einem Standort einschléagig sein. Die nicht einschlagigen kdnnen herausge-
filtert werden, wodurch die Anzahl der Pflichten nochmals verringert werden
kann. Im Beispielsfall konnen 89 % der Rechtspflichten als nicht anwendbar
markiert werden.

¢ Im neunten Schritt verbleiben die am Standort einschlagigen Pflichten unter-
nehmensspezifisch und passgenau anwendbar auf Produktion und Unterneh-
menszweck. Nur 4 % sind flr das Pflichtenmanagement im gepriften Fall von
Bedeutung. Sie missen delegiert, aktualisiert, erfullt, kontrolliert und doku-
mentiert werden.

Die Ermittlung der einschlagigen Normen und Rechtspflichten ist ein Prifverfah-
ren, das bei der Einrichtung des Compliance-Management-Systems durch unse-
re Anwalte unter Beteiligung der Stabsstelle insbesondere der Beauftragten und
der Syndikusanwaélte des Unternehmens organisiert wird. Nur einmal wird die-
ses Prifverfahren mit den Rechtsanwalten und den Beauftragten durchgefiihrt.
Ohne dieses einmalige Einrichtungsverfahren misste bei jeder Rechtsfragen nach
Rechtspflichten des Unternehmens jedes Mal erneut die Frage der Einschlagig-
keit gepruft werden. Aus der Grafik erweisen sich nach 9 Prifschritten 11 % der
Pflichten am Standort als einschlagig. 89 % konnen nach dem Filtervorgang un-
beachtet bleiben. Nachgewiesen werden kann mit diesem Einmalverfahren, dass
alle Normen und Pflichten rechtlich darauf geprift wurden, ob sie am Standort des
Unternehmens einschlagig und damit anwendbar sind.

Bemerkungen:

10.8.

Die Klassifizierung der RECHTSNORMEN nach 41
Suchparametern als Hilfe im Informationsmanagement

Die Rechtsnormen werden im System mit 41 Eigenschaften und Merkmalen
markiert, nach denen Rechtsnormen recherchiert werden kénnen. Zum Beispiel
kénnen Rechtsnormen nach ihrer Anwendung in bestimmten Branchen, nach
Rechtsgebieten, nach Anwendungsbereichen gesucht werden. Recherchiert wer-
den kann auBerdem nach Fundstellen tiber Anderungen, AuBerkrafttreten, Neu-
fassungen und Beschlisse, ob sie inhaltlich gedndert oder neu sind:

Nach konkretisierenden Normen und Kurzbezeichnungen kann gesucht werden.
Die Eigenschaften und Merkmale sind in den jeweils zugehorigen Masken im Sys-
tem beschrieben. Zu jeder neu im System aufgenommenen Rechtsnorm werden
diese Eigenschaften von unserem Buiro in den Textfeldern der zugehérigen Maske
vermerkt, gespeichert und mit der Norm verlinkt.

Die Liste der 41 Suchparameter ist in der nachstehenden Grafik angezeigt. Jedes
der Suchparameter bildet eine Gruppe von Rechtsnormen mit den zugehdrigen
Rechtspflichten. Die Rechtspflichten wurden von den Rack Rechtsanwaélten aus
den Rechtsnormen separiert und im vierten Priifschritt gekennzeichnet.

SUCHPARAMETER NORMENEBENE

Alle Textfelder 15. einschlaegig

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
ja  /nein| |

mit Sachlage

Alle Standorte einschlaegig 16. Ermaechtigungsgrundlage

Musterprofil

Anlagentyp 17. Fundstelle

Name

Anmerkungen 18. Fundstelle_Aenderung

Normgeber

Anwendungsbereich 19. Fundstelle_Ausserkrafttreten

Normtext

Anwendungsb. gedndert 20. Fundstelle_Beschluss

Normtyp

Ausserkraftgetreten 21. Fundstelle_Neufassung

Normtyp (zu prifen)

Betriebsteil 22. inhaltlich geandert/neu

Nummer

1.
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.

Branche 23. konkretisierende Norm

Rechtsgebiet

Datum_Aenderung 24. Kurzbezeichnung

Rechtsgebiet (zu priifen)

Datum_Ausserkrafttreten 25. mit Anmerkungen

Sachlage

Datum_Beschluss 26. mit neuem Beitrag

Trivialname

Datum_Inkrafttreten 27. mit Normtext

Datum_Neufassung 28. mit Protokoll

zu prifen
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Auf der Suchmaske kénnen die einzelnen Suchparameter aufgerufen werden.

An folgenden Beispielen soll diese Suchfunktion vorgestellt werden. Gezeigt wer-
den soll, wie die Recherchemdglichkeiten die Praxis der Rechtsanwendung er-
leichtern kbnnen.

Lasst der Unternehmenszweck erkennen, dass die Rechtsnormen eines Rechts-
gebiets anzuwenden sind, kann man mit einem Klick alle Normen und Pflichten
dieses Rechtsgebiets aufrufen.

10.8.1. Die Klassifizierung der RECHTSNORMEN

90

nach Rechtsgebieten zum Informationsmanagement

Funktion 72

Lasst der Unternehmenszweck erkennen, dass die Rechtsnormen eines Rechts-
gebiets anzuwenden sind, kann man mit einem Klick alle Normen und Pflichten
dieses Rechtsgebiets aufrufen.

Die Datenbank enthalt aktuell 77 Rechtsgebiete, denen Rechtsnormen und die
daraus ermittelten Rechtspflichten zugeordnet sind. Der Nutzer des Systems kann
sich damit einen Uberblick (iber die Anzahl der Rechtsnormen und der sich daraus
ergebenden Rechtspflichten fir das Rechtsgebiet verschaffen, flr das er verant-
wortlich ist.

Aus der Ubersichtsgrafik auf Seite 28-29 ergeben sich die gelisteten Rechtsge-
biete mit der Anzahl der Rechtsnormen und der dazu gehérigen Rechtspflichten.

Zum Beispiel kdnnen die gesetzlich Beauftragten fir ein Rechtsgebiet sich jeder-
zeit einen Uberblick verschaffen, welche Normen und Pflichten zu ihrem Verant-
wortungsbereich gehdren.

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

10.9. Die Klassifizierung der RECHTSNORMEN nach dem Leistung vergleichbar
Rechtsgebiet Arbeitsschutzrecht ( Nr. 8) und Energierecht nach Art und Umfang?
(Nr. 23) als Beispiele zum Informationsmanagement ja./nein

Funktion 73

Beispielsweise zahlen zum Rechtsgebiet Arbeitsschutzrecht 1.372 Rechtnormen
und 5.439 daraus ermittelten Rechtspflichten. Zum Rechtsgebiet Energierecht
zéhlen 496 Rechtsnormen und 1.822 daraus ermittelte Rechtspflichten.

Die Ermittlung der einschlagigen Rechtsnormen und Rechtspflichten l&sst sich er-
leichtern und beschleunigen wenn in einem Unternehmen ein Rechtsgebiet ohne
Zweifel anwendbar ist, was sich aus dem Unternehmenszweck und den Aktivitaten
ergeben kann.
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Leistung vergleichbar

10.10. Die Klassifizierung der RECHTSNORMEN nach Branchen B Vergle'Chba; 10.11. Die Klassifizierung auBerkraftgetretener Normen (Nr. 11) nach Art und Umfang?
(Nr. 9 aus der Liste der 77 Rechtsgebiete) UHED LI LA ja_/nein |
ja _/nein__
Als weiteres Beispiel kann die Gruppe der auBerkraftgetretenen Rechtsnormen als
Nach der gleichen Methode sind im System die Rechtsnormen nach Branchen Klasse nach Suchparameter Nr. 11 aufgerufen werden. Diese Klassifizierung ver-
geordnet. Zum Beispiel finden sich zur Branche ,,Stadtwerke“ 1.269 Rechts- schafft einen Uberblick dartiber, welche Rechtsnormen wann auBer kraft getreten
normen und 6.550 daraus ermittelte Pflichten. sind

Die obige Abfrage zeigt beispielsweise an, welche Normen

G ESAMTZAH L DER RECHTSAN DERU NGEN BE' PFL'CHTEN auf Bundesebene im Jahr 2020 auBBer Kraft getreten sind.
T T ST B KERAMIKHERSTELLUNG 4.796

BRANCHE NORMEN PFLICHTEN | [KLEBEPRODUKTE-HERSTELLUNG 5.460
ABFALLVERBRENNUNGSANLAGE 1.640 5.169 KRANKENHAUS 4.107
ety o 5 KUNSTSTOFFTECHNIK 5.062
AUTOMO ILWERK 4422 LACKFABRIK 4599
TR T N LAMPENHERSTELLUNG 4.225
BAHN 965 11070 LEBENSMITTEL 1750 5.124
CHEMISCHER ) 5.819 . 6.768
GRUNDSTOFFHERSTELLER NASSLACKPRODUKTION 1036 | 5.511
DEPONIE 5.502 PAPIERHERSTELLUNG 4.887
DIALYSATOREN-HERSTELLUNG 749 4.645 PFLANZENSCHUTZMITTEL 5.491
ELEKTROINSTALLATIONSTECHNIK 3917 RAFFINERIE 6.681
ENERGIEMANAGEMENT 409 1.266 RECHENZENTRUM 2.574
ENERGIEWIRTSCHAFT 7.707 SCHMIERSTOFFE 5.270
ENTSORGUNGSBETRIEB MIT = f SERUMHERSTELLUNG 1076 | 5.452
ABWASSERBEHANDLUNG STADTWERKE 6.550
FACILITYMANAGEMENT 624 3.782 STAHLWERK | 666 | 3866
FLUGHAFEN 1.383 9.751 UMFORMTECHNIK 4,584
FRUCHTSAFTHERSTELLUNG 878 4.395 UNIKLINIK 1444 9.126
GALVANIK 519 4,359 UPSTREAMER 6.689
GASSPEICHER 872 5.842 VERKEHRSBETRIEBE 6.433
GELENKWELLENHERSTELLER 874 4.093 Ml 865 4.995
GIESSEREI 981 5.228
GLASINDUSTRIE 798 4.043
GUMMIHERSTELLUNG 725 4.545 DURCHSCHNITT 1.029 9.155
KERAMIKBESCHICHTUNG

10.12. Die KLASSIFIZIERUNG DER RECHTSPFLICHTEN nach Art Leistung vergleichbar
und Inhalt in 93 Kategorien zur erleichterten Recherche im nach Art und Umfang?
Informationsmanagement ja_ /nein’ |

Je nach Spezialisierung der Verantwortlichen lassen sich bestimmte Klassen von

Pflichten leichter delegieren. Beispielsweise kdnnen Schulungspflichten oder
Kontrollpflichten den daflr Verantwortlichen als Gruppe zugewiesen werden. Ab-

rufen lassen sich zum Beispiel alle Pflichten zur Kontrolle, zur Schulung, zur Ge-
nehmigung, zur Dokumentation. 192 Kontrollpflichten kénnen aufgerufen werden,

die nach § 6 Umweltordnungsgesetz eine gesetzliche Vermutung fur die Erflllung

der kontrollierten Pflichten begrtinden, wenn bei der Kontrolle kein Anlass zu Zwei-
feln an der Erflllung der Pflichten bemerkt wurde. Der Nutzer des Systems kann

dadurch prifen, ob er alle Kontrollpflichten erfillt hat und damit die gesetzliche
Vermutung nach § 6 Abs. 4 UmweltHG erflllt hat.

Rechtspflichten lassen sich auch nach ihnrem Konkretisierungsgrad klassifizieren.
Sind die Pflichten konkret Nr.36, erlibrigt es sich, sie zu konkretisieren. Handelt es

sich um Pflichten mit Spielraum Nr.66 ist der Anwender gezwungen, die Pflichten
zu konkretisieren und die Konkretisierungshilfen im System einzusetzen.
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Klassifiziert sind die Rechtspflichten auch danach, ob es sich um wiederkehrende
Nr.92 oder einmalige Pflichten Nr 21 handelt. Die Klassifizierung hilft dabei, das
Pflichtenpensum des jeweiligen Verantwortlichen besser abschatzen zu kénnen.
Wer zum Beispiel viele wiederkehrende Pflichten zu erfiillen hat, benoétigt mehr Ar-
beitszeit als derjenige, der eine Vielzahl von einmaligen Pflichten zu erledigen hat.

Hilfreich flr Geschéftsfiihrer ist die Kategorie Nr.28, in der alle Geschéftsfuhrer-
pflichten gesammelt sind. Sie lassen sich aufrufen und auf die jeweilige Entschei-
dungssituation des Geschaftsleiters anwenden. Die Pflichtenkategorien finden
sich im System in der Maske ,,Pflichten durchsuchen®.

Bemerkungen:

PFLICHTENKATEGORIEN

Aktualisierungspflichten

Alle Standorte einschlaegig

Anlagentyp

Informationspflichten

inhaltlich gedndert/neu

Organisationspflichten

Instandhaltungspflichten

Pflicht
Pflichten bei Inbetriebnahme/Anderung

Anmerkungen

Antragspflichten

Kennzeichnungspflichten

Pflichten mit Spielraum

Konkrete Pflichten

Pflichten nach Stilllegung

Anzeigepflichten

Aufklarungspflichten

Kontrollpflichten

Pflichten zu Gefahrstoffen

Kurzbezeichnung

Pflichten zum Notfallmanagement

Aufsichtsratspflichten

o B L L B I

Beauftragte(r)

Kurzinhalt

Pflichten zur Gefahrdungsbeurteilung

Linienkontrolle

Pflichten zur medizinischen Untersuchung

bedeutsam

Behdrdenpflichten

Meldepflichten

Pflichtenlage

mit Anmerkungen

Priif- und Uberwachungspflichten

Berichtspflichten

Betreiberpflichten

mit Betriebsteil

Quelle

mit Betriebssachverhalt

Rechtsgehiet

Betriebsleitung

Betriebssachverhalt

mit Betriebssachv. u. Pflicht

Rechtsg.(zu priifen)

mit Geféhrdungsbeurteilung

Risikoanalysepflichten

Betriebsteil

Betriebsteilgruppe

mit Gefahrdungsb. (Vorschlag)

Rollenprofil

mit Handlungsanweisung

Sachverhalt

Branche

Dokumentationspflichten

mit Konkretisierung

Schulungs-/Unterweisungspflichten

mit konkretisierter Pflicht

Schutzgesetz

Duldungspflichten

Einmalige Pflichten

mit Kurzinhalt

Schutzzweck

mit neuem Beitrag

Stabskontrolle

einschlagig

Energiemanagement

mit Pflicht

Stand der Technik

mit Schutzzweck

strafbewehrt

Erfiillung

Gefdhrdungsbeurteilung

mit Vorschlag

Themenprofil

Mitarbeiterqualifikation

Titel

Gefahrdungsb. (Vorschlag)

Genehmigungspflichten

Mitteilungspflichten

Ubergangsvorschriften

Musterprofil

vollstandig delegiert

Geschéftsfiihrerpflichten

Handlungsanweisung

Norm-Name

Vorstand/ GF

Norm-Nummer

Vorstandspflichten

Hinweispflichten

Hygienepflichten

Normgeber

Wiederkehrende Pflichten

Normtyp

zu priifen




Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

Leistung vergleichbar

10.13. Recherche und Informationsmanagement nach Art und Umfang?

10.14. Die Klassiefizierung der Pflichten mit

96

zur gespeicherten Rechtsprechung und Literatur

Entscheidungsspielraum und Konkretisierungsbedarf

jal_/nein ja__!/nein
Funktion 77 Funktion 78
Alle Informationsquellen sind zu erschdpfen. Zu den wichtigsten Quellen zahlen  Bemerkungen: Zu beobachten ist der Gesetzgeber dabei, sich darauf zu beschranken, die

Rechtsprechung und Literatur.

Zu jeder einzelnen Pflichtenmaske sind Beitrdge zur Rechtsprechung und Lite-
ratur gesammelt. Die einschlagige Rechtsprechung ist erstens zunachst auf Ge-
setze und Verordnungen zu sortiert, zweitens auf die einzelnen Paragraphen, die
Pflichten enthalten, sowie drittens zu den einzelnen Rechtsbegriffen, die im Sys-
tem erldutert sind. Tauchen bei der Anwendung Zweifelsfragen bei den Gesetzen
etwa zum Anwendungsbereich oder zum Gesetzeszweck auf, kann der Nutzer des
Systems die zu sortierte Rechtsprechung und Literatur heranziehen. Die einzel-
nen Beitrage enthalten Stellungnahmen zu publizierten Fachaufsatzen und zur
Rechtsprechung, die die jeweilige Rechtspflicht, das Gesetz oder den Rechtsbe-
griff betreffen. Im Pflichtentext sind die erlauterten Rechtsbegriffe blau hinterlegt.
Dies erlaubt dem Nutzer komfortabel erstens die Definition des Rechtsbegriffs und
zweitens die zu sortierte Rechtsprechung und Literatur zu tUberprifen. Die einzel-
nen Beitrage lassen sich anklicken und éffnen. Die Sammlung zur Rechtsprechung
und Literatur unterscheidet sich von sonstigen juristischen Datenbanken dadurch,
dass sie kommentierend wiedergegeben werden und thematisch den Gesetzen,
den Rechtspflichten und den Rechtsbegriffen zugeordnet sind, die im Text zu den
Rechtspflichten verwendet werden. Vor allem l&sst sich die Rechtsprechung und
Literatur auch zu der Frage priifen, ob ein Sachverhalt schon einmal als Risiko
behandelt wurde und entsprechende Entscheidungen der Rechtsprechung vor-
liegen.

Schutzziele und den Schutzzweck zu formulieren und die SchutzmaBnahmen und
ihre konkrete Ausgestaltung dem jeweiligen Rechtsanwender selbst zu iiberlas-
sen (BGHZ 92, S. 143, BB 1984, 1970 - Kupolofen-Urteil). Im Ergebnis missen
Rechtspflichten von den Unternehmen selbst, den Behorden, den Gerichten und
den beratenden Anwalten konkretisiert werden. Auf Grund dieses Trends der Ge-
setzgebung sind nicht mehr die SchutzmaBnahmen, sondern nur noch die Schutz-
ziele zu formulieren. Wir markieren im System die Pflichten nach der Kategorie Nr
66, ob sie mit oder ohne Entscheidungsspielrdume vom Gesetzgeber erlassen
sind, und deshalb von den Anwendern konkretisiert werden mussen. Nur etwa
10 % der bisher analysierten Rechtspflichten sind als abstrakt markiert. 90 % der
Rechtspflichten sind dagegen konkret, dass sie nicht noch weiter konkretisiert
werden mussen. Konkrete Pflichten sind in der Kategorie Nr.36 zusammengefasst.

Fur Pflichten mit Spielrdumen und hohem Konkretisierungsbedarf bietet das Sys-
tem eine Reihe von Konkretisierungshilfen (siche S. 316 und 318 im Handbuch
“Risikomanagement ohne Organisationsverschulden®).

10.15. Der Konkretisierungsbutton zur Ermittlung konkretisierter

Rechtspflichten in untergesetzlichen Regelwerken

Funktion 79

Das System enthalt abstrakte Rechtspflichten aus Gesetzen und Verordnungen
und konkretisierte Pflichten in untergesetzlichen Regelwerken. Abstrakte Re-
gelungen in Gesetzen sind in unserer Rechtsordnung unvermeidbar. Es gilt das
Einzelfallgesetzverbot nach Artikel 19 Abs. 1 GG. Danach ist es dem Gesetzgeber
verfassungsmaBig verboten, durch gesetzliche Regelungen

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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konkrete Einzelfalle zu entscheiden. Rechtspflichten aus Gesetzen sind deshalb
grundsatzlich abstrakt und gelten fiir eine Vielzahl von Fallen und mussen deshalb
flr den Einzelfall konkretisiert werden. Eine Vielzahl der abstrakten gesetzlichen
Pflichten ist jedoch schon in untergesetzlichen Regelwerken, den Technischen
Regeln und den Unfallverhitungsvorschriften konkretisiert. Der Gesetzgeber hat
namlich Ausschisse und Kommissionen eingesetzt, um die Pflichten aus Gesetzen
und Rechtsverordnungen zu konkretisieren. Aus den ermittelten 88.348 Rechts-
pflichten entfallen etwa 30 % auf untergesetzliche Regelwerke, ca. 500 konkreti-
sierte Pflichten zeigt das System. Sie werden konkretisiert durch 7.651 Pflichten
aus Technischen Regeln und 1.278 Pflichten aus Unfallverhitungsvorschriften.
Die Rechtspflichten stehen nach ihrem Konkretisierungsgrad untereinander in
einem hierarchischen Verhaltnis, das sich mit einer Pyramide veranschaulichen
lasst. An deren Spitze befinden sich die Pflichten aus Gesetzen mit dem héchsten
Abstraktionsgrad. Gesetze werden vom parlamentarischen Gesetzgeber erlassen.
Rechtsverordnungen werden von dazu erméachtigten Ministerien erlassen und sind
in aller Regel konkreter als die gesetzlichen Pflichten.

IM CHEMIKALIEN- UND GEFAHRSTOFFRECHT
ERGIBT SICH FOLGENDE NORMENPYRAMIDE:

IM ARBEITSSCHUTZRECHT ERGIBT
SICH FOLGENDE NORMENPYRAMIDE:

7 Gesetze
180 Pflichten

22 Rechts-
verordnungen
153 Pilichten

3 Gesetze
38 Pflichten

17 Rechts-
verordnungen
187 Pflichten

254 Technische Regeln
und BG-Vorschriften
3.401 Pflichten

365 Technische Regeln
und BG-Vorschriften
1.456 Pflichten

Das System bietet eine Funktion, den Konkretisierungsbutton, mit dem die konkre-
tisierten Pflichten in untergesetzlichen Regelwerken mit den abstrakten Rechts-
pflichten aus Gesetzen und Verordnungen digital verknipft sind, so dass zwischen
den konkretisierten Pflichten aus untergesetzlichen Regelwerken und deren
Rechtsgrundlagen, den abstrakten Pflichten aus den Gesetzen und Verordnungen
mit einem einzigen Mausklick eine Verbindung hergestellt werden kann. Durch
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den Konkretisierungsbutton, der sich auf der Pflichtenmaske von Gesetzen und
Verordnungen befindet, kann der Nutzer auf die untergesetzlichen Regelwerke
schalten. Dadurch l&sst sich mit einem Mausklick feststellen, welche gesetzliche
Pflicht durch welche untergesetzlichen Regelwerke konkretisiert sind und um-
gekehrt, welche untergesetzlichen konkretisierten Pflichten welche gesetzliche
Pflicht konkretisiert. Mit dieser Funktion wird verhindert, dass

verantwortliche Pflichtentrager kritisiert werden, ohne dass diese nach den kon-
kretisierten Rechtspflichten in untergesetzlichen Regelwerken gesucht haben.
Zum Beispiel konnen aus § 6 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) zur Verbesserung
der Sicherheit und Gesundheit der Beschaftigten bei der Arbeit - Arbeitsschutzge-
setz 49 Pflichten aus Technischen Regeln ermittelt werden, die die abstrakte Re-
gelung zu § 6 ArbSchG konkretisieren. Vom Gesetz kann also auf das untergesetz-
liche Regelwerk und umgekehrt von der untergesetzlichen Rechtspflicht auf die
konkretisierte Rechtspflicht geschaltet werden. Der Nutzer wird dadurch von der
abstrakten Pflicht auf deren Konkretisierungen in untergesetzlichen Regelwerken
gefiihrt. Er erkennt den Zusammenhang zwischen der abstrakten Rechtspflicht in
Gesetzen und den Konkretisierungen in den untergesetzlichen Regelwerken, in-
dem er im System darauf hingewiesen wird. Dadurch lasst sich verhindern, dass
die gleiche Pflicht auf jeder Hierarchiestufe gepruft wird. Vielmehr ist zu empfeh-
len, von einer abstrakten Rechtspflicht unmittelbar auf die konkretisierten unter-
gesetzlichen Regelwerke zu schalten, was das System ermaglicht.

Bemerkungen:

Der Gesetzgeber legt jeweils das Rechtsgut fest und bestimmt, dass es zu schit-

zen ist. Wie es durch Rechtspflichten zu schitzen ist, gibt der Gesetzgeber in der
Regel nicht vor. Der Gesetzgeber hat vor allem durch unbestimmte Rechtsbegriffe
und durch Generalklauseln die Konkretisierung der Rechtspflichten zum Schutz
eines Rechtsgutes an die Rechtsanwender delegiert. Es handelt sich um einen
Trend in der Gesetzgebung. Abstrakte Gesetzestexte lassen in aller Regel mehrere
Pflichtenalternativen zu. Um zwischen diesen Pflichtenalternativen entscheiden
zu konnen, bietet der Schutzzweck zunéchst das wichtigste Auswahlkriterium. Es
ist die Pflicht unter mehreren Alternativen zu wahlen, die das Rechtsgut am besten
schutzen kann. Bei der Konkretisierung einer Rechtspflicht ist somit der Schutz-
zweck einer abstrakten Rechtspflicht aus einem Gesetzestext der entscheidende
MaRBstab, nach dem die Rechtspflicht zu konkretisieren ist.

Leistung vergleichbar
10.16. Konkretisierte und gespeicherte Verkehrssicherungspflichten nach Art und Umfang?

jal_/nein
Funktion 80

Verursacht ein Unternehmen ein Risiko und droht dadurch ein Schaden an
einem geschitzten Rechtsgut und findet sich keine Regelung dieser Risikoab-
wehr in hoheitlichen Rechtsvorschriften, hat das Unternehmen eine Verkehrs-
sicherungspflichtzu formulieren und das Risikoim Unternehmenvon den geschitz-
ten Rechtsgltern abzuwenden. Die Pflicht zur Verkehrssicherung ergibt sich auch
ohne hoheitliche Regelung aus der Kupolofen-Entscheidung des BGH. Die Quelle
fur die Verkehrssicherungspflichten ergeben sich aus den Gerichtsurteilen zur
Verkehrssicherungspflicht. In den Gerichtsurteilen finden sich konkretisierte Ver-
kehrssicherungspflichten. Die Rechtsgrundlage fiir Verkehrssicherungspflichten
ergibt sich aus § 823 BGB. Zur Kategorie der Verkehrssicherungspflichten gehdren
zum Beispiel alle Organisationspflichten der Vorstande. Derzeit enthalt das System
5.893 Organisationspflichten.

10.17. Die Angabe des Schutzzwecks als Hilfe

zur Konkretisierung der Rechtspflichten.

Funktion 81

Zu jeder Rechtsnorm und jeder Rechtspflicht gibt das System einen Schutzzweck
an. Von jedem Rechtsgut, dessen Schutz eine Rechtsnorm bezweckt, ist ein Risi-
ko als drohender Schaden abzuwenden. Jede Rechtspflicht dient der Abwendung
eines speziellen Risikos. Damit die Nutzer des Systems den Schutzzweck leichter
erkennen konnen, ist er als eigene Funktion ausgebaut und mit eigenem Textfeld
versehen. Die abstrakt formulierten Rechtspflichten aus dem Gesetzestext erlau-
ben regelmaBig die Annahme verschiedener Rechtspflichten und verschiedener
Handlungsalternativen der Verantwortlichen, die das jeweilige Rechtsgut schit-
zen kénnen. Zum Schutz eines Rechtsguts gibt es also eine Vielzahl von Rechts-
pflichten als Alternativen.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

Bei Risikoanalysen sind zunachst also der Schutzzweck und das geschitzte
Rechtsgut zu kléaren. Darliber gibt das System im Textfeld zum Schutzzweck auf
jeder Pflichtenmaske Auskunft. Dieses Rechtsgut muss bedroht sein durch einen
Zustand oder ein Verhalten, das geeignet ist, am geschultzten Rechtsgut einen
Schaden zu verursachen. Abzuwenden sind Risiken, die als drohende Schaden
zu verstehen sind. Zu unterscheiden sind erlaubte Risiken, wie zum Beispiel die
Risiken beim Sport und im StraBenverkehr. Von den verbotenen Risiken, Uber die
schon einmal der Gesetzgeber oder ein Gericht entschieden hat, dass es sich um
ein verbotenes Risiko handelt. Seit der Kalkar-Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts unterscheidet die Rechtsordnung Restrisiken, die als allgemeine
Lebensrisiken zu tragen sind. Der Schutzzweck einer gesetzlichen Rechtspflicht
gibt einen MaBstab daflr, welche Risiken als verbotene Risiken abgewendet wer-
den mussen.



10.18. Die Konkretisierung von Organisationspflichten
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Funktion 82

Unternehmen sind als juristische Personen, als Aktiengesellschaften oder Ge-
sellschaften mit beschrankter Haftung organisiert. Wie natirliche Personen sind
sie Trager von Rechten und Pflichten. Die juristische Person kann weder Rechte
wahrnehmen, noch selbst Pflichten erflllen. Sie ist ein abstraktes Gebilde, nicht
handlungsfahig, nicht straffahig und nicht schuldfahig. Die Erfullung von Pflichten
muss deshalb im Unternehmen organisiert werden. Das Unternehmen organisiert
sich nicht von selbst. Es gibt vor allem keine Freiwilligen. Deshalb muss die Or-
ganisation angeordnet werden. Die Pflicht zur Organisation des Unternehmens
haben Vorstande und Geschéftsfihrer, die Organe des Unternehmens. Gesetze
regeln die Organisationspflichten nur ltickenhaft. Konkrete Organisationspflich-
ten ergeben sich aus der héchstrichterlichen Rechtsprechung des Reichsgerichts
und des BGH, in deren Urteilen durch Organisationsfehler Schaden verschuldet
wurden und die Haftung flr die Schaden begriindet haben. Die Gerichte haben
im Nachhinein nach dem Eintritt eines Schadens durch Organisationsfehler die
Organisationspflichten konkret formuliert. Sie sind in Zukunft zu vermeiden. Mit
den schon einmal von den Gerichten formulierten Organisationspflichten wird das
Organisationsverschulden in kinftigen Fallen begriindet. Die Organisationspflicht-
verstoBe dirfen deshalb nicht wiederholt werden. Vorstdnde und Geschaftsfih-
rung missen deshalb die Organisationspflichten kennen und sich informieren. Im
System sind die einschlagigen Urteile zum Organisationsverschulden und die sich
daraus ergebenden Organisationspflichten gesammelt. Der Nutzer des Systems
kann darauf schnell zugreifen. Alle Urteile zum Organisationsverschulden und zu
den Organisationspflichten werden im System verfligbar gehalten. Die Urteile zu
Organisationspflichten sind unter dem Rechtsgebiet , Organisationsrecht” sowohl
bei Normen als auch bei Pflichten aufgelistet.

Der Bundesgerichtshof und zuvor das Reichsgericht haben in klassischen Fal-
len zum Organisationsrecht Pflichten formuliert, die Vorstdnde und Geschéfts-
fuhrer bei der Organisation ihres Unternehmens zu erflllen haben. Diese Or-
ganisationspflichten sind immer nach dem Eintritt eines Schadens, der durch
einen Organisationsfehler verursacht wurde, formuliert worden. Zum Beispiel
handelt es sich um die Organisationspflichten zur Risikoanalyse, zur namentlichen
Delegation von Pflichten an Verantwortliche sowie die Organisationspflicht zur Be-
nennung eines Ersatzmannes, die Pflichten auf Mitarbeiter unter-

halb der Organebene zu delegieren, um das Organisationsrisiko zu vermeiden,

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein

dass Verantwortliche unkontrolliert schalten und walten. Mit diesen Organisa-
tionspflichten werden die typischen Organisationsrisiken abgewehrt, namlich
keine Risikoanalysen vorzunehmen, die Pflichten zur Risikoabwehr nicht zu ermit-
teln, sie nicht zu delegieren, insbesondere die Verantwortlichen nicht namentlich
zu benennen und flr das Risiko des Ausfalls des Verantwortlichen keinen Ersatz-
mann zu benennen und die Pflichten nicht zu kontrollieren auf Eignung, Vollzug
und Funktionsféhigkeit.

Zuden Organisationspflichten gehort es auch, die Organisation des Unternehmens
ausdricklich anzuordnen statt der Organisation sich selbst, Freiwilligen oder dem
Zufall zu Uberlassen. Organisationspflichten dienen dazu, das Risiko des mensch-
lichen Faktors, ndmlich das Risiko des bekannten menschlichen Fehlverhaltens
abzuwenden. Im System sind insgesamt 5.893 Organisationspflichten formuliert
und verflgbar.

(llustriert finden sich die Masken zu den Organisationspflichten auf S. 308 und
309 des Handbuchs “Risikomanagement ohne Organisationsverschulden® sowie
systematische Darstellungen der sechs Organisationspflichtenab S. 20 bis S. 110).

10.19. Die Konkretisierung der Rechtspflichten durch 2.400

kommentierte Rechtsbegriffe

Funktion 83

Die abstrakten Gesetzestexte sind zunadchst unverstandlich und mussen kon-
kretisiert werden. Es missen konkrete Pflichten als Handlungsanweisung flr die
Verantwortlichen im Betrieb formuliert werden, so dass sie sich auch erflillen las-
sen. Die abstrakten Rechtsbegriffe missen dahingehend erldutert werden, was
Rechtsprechung und Literatur unter den verwendeten Rechtsbegriffen verstehen.
Es reicht nicht aus, dass die Verantwortlichen in den Betrieben ihre laienhaften
eigenen Vorstellungen folgen, was unter bestimmten Rechtsbegriffen zu verste-

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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hen ist. Die Bedeutung der Rechtsbegriffe ergibt sich aus ihrer Verwendung in
Rechtsprechung und Literatur. Um erfassen zu kénnen, was in Rechtsprechung
und Literatur unter bestimmten Begriffen verstanden wird, ist ein komfortabler
Zugang zur Rechtsprechung und Literatur insbesondere zu dem jeweiligen Be-
griff erforderlich. Dazu ist die Funktion der erlduterten Rechtsbegriffe im Manage-
mentsystem ,Recht im Betrieb” eingerichtet worden. In der rechten unteren Ecke
jeder Pflichtenmaske finden sich Rechtsbegriffe aufgelistet, die erlautert sind.
Die erlauterten Stichworte lassen sich durch das bloBe Anklicken des jeweiligen
Stichworts aufrufen. Es 6ffnet sich daraufhin eine Maske, die in zwei Textfelder ge-
teilt ist. Im oberen Textfeld findet sich eine Erlauterung des Stichworts. Im unteren
Textfeld finden sich Beitrage zur verotffentlichten Literatur und Rechtsprechung
zum jeweiligen Rechtsbegriff. Literatur und Recht-

sprechung werden monatlich aktualisiert und neu

dem Rechtsbegriff zugeordnet. Der Nutzer des Sys-

tems verfehlt somit nicht die Rechtsansichten, die

zu bestimmten Begriffen bestehen und auch von

Laien nicht verkannt werden dirfen. Die erlduterten

kommentierten Stichwdrter dienen als Hilfe bei der

Rechtsanwendung, insbesondere zur Konkretisie-

rung abstrakter Rechtsbegriffe auf konkrete Sach-

verhalte (zu vergleichen sind dazu die vertiefenden

Wahlthemen in den Ausgaben 5/2003 - ,Abstrakte

Gesetzte - konkrete Pflichten, ein Kernproblem

der Betriebsorganisation®, 8/2005 - ,,Pflichten for-

mulieren nach dem Vorbild der Verwaltung” und

10/2015 des Umweltrechtsreports). Die kommen-

tierten Rechtsbegriffe lassen sich auch direkt aus

dem Text der Rechtspflichten aufrufen. Die kom-

mentierten Rechtsbegriffe sind blau hinterlegt und

mussen lediglich angeklickt werden, worauf die

zweigeteilte Erlauterungsmaske sich 6ffnet. Damit

hat der Nutzer des Systems jederzeit einen aktu-

ellen Uberblick tber die Bedeutung des Rechtsbe-

griffs. Die Erlauterungen werden monatlich aktua-

lisiert. Illlustriert ist die Konkretisierung abstrakter

Rechtsbegriffe auf S. 313 des Handbuchs ,Risiko-

management ohne Organisationsverschulden®.

10.20. Der Kommentierungsservice auf
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Anforderung durch das Anwaltsbiiro

Funktion 84

Sollte ein Rechtsbegriff im System nicht erldutert und mit Rechtsprechung und
Literatur dargestellt sein, bietet unser Anwaltsbiro an, einen nachgefragten
Rechtsbegriff zu erlautern, die Rechtsprechung und Literatur einzustellen, sodass
samtliche Nutzer des Systems die neue Begriffserlauterung ebenfalls verwenden
kdnnen.

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

10.21.

Das Legel-Tech-Instrument des Verlinkens
von Sachverhalten mit Rechtspflichten

Funktion 85

Die Rechtsberatung durch Rechtsanwalte setzt Rechtsanwendung voraus. Ju-
risten subsumieren konkrete Sachverhalte unter abstrakte Rechtsbegriffe in
gesetzlichen Vorschiften und entscheiden damit Gber die Rechtsfolgen, die von
einem Sachverhalt ausgelost werden. Konkrete Sachverhalte werden unter ab-
strakte juristische Begriffe subsumiert. Konkrete Sachverhalte werden mit den
Rechtsfolgen als Priifergebnis in Beziehung gesetzt. Im Rechtsberatungsalltag
ist zu beobachten, dass sich Sachverhalte wiederholen und immer wieder die
gleichen Rechtspflichten auslésen. In der Rechtsberatung der Industrie fallt auf,
dass Industrieunternehmen serienméBig eingerichtet sind und sich deshalb die
Entscheidungssituation ebenfalls wiederholt. Anlagen, Materialien in der Produk-
tion, Chemische Stoffe, Produktionsverfahren wiederholen sich und I6sen immer
wieder die gleichen Pflichten aus.

Das Legal-Tech Instrument des Verlinkens schafft eine feste Verbindung zwi-
schen Sachverhalt und Rechtspflicht. Mit der Datenbanktechnik des Verlinkens
kénnen diese fliichtigen Beziehungen persistent verkniipft werden, ohne un-
kontrolliert verandert werden zu kénnen. Eine Rechtsfrage zu einem Sachver-
halt kann nach Rechtspflichten geprift und nach der Priifung einmalig verlinkt, in
der Datenbank gespeichert und immer wieder abgefragt und verwendet werden.
Durch die digital verfestigte Beziehung, die in der Datenbank gespeichert wird,
kann nach dem Sachverhalt gesucht und damit auch nach der vom Sachverhalt
ausgeldsten Rechtspflicht recherchiert werden, und zwar immer dann, wenn sich
rechtlich der Sachverhalt und die Entscheidungssituation wiederholen. Gepriift
werden muss nur, ob es sich um einen Wiederholungsfall handelt, insbesondere
ob es sich um das gleiche Risiko handelt, das sich zu einem Schaden entwickeln
kann, wenn es nicht praventiv abgewendet wird.

Fur die Nutzer dieses Legal-Tech-Instruments des Verlinkens und die Nutzung des
Datenbankspeichers kann das Wiederholen der rechtlichen Prifung eingespart,
der Prifaufwand gesenkt und die Rechtssicherheit erhéht werden.

Die erstmals vorgenommene Rechtsprifung kann qualitativ musterhaft ohne Zeit-
druck und mit allen verfligbaren Quellen vorgenommen werden. Bei der erstma-
ligen gespeicherten Musterpriifung kénnen samtliche Informationsquellen ausge-
schopft werden.

In der Datenbank sind diese musterhaft gepriften sich wiederholenden Sachver-
halte als sogenannte ,Musterprofile” jederzeit verfligbar unter der Pflichtenkate-
gorie Nr. 58 ,,Musterprofil“ abgespeichert und abrufbar.

Dadurch soll juristischen Laien ein Zugang geschaffen werden, durch den der
rechtliche Prifaufwand gesenkt und juristisches Expertenwissen verflighar ge-
macht wird.

Verlinkt werden kdonnen Sachverhalte mit Pflichten, Pflichten mit verantwort-
lichen Pflichtentragern, Pflichten mit Betriebsteilen und alles miteinander Ver-
linkte kann in der Datenbank recherchiert werden.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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10.22.
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Die Recherche von Rechtspflichten mit nur einem Merkmal
am Beispiel ,,strafbewehrt* nach Kategorie Nr.85

Funktion 86

Von 88.348 ermittelten abstrakten Rechtspflichten wurden ca. 17.936 als straf-
bewehrt markiert. Etwa ein Drittel aller Pflichten sind strafbewehrt. |hre Verlet-
zung l6st strafrechtliche Sanktionen aus. Diese Pflichten stellen einen besonderen
Schutz der jeweiligen Rechtsgtiter dar. Der besondere Schutz wird durch die straf-
rechtlichen Sanktionen zum Ausdruck gebracht. Die als strafbewehrt markierten
Pflichten umfassen auch die Pflichten, deren VerstoB eine Ordnungswidrigkeit
auslost. Bei der Fulle der Pflichten mussen Prioritaten gesetzt werden. Strafbe-
wehrte Pflichten sind vorrangig zu behandeln, um strafrechtliche Sanktionen zu

vermeiden. Die strafrechtlichen Sanktionen sind Indizien fr die Bedeutung der
Pflicht, insbesondere fiir den Rechtsschutz und den Schutzzweck. Nur besonders
hoch bewertete geschiitzte Rechtsgliter werden mit strafbewehrten Pflichten ge-
schitzt. Zum Beispiel sind nahezu alle Pflichten aus dem Arbeitsschutz strafbe-
wehrt, weil sie Leben und Gesundheit der Arbeitnehmer eines Betriebes schitzen.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein

10.23.

Die Recherche der Schnittmenge von Rechtspflichten mit

mehreren bis zu fiinf Merkmalen
Funktion 87

Die gespeicherten Rechtspflichten lassen sich nicht nur nach einzelnen Merkma-
len und Klassifizierungen aufrufen, sondern auch untereinander kombiniert. Zum
Beispiel die einmaligen oder wiederkehrenden Pflichten eines Geschéftsfihrers,
die Meldepflichten aus einer bestimmten Branche oder die Genehmigungspflich-
ten aus bestimmten Rechtsgebieten, lassen sich nach 93 Eigenschaften kombi-
nieren.

Von Bedeutung sind zum Beispiel auch die Pflichten fur Vorstdnde und Ge-
schaftsfihrer und deren Organisationspflichten, die sich aus der einschlagigen
BGH-Rechtsprechung ergeben. Gesucht werden kénnen zum Beispiel auch alle
strafbewehrten Pflichten aus einer Branche, aus einem Rechtsgebiet, oder den
einschlagigen Pflichten eines Unternehmens. Der Vorteil dieser Suche besteht
darin, dass die strafbewehrten Pflichten Prioritat genieBen, weil nur solche Pflich-
ten strafbewehrt sind, die zum Schutz besonders hoch bewerteter Rechtsglter
erlassen sind.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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Mit der Funktion der Schnittmengensuche ermdglicht das System 5 Merkmale zu
kombinieren und aus der Gesamtmenge aller Rechtspflichten diejenigen heraus-
auszufiltern, die sémtliche angegebenen 5 Merkmale haben. Zum Beispiel kénnen
die Meldepflichten aus den Rechtsnormen einer bestimmten Branche, zum Bei-
spiel der Pharmabranche und aus einem Rechtsgebiet zum Beispiel dem Arznei-
mittelrecht gesucht werden.

Die digitale Aktualisierung von NORMEN
und PFLICHTEN durch den Algorithmus zum
speziellen Pflichtenprofil am Standort

Funktion 88

Rechtsnormen und Rechtspflichten dndern sich, weil sich erstens die Rechtsla-
ge und zweitens die Sachlage dndern. Auch die Rechtsprechung andert sich und
muss berlcksichtigt werden. Statistisch andern sich 10 % der Rechtspflichten pro
Monat. Deshalb sind alle Rechtspflichten monatlich zu aktualisieren.

Das Grundprinzip der digitalen Aktualisierung mit Hilfe eines Algorithmus wird im
Folgenden beschrieben.

Jeder einzelne Standort wird mit allen gednderten Rechtspflichten beschickt. Als
Ergebnis enthédlt nach abgeschlossener Ermittlung aller einschlagigen Rechts-
pflichten bei der erstmaligen Einrichtung, das System ein individuelles Pflichten-
profil fur jeden einzelnen Unternehmensstandort. der mit allen gednderten und
neuen Rechtspflichten beliefert wird. Die gednderten Rechtspflichten treffen auf
dieses individuelle Standortprofil, das wie ein digitaler Filter wirkt und nur die An-
derungen herausfiltert, die flir den Standort einschlagig sind. Dieser digitale Filter
wird durch einen Algorithmus erzeugt, der einschlédgige von nicht einschlagigen
Informationen unterscheiden kann. Der Algorithmus ist Teil der Software ,,Recht
im Betrieb“. Die Anzahl der geanderten Rechtspflichten hangt von dem individu-
ellen Pflichtenprofil ab. Je nach der Aktivitat des Gesetzgebers verteilen sich die
geanderten Rechtspflichten pro Monat auf die Unternehmen unterschiedlich.

Das Compliance-Management-System ,,Recht im Betrieb” erleichtert die Aktua-
lisierung. Im Vergleich zu herkémmlichen Aktualisierungen lassen sich 60 % des
Aufwands einsparen. Im Ergebnis wird zu jeder gednderten neuen Rechtspflicht
ein Pflichtenvorschlag formuliert und tber die Delegation den zusténdigen Mit-
arbeitern zugeleitet. Bevor die aktualisierten Rechtspflichten erfasst werden kén-
nen, sind zunachst die Rechtsnormen zu aktualisieren, die im letzten Berichtsmo-
nat gedndert wurden..

Die Organisationspflicht zur Aktualisierung des Pflichtenprofils eines Unterneh-
mens ergibt sich aus dem Kurzarbeiter-Fall und aus der Hihnerpestentscheidung
des BGH.

43 BGH vom 4.11.2002 Il ZR 224/00, in NJW 2003 S. 358 (Kurzarbeiterfall); BGH vom
26.11.1968 VI ZR 212/66 in BGHZ 51, S. 91 (Huhnerpestentscheidung).

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

11.1.

Die Aktualisierung der einschldgigen und der neuen

RECHTSNORMEN
Funktion 89

Mit Hilfe des digitalen Aktualisierungsassistenten des Systems kdnnen die ver-
antwortlichen Beauftragten in finf Schritten funf Aktualisierungsfalle bei Rechts-
normen bearbeiten.

In dem ersten Priifschritt lassen sich alle Rechtsnormen aufrufen, die im Aktua-
lisierungszeitraum auBer Kraft getreten sind. Diese Gruppe von Rechtsnormen ist
danach zu priifen, ob sie Ubergangsvorschriften enthalten und ftr welche Uber-
gangszeit sie weiter gelten oder ob sie sofort auBer Kraft treten.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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In einem zweiten Priifschritt lassen sich alle Rechtsnormen aufrufen, die sich
inhaltlich nicht gedndert haben, zu denen aber aktuelle Rechtsprechung und
Literatur erschienen ist, die fur die praktische Anwendung im Unternehmen von
Bedeutung sein kann.

Im dritten Priifschritt werden alle Normen angezeigt, die sich inhaltlich geandert
haben und aus denen die geanderten Rechtspflichten zu ermitteln sind.

Im vierten Priifschritt werden alle Rechtsnormen gezeigt, deren Anwendungsbe-
reich im Aktualisierungszeitraum vom Gesetzgeber geandert wurde.

Im fiinften Priifschritt werden alle neuen Rechtsnormen gezeigt, einschlieBlich
der Entwrfe. Die neuen Rechtsvorschriften werden von Anwélten des Biros da-
nach bearbeitet, ob sie flr Einzelunternehmen einschlagig sind. Diese Prifung
kann nur in den Unternehmen durchgefiihrt werden, deren Unternehmenssach-
verhalte im System gespeichert sind und den Anwélten zur Verfligung stehen.
Anhand der gespeicherten Sachverhalte 1asst sich prifen, ob diese Risiken vom
Schutzzweck der jeweiligen neuen Rechtsnorm erfasst werden. Die Beurteilung
der Einschlagigkeit einer neuen Rechtsnorm kann unternehmensextern von An-
walten nur unter dem Vorbehalt abgegeben werden, dass die Sachverhalte des
Unternehmens den Anwaélten vollstandig vorliegen und bekannt sind. Nur in
Kenntnis der unternehmerischen Aktivitdten kann der beratende externe Rechts-
anwalt beurteilen, ob eine neue Rechtsnorm in dem Unternehmen anwendbar ist
und Risiken abwenden muss.
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Die Aktualisierung der einschldgigen RECHTSPFLICHTEN

Funktion 90

Nach Abschluss der Ermittlung aller einschlagigen Rechtspflichten ist im System
ein individuelles Normen- und Pflichtenprofil fiir den eingerichteten Unterneh-
mensstandort gespeichert.

Die Anderung der Rechtspflichten werden von den Rechtsanwalten unseres Bliros
unternehmensextern ermittelt. Alle neu erlassenen Gesetze und alle untergesetz-
lichen Regelwerke werden danach untersucht, ob sie Pflichten enthalten. Getrennt
werden Paragraphen mit und ohne Pflichten. Die abstrakt im Gesetz verfassten
Pflichten werden soweit wie méglich von unseren Rechtsanwaélten konkretisiert.
Angestrebt wird dabei eine Formulierung, die so konkret ist, dass die Nutzer des
Systems die Pflichten Gbernehmen und sie verstehen kénnen, ohne weitere Argu-
mente oder Erklarungen erganzen zu mussen. Dieses Ergebnis wird dann nicht er-
reicht, wenn der Gesetzgeber lediglich die Schutzziele vorgibt, den Schutzzweck
nennt und dem Adressaten die Pflicht zur Konkretisierung selbst (iberlasst, insbe-
sondere die Entscheidung darlber, mit welchen SchutzmaBnahmen der Schutz-
zweck zu erreichen ist. Diese Methode wendet der Gesetzgeber vermehrt an. Er
|asst in vielen Fallen Spielraume in Form von Generalklauseln, wie etwa dem Stand
der Technik oder den Regeln der Technik. Wir markieren Pflichten nach Art, Kon-
kretisierungsgrad und Hierarchieverhaltnissen. Die Pflichten werden sowohl in
einer Kurzfassung als auch in einer Langfassung formuliert. Die Kurzfassung der
Pflicht wird im Glossar in der rechten Spalte aufgelistet und mit den Risikosachver-
halten der linken Spalte digital verknUpft.

Bei der Aktualisierung der Rechtspflichten sind drei Falle zu unterscheiden und in
drei Schritten zu bearbeiten,

e erstens werden die Rechtspflichten im System gezeigt, die auBer Kraft getre-
ten sind; sie sind in Schritt 1 zu prufen.

e zweitens, die inhaltlich gedndert werden und in Schritt 2 zu prifen sind,

e drittens, die aus neu erlassenen Gesetzen, Verordnungen oder untergesetz-
lichen Regelwerken zu den schon bestehenden Pflichten hinzukommen und in
Schritt 3 zu prifen sind.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein

11.3.

11.4.

Die auBer Kraft getretenen Rechtspflichten nach Schritt 1

Funktion 91

Mithilfe des Aktualisierungsassistenten kdnnen in Schritt 1 die auB3er Kraft getre-
ten Pflichten angezeigt werden. Sie mUssen (berpriift werden, um Ubergangs-
vorschriften zu erfassen. Mit dem daflr vorgesehene Button ,Pflichten anzeigen*
kdnnen die jeweiligen Pflichten aufgelistet werden, damit der Nutzer des Systems
sich einen Uberblick verschaffen kann.

Die einschldgigen inhaltlich gednderten
Rechtspflichten nach Schritt 2

Funktion 92

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

/ nein
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Diesem Formulierungsvorschlag geht eine Begriindung mit einem Beitrag voraus,
warum diese Pflicht und aus welchem Anlass sie zu aktualisieren ist. Bei allen
Rechtspflichten, die ohne unbestimmte Rechtsbegriffe geregelt sind und nur eine
Lésung méglich ist, kdnnen die Formulierungsvorschlage zur Anderung ohne wei-
tere Anpassung Ubernommen werden. Die aktualisierten Rechtspflichten lassen
sich auf Knopfdruck speichern. Die friihere Rechtspflicht wird tberschrieben. Der
Formulierungsvorschlag zur Rechtspflicht kann modifiziert, optimiert oder an die
betrieblichen Besonderheiten angepasst werden.

R| UIB - Vorschlag zur Pflicht - UIB - Startseite

Vorschlag zur Pflicht

(1) Sofern die Sicherheit oder Zuverlassigkeitdes Ele
jeweiligen Regelzone gefahrdet oder gestort ist, sind die B
berechtigt und verpflichtet die Gefahrdung oder Stérung zu besel
1. netzbezogene Malnahmen, insbesondere durch Netzschaltun:
2. marktbezogene Malknahmen, insbesondere durch den Einsatzvon

MaRnahmen nach § 13a Absalz 1, vertraglich vereinbarte abschaltbare und zuscha
Lasten, Information tber Engpasse und das Managemeni von Engpéssen sowie
3 zusatzliche Reserven, insbesondere die Netzreserve nach § 13d und die

Kaparzitatsreserve nach § 13e

Bei strom- und spannungsbedingten Anpassungen der Wirkleistungserzeugung oderdes

§ 13 Systemverantwortung der Betreib
Ubertragungsnetzen

(1) Sofern die Sicherheit oder Zuvendssigkeit des Elektriatatsversorgungs
gefahrdet oder gestort ist, sind die Betreiber der Ubertragungsnetze bere:
grung zu beseitigen durch

ezogene Malnahmen, insbesondere durch Netzschalfungen,

2. marktbezogene MaBnahmen, insbesondere durch den Einsatz von R
Absatz 1, veriraglich vereinbarte abschaltbare und zuschaltbare Lz
das Management von Engpédssen sowie

3. zusétziche Reserven, insbesondere die Netzreserve nach § 13d und die

Bei strom-und spannungsbedingten Anpassungen der Wirkleistungserzeugu
abweichend von Satz 1 von mehreren geeigneten MaRnahmen nach Satz
auszuwahlen, die voraussichtlich insgesamt die geringsten Kosten verursac
zur Erzeugung oder Speicherung von elekfrischer Energie mit einer Nenn|
einen Netzbetreiber jederzeit fernsteuerbar sind, dirfen die Betreiber von Ub
Kosten nachrangig ergreifen.

(1a) Im Rahmen der Auswahlentscheidung nach Absatz 1 Satz 2 sind die Ve|
des Emeuerbare-Energien-Gesetzes  einzuhalten, indem far Ma
Whrklsictunnsarzangung von Anlagen nach § 3 Nummer 1 des Erneuerba

n sind, die anhand eines fur alle Anlagen nach § 3 Nur
~han kalkulatariechan Praiess 71 hastimmean cind Dar ainl

hisversorgungssystems in der
er Ubertragungsnetze

Wirkleistungsbezugs sind abweichend von Satz 1 von mehreren geeigneten Mafnahmen
nach Satz 1 Nummer 2 und 3 die Malnahmen auszuwahlen, die voraussichflich insgesamt
die geringsten Kosten verursachen. Mafinahmen gegentber Anlagen zur Erzeugung oder
Speicherung von elekinscher Energie mit einer Nennleistung unter 100 Kilowatt, die durch

einen Netzbetreiber jederzeit femsteuerbar sind, durfen die Betreibervon
Ubertragung snetzen unabhgngig von den Kosten nachrangig ergreifen.

(1a) Im Rahmen der Auswahlentscheidung nach Absatz 1 Saiz 2 sind die Verpflichtungen

Die neu erlassenen Rechtspflichten nach
Schritt 3 mit Formulierungsvorschlagen

Funktion 93

In Schritt 3 werden alle neu erlassenen Pflichten angezeigt. Zu jeder neuen Pflicht
wird vom Anwaltsbiro ein Formulierungsvorschlag vorgestellt, der vom verant-
wortlichen Beauftragten zu prifenist, ob er in der Unternehmenspraxis eingesetzt
werden kann, verstandlich ist oder etwa zu konkretisieren ist.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal !/ nein

11.6.

Die monatliche Ermittlung von abstrakten
Rechtspflichten in neuen erlassenen Gesetzen

Funktion 94

Alle neu erlassenen Gesetze und untergesetzlichen Regelwerke werden monatlich
danach untersucht, ob sie Rechtspflichten enthalten. Die abstrakt im Gesetz ver-
fassten Rechtspflichten werden konkretisiert, soweit dies moglich ist. Angestrebt
wird dabei eine Formulierung, die so konkret ist, dass die Nutzer des Systems die
Pflichten Gibernehmen und sie verstehen kénnen, ohne weitere Argumente oder
Erklarungen hinzuzuziehen. Die angebotene Leistung besteht darin, die neuen Ge-
setze paragraphenweise danach zu untersuchen, ob sie Rechtspflichten enthalten.
Diese Leistung wird mit jedem neu erlassenen Gesetz und jeder neuen Verordnung
erforderlich. Wenn der Gesetzgeber in neuen Gesetzen lediglich die Schutzziele
vorgibt, den Schutzzweck nennt, den Normadressaten jedoch es Uberlasst, die
Rechtspflicht selbst zu formulieren, um das Schutzziel zu erreichen, wird dies dem
Nutzer erklart. Die jeweils neuen Rechtspflichten werden nach Art, Konkretisie-
rungsgrad und Hierarchieverhaltnis markiert. Der Formulierungsvorschlag findet
sich sowohl in einer Kurzfassung als auch in einer Langfassung. Die Kurzfassung
findet sich in einem eigens dafir vorgesehenen Textfeld. Die Langfassung findet
sich in einem zweiten umfassenderen Textfeld. Die Kurzfassung der Pflicht wird
auch im Glossar in der rechten Spalte aufgelistet und mit den Risikosachverhalten
der linken Spalte digital verknipft. Die Kurzfassung der Pflichten werden aufer-
dem monatlich in Compliance-Tests abgedruckt, so dass der Leser priifen kann,
ob er diese Anderung der Rechtspflicht selbst erfasst und wahrgenommen Ein
Screenshot aus dem Compliance-Test ist nachstehend angezeigt.hat (illustriert ist
diese Leistung durch die Abbildung der Maske auf S. 334 des Handbuchs “Risiko-
management ohne Organisationsverschulden®).

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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11.7.

Der Einspareffekt von 60% durch die digitale Aktualisierung

116

SAMTLICHE PFLICHTENANDERUNGEN
Abfallverbennungsanlage
Arzneimittel
Automobilwerk
Chemischer Grundstoffhersteller
Deponie
Dialysatoren-Herstellung
Elektroinstallationstechnik
Energiemanagement
Enegriewirtschaft
Versorgungsbetrieb mit Abwasserbehandlung
Facilitymanagement
Flughafen
Fruchtsaftherstellung
Gasspeicher
Gelenkwellenhersteller
GieBerei
Gummiherstellung
Keramikherstellung
Klebeprodukteherstellung
Krankenhaus
Kunststofftechnik
Lackfabrik
Lampenherstellung
Lebensmittel
Logistik
Nasslackproduktion
Papierherstellung
Raffinerie
Schmierstoffe
Serumherstellung
Stadtwerke
Stahlwerk
Umformtechnik
Uniklinik
Upstreamer
Werft

B Piichten

Leerkosten

0%

10%

146
137
134

113

125

114

1

15

109
116

20%

122

30%

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
ja _/nein___

221

201

40% 0%

60%

70%

80%

90%

474

100%

Unternehmen aus 40 Branchen werden pro Monat von einer unterschiedlichen
Anzahl gednderter Rechtspflichten betroffen.

Aus dem vorstehenden Screenshot geht hervor, dass im Durchschnitt nur 40%
der geanderten Pflichten pro Monat die einschlagigen Pflichten eines Unterneh-
mens betreffen, 60% werden automatisch abgedeckt und missen nicht gepruft
werden. Im Durchschnitt lasst sich der Aktualisierungsaufwand pro Unterneh-
men um 60% durch das digitale Filterverfahren senken. Ohne den digitalen Fil-
ter mussten Unternehmen zunachst alle Gesetzesédnderungen erfassen, und zwar
die Paragraphen ermitteln, die eine Pflicht enthalten, und alle monatlichen Ande-
rungen missen danach beurteilt werden, ob sie flir das Unternehmen einschla-
gig sind. Durch das Compliance-Management-System ,,Recht im Betrieb” wird
die Ermittlung der gednderten Rechtspflichten und deren Einschléagigkeit fur das
Unternehmen durch das System ,Recht im Betrieb” und die Anwélte des Biiros
unternehmensextern geleistet. Der unternehmensinterne Aktualisierungsaufwand
durch die Beauftragten reduziert sich auf die Prifung, ob die Formulierungsvor-
schlage zu den Pflichten zu den gednderten als auch zu den neuen Pflichten im
Unternehmen, der Unternehmenspraxis versténdlich, praktikabel und konkret ge-
nug sind und ausreichend konkretisiert sind. Dadurch wird der Aufwand pro Monat
bei der Aktualisierung erheblich auf wenige Stunden reduziert.

11.8.

Die monatliche Aktualisierung der Gesetzestexte

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja _/nein.

Monatliche werden der Volltexte samtlicher 21.251 (Stand: Mai 2023) Recht-
normen aktualisiert.. In den Volltexten werden die zuletzt gednderten Textstellen
grin hinterlegt. Auch auf der Internetseite www.rack-rechtsanwaelte.de werden
die aktualisierten Volltexte gezeigt. Im geschitzten Mandantenbereich stellen wir
allen Nutzern des Managementsystem vorab die aktuellen Normtexte zur Verfi-
gung. Schon vor der nachsten monatlichen Aktualisierung bieten wir die Moglich-
keit, auf diese Volltexte zuzugreifen. Mit der Homepage schlieBen wir die Licke
von einem Monat zwischen dem Erscheinen der Aktualisierung des vollstandigen
Managementsystems.
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11.9.

11.10.

118

Die Aktualisierungen der Gesetzestexte auf der Internetseite

Funktion 97

Auf der Internetseite www.rack-rechtsanwaelte.de werden taglich aktualisier-
te Informationen zu den gepflegten Rechtsgebieten angezeigt. Im Newsbereich
berichten wir aktuell Uber wichtige neue Gesetze, Gesetzentwlrfe und Ge-
richtsentscheidungen. Im geschitzten Mandantenbereich stellen wir allen Nut-
zern des Managementsystems vorab die aktuellen Normtexte zur Verfligung.
Schon vor der nachsten monatlichen Aktualisierung bieten wir die Méglichkeit, auf
diese Text zuzugreifen. Die Homepage ist somit die Ergadnzung zum monatlich ak-
tualisierten Managementsystem. Mit der Homepage schlieBen wir die Liicke von
einem Monat zwischen dem Erscheinen des neuen Normtexts und der Aktualisie-
rung des vollstandigen Managementsystems.

Die monatliche Auswertung von 130 Fachzeitschriften und
Gesetzesblattern zur Feststellung aller Rechtsdnderungen

Funktion 98

Neben der Aktualisierung der formulierten Pflichten wird das Unternehmen tber
alle publizierten Informationen zur Corporate Governance und insbesondere zu
den 77 betreuten Rechtsgebieten informiert. Diese Beitrédge kann der Nutzer des
Systems aufrufen, sich informieren und auf Knopfdruck protokollieren, dass er Bei-
trage zur Kenntnis genommen hat.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

/ nein
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BEISPIELE ZU RECHERCHEERGEBNISSEN

Diekommentrenden Sei3gewerdn erstens cen Rech i, vt aus der Gesamtbibliothek mit 49.000 Beitragen
verlinkt, zur Rechtsprechung und Literatur

Neben den gesetzlichen Vorschriften sind auch die Publikationen aus Rechtsprechung
und Literatur zu beachten. Auch sie bestimmen die Rechtslage in Einzelfragen. Nach
bestimmten Sachverhalten kann in 49.000 Beitragen recherchiert werden.

23 Fundstellen:

9 Aufsatze

7 Urteile

14 Neue Rechtsvorschriften

119 Fundstellen:

33 Aufsétze

15 Beitrage im Gesetzgebungsverfahren
55 Neue Rechtsvorschriften

13 Urteile

3 Wahlthemen

Benzin 112 Fundstellen:
19 Aufsétze

21 Beitrage im Gesetzgebungsverfahren
35 Neue Rechtsvorschriften

23 Urteile

16 Wahlthemen

102 Fundstellen:

46 Aufsdtze

13 Beitrage im Gesetzgebungsverfahren
28 Neue Rechtsvorschriften

11 Urteile

4 Wahlthemen

Abwasseranlage 344 Fundstellen:
101 Aufsatze

6 Beitrdge im Gesetzgebungsverfahren
185 Neue Rechtsvorschriften

40 Urteile

2 Wahlthemen

139 Fundstellen:

9 Aufsétze

1 Beitrag im Gesetzgebungsverfahren
48 Neue Rechtsvorschriften

119 Urteile

16 Wahlthemen
Das folgende Schaubild zeigt die 2= 21 Fundstellen:
Rechercheergebnisse zu einzelnen S c hWEfe I saure 6 Aufsitze
Sachverhalten zu Rechtsprechung _
und Literatur, die in Beitragen kom- 8 Neue Rechtsvorschriften
mentiert und im System erfasst sind. 6 Urteile

1 Wahlthema
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11.11.

122

DIE PDF-VERSION DES MONATLICHEN
COMPLIANCE-TESTS

Zum Leistungsumfang gehdort die PDF-Version des monatlichen
Compliance- Tests. Er enthalt eine Auflistung aller neuen Rechts-
normen, aller neuen Rechtspflichten, der gednderten Rechtspflich-
ten, der auBer Kraft getretenen Rechtsnormen und der auB3er Kraft
getretenen Rechtspflichten. Monatlich wird vom Anwaltsbiro re-
cherchiert, wie viele Anderungen sich in Rechtnormen und Rechts-
pflichten ergeben haben. Auf dem Deckblatt des Compliance-Tests
findet sich monatlich die neue Statistik. Die Mandanten verschaffen
sich einen ersten Uberblick tiber die Anderungen.

Erfasst werden schriftlich alle Neuerungen und Anderungen des

Berichtsmonats. Nutzer verschaffen sich dadurch einen ersten
Uberblick .

Blockierte Rechtsgebiete
zur Erleichterung der Aktualisierung

Aktualisierungsaufwand erheblich gesenkt.

Funktion 99

Um das Aktualisieren von Normen zu erleichtern, enthalt das System die Funkti-
on ,,Blockierte Rechtsgebiete”. Mit dieser Funktion werden nach einem Update
solche Normen auf nicht mehr zu ,prifen” gesetzt, die zwar neu, mit denen sich
das Unternehmen aber nicht auseinandersetzen muss, weil die Unternehmensak-
tivitaten nicht von dem jeweiligem Rechtsgebiet geregelt werden. Dies beurteilen
Rechtsanwalte, die die Unternehmenssachverhalte des Unternehmens kennen.
Blockiert werden mit dieser Methode, nur Rechtsgebiete, bei denen nach Auffas-
sung der Anwalte nicht die Gefahr besteht, Gesetze auszugrenzen, die eventuell
doch einschlagig sein kdnnten. Durch das Blocken dieser Rechtsgebiete wird der

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein
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11.12.

11.13.

124

Die farbliche Kennzeichnung inhaltlich
geanderter oder neuer Pflichten

Funktion 100

Rot hinterlegt in der Pflichtenliste der Mitarbeiter werden bei einem Update die
neuen Pflichten und die aktualisierten. Die rote Markierung wird solange beibehal-
ten, bis der jeweilige Mitarbeiter die Pflicht einmal gedffnet und damit zu Kenntnis
genommen hat. Auf diese Weise erkennt der verantwortliche Mitarbeiter nach
einem Update auf einen Blick, welche neuen bzw. gednderten Pflichten fur ihn
relevant sind und die noch zu aktualisieren sind.

Die Unterrichtung der Unternehmensmitarbeiter
durch E-Mails iiber neue und gednderte Pflichten

Funktion 101

Uber die eingebaute E-Mail Funktion in der Pflichtenliste der Webversion kann
jeder Mitarbeiter nach der Abarbeitung eines Updates mit Mausklick daruber in-
formiert werden, welche neuen bzw. geanderten Pflichten flr ihn relevant sind.
Dabei kann die Information auf einen bestimmten Betriebsteil oder ein bestimm-
tes Rechtsgebiet beschrankt werden. Die Vorteile dieser E-Mail Funktion besteht
darin, dass der Nutzer zeitnah Uber neue oder gednderte Pflichten informiert wird
und diese anschlieBend im System einsehen und bearbeiten kann.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

/ nein

11.14.

Die Delegation der Priifung nach Rechtsgebieten
an die Beauftragten zur erleichterten Aktualisierung

Funktion 102

Rechtsgebiete kdnnen Personen mit Stabsfunktion und Schreibrecht zugeordnet
werden. Nur diese Personen haben dann die Moglichkeit, das Update fir die jewei-
ligen Rechtsgebiete zu aktualisieren und abzuarbeiten. Diese Funktion wird haufig
genutzt, um eine effizientere Ressourcenaufteilung nach der jeweiligen Fachkun-
de der Beauftragten durchzufiihren. Die Verantwortlichen kénnen ausgewahlt
werden. Durch einen Doppelklick ldsst sich ein Rechtsgebiet den Verantwortlichen
zuweisen. Nach einem Update kénnen die ausgewahlten Rechtsgebiete nur von
diesen ausgewahlten Personen als einschldgig oder nicht einschlagig markiert
werden. Die ausgewahlten Verantwortlichen bekommen dann auch nur die aus
den jeweiligen Rechtsgebiet zu priifenden Vorschriften und Pflichten angezeigt.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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Hohe Rechtsicherheit wird mit geringst méglichem Aufwand erreicht. Fur das glei-
che Ergebnis der monatlichen Aktualisierung der Rechtslage setzen wir 12 Anwal-
te und etwa 20 freie Mitarbeiter und vor allem die daflir konzipierte Datenbank ein.
Ohne den Einsatz der Datenbanktechnik lasst sich dieser Aufwand nicht bewalti-
gen.

SAMTLICHE RECHTSPFLICHTEN SIND VORSORTIERT UND VORFOR-
MULIERT.

Die Aktualisierung lasst sich nur deshalb in dem verhéltnismaBig geringen Zeitauf-
wand bewaltigen, weil mit der Datenbank auf Vorarbeiten zurlickgegriffen werden
kann.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

11.16. Die Anderung des Betriebssachverhalts und die Priifung der

Rechtspflicht auf Aktualisierungsbedarf
Funktion 104

Zu jeder einzelnen Pflicht werden die Betriebssachverhalte auf der Pflichtenmas-
ke in einem eigenen Textfeld gespeichert und durch die digitale Verknlpfung von
Betriebssachverhalten und Betriebspflichten kann im Betrieb bei Anderungen des
Sachverhalts die dazugehérige Pflicht recherchiert werden. Bei der Anderung des
Betriebssachverhalts I&sst sich die Pflicht auf diese Weise leichter finden und an-
passen.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

11.17. @ Die Zusammenfassung der Aktualisierungsleistung
des Anwaltsbiiros

Funktion 105
Leistung vergleichbar
11.15. Die Musterprofile als Aktualisierungshilfen nach Art und Umfang? Leistung vergleichbar

. jal |/nein 11.17.1. | Aktualisierung im Betrieb in max.8 Stunden nach Art und Umfang?
Funktion 103

jal_/nein
Ein Vorteil der Profilverwaltung besteht darin, dass sich der Nutzer nach einem

Funktion 106

Update die neuen und gednderten Pflichten Uber das Suchfeld ,Musterprofile® in
einem thematischen Zusammenhang anzeigen lassen und abarbeiten kann. Der
Zeitaufwand zur Abarbeitung des Updates wird dadurch erheblich verringert.

Die Aktualisierung aller Rechtspflichten l&sst sich im Durchschnitt in maximal acht
Stunden in einem Betrieb bewéltigen. Arbeitsteilig Gbernimmt das Anwaltsbiiro
Rack ein Grofteil der Aktualisierung, soweit es auf3erhalb eines Unternehmens
geleistet werden kann.

11.17.2. Alle Informationsquellen zu rechtlichen Neuerungen

werden erschopfend von Anwaélten ausgewertet

Funktion 107

Wir abonnieren 130 Fachzeitschriften und Gesetzesblatter und sichten diese mo-
natlich systematisch nach Anderungen von Gesetzen und Rechtsverordnungen,
Technischen Regeln, Unfallverhitungsvorschriften und sonstigen untergesetz-
lichen Regelwerken der EU, des Bundes und der 16 Bundeslander.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein



11.17.3. Zu allen Neuerungen werden Kurzkommentare
in Beitragen verfasst, gespeichert und zugeordnet

Funktion 108

Diese Neuverdffentlichungen werden von Rechtsanwélten in Beitragen gesichtet
und kommentiert, die dann im System abgespeichert werden. Die kommentie-
renden Beitrédge formulieren wir fir die Beauftragten, die Naturwissenschaftler
und Ingenieure und bericksichtigen dabei deren Aufklarungsbedarf zur juristi-
schen Fachsprache. Im Durchschnitt formulieren wir monatlich 80 Beitrége. Die
gesammelten Beitrager erlauben es dem Benutzer des Systems, die Entwicklung
der Rechtslage und ihre Anderungen tiber einen langen Zeitraum zu erfassen.

11.17.4. Alle gednderten Rechtsnormen werden erfasst

Funktion 109

Wir filtern samtliche gednderten Rechtsnormen aus der Gesamtmenge der Neu-
veroffentlichungen. Im Durchschnitt wurden zum Beispiel im Jahr 2022 monatlich
216 Anderungen von Rechtsnormen ermittelt.

11.17.5. Alle gednderten Rechtspflichten werden aus den
geanderten und neuen Rechtsnormen herausgefiltert

Funktion 110

Wir ermitteln aus den gednderten Rechtsnormen die gednderten Rechtspflichten.
Im Durchschnitt haben sich monatlich 389 Rechtspflichten im Jahr 2022 geén-
dert.

11.17.6.  Alle nur fiir den Standort einschlagigen Rechtspflichten

werden aus der Gesamtmenge herausgefiltert.
Funktion 111

Wir ermitteln aus der Gesamtmenge aller gednderten und auBerkraftgetretenen
Rechtpflichten diejenigen, die den Standort des Unternehmens betreffen. Die Da-
tenbank filtert automatisch und auf einen Klick aus den geanderten etwa 300 bis
400 Pflichten diejenigen, die am Standort einschlagig sind. Der Katalog der ein-
schlagigen Rechtspflichten hangt von der Branche und der jeweiligen Risikolage
des Betriebes ab. Eine Raffinerie, ein Glashersteller oder ein Stadtwerk weist je-
weils unterschiedliche Zahlen der Rechtsédnderung auf. Die Aktualisierung erweist
sich dadurch als Einzelfallleistung gegentiber dem Einzelunternehmen.

11.17.7.  Zu alle neuen und geanderten Rechtspflichten
werden Formulierungsvorschlage geliefert

Funktion 112

Alle gednderten Rechtspflichten werden mit Formulierungsvorschlégen versehen,
die aus der Datenbank vor Ort abgerufen und im Betrieb von dem jeweils Verant-
wortlichen an Besonderheiten des Unternehmens angepasst werden kdnnen.

128

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_!/nein

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_!/nein

11.17.8. Die Gesetzestexte werden aktualisiert und griin markiert

Funktion 113

wir aktualisieren monatlich die Volltexte der in der Datenbank abgespeicherten
Gesetze, Verordnungen, Unfallverhitungsvorschriften und Technischen Regeln,
die geanderten Volltexte werden in einer jeweils bereinigten Neufassung im Sys-
tem eingestellt. Das Unternehmen erspart sich damit das umfangreiche und auf-
wandige Sichten und Sortieren der Verlagspublikationen.

11.17.9. Gerichtsentscheidungen und wichtige Fachaufsitze
werden in Beitrdgen kommentiert und den betroffenen

Pflichten und Rechtsbegriffen zugeordnet
Funktion 114

Es werden monatlich von den betreuenden Rechtsanwélten die neuveréffentlich-
ten Fachaufsatze und Gerichtsentscheidungen besprochen. Jede Entscheidung
wird auch im Volltext ausgeliefert. Diese Beitrdge werden erstens den betrof-
fenen Rechtsnormen, zweitens den Rechtspflichten und drittens den erlauterten
Rechtsbegriffen und Sachverhalten zu sortiert. Alle Beitrage sind dreifach im Sys-
tem verflighbar und kénnen digital durchsucht werden. Das Managementsystem
enthalt auf diese Weise eine monatlich aktualisierte Kommentarleistung zur mo-
natlich aktualisierten Gesetzessammlung.

11.17.10. Hohe Rechtssicherheit zu geringstméglichen Aufwand

Funktion 115

Die Nutzer des Systems mussen nicht alles lesen, sichten und kommentieren,
Ubersehen aber trotzdem nichts. Hochste Rechtssicherheit wird mit geringst mog-
lichem Aufwand erreicht, 12 Rechtsanwalte und 20 freie Mitarbeiter bestehend
aus Rechtsreferendaren und wissenschaftlichen Hilfskraften leisten diese Aktua-
lisierung. Die Aktualisierung wird durch die Datenbanktechnik erleichtert. Der Ak-
tualisierungsaufwand im Unternehmen l&asst sich nur dadurch erheblich reduzie-
ren, dass auf die Vorarbeiten des Anwaltsbiiros zurlickgegriffen wird, und zwar von
mehreren hundert Betrieben, in einem Umfang, der von einem einzelnen Betrieb
nicht geleistet werden kann (illustriert ist die Aktualisierungsleistung auf S. 341
des Handbuchs “Risikomanagement ohne Organisationsverschulden®).

Die Beratung zur Methode der Folgeerwagungen bei erstmaligen Entscheidungen
Uber Rechtspflichten flir noch ungeprifte und nicht gesetzlich geregelte Risi-
kosachverhalte.

Die Methode der Folgeerwégung im Handbuch zum Risikomanagement ohne Or-
ganisationsverschulden fur gute Unternehmensfihrung wird von S. 202 bis 239
vertiefend und ausfihrlich beschrieben. Die Beratung zu Folgeerwagungen und
zu erstmaligen Formulierungen der Rechtspflichten gehért zum Leistungsumfang
des Managementsystems ,Recht im Betrieb” im Rahmen der préventiven Rechts-
beratung. Sie wird von den RACK-RECHSANWALTEN als Entscheigungsmethode
eingesetzt, wodurch die Rechtsentscheidungen nachvollziehbar werden. Sie fol-
gen der Risikoanalyse aus dem IKB Urteil des BGH.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein
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https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 341.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 341.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 202-239.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 202-239.pdf

11.18.

11.19.

130

Dokumentation zur Einzelpflicht

Funktion 116

Ist eine Rechtspflicht auf einen Sachverhalt des Unternehmens anzuwenden und
damit einschlagig, wird sie als einschlagig markiert. Sobald die Entscheidung
Uber die Anwendbarkeit einer Pflicht gefallen ist, lassen sich im System alle Ent-
scheidungsgriinde dokumentieren. Im System einzugeben sind der Betriebssach-
verhalt auf den die Pflicht anzuwenden ist und der ein Risiko ausldst, das durch
die Rechtspflicht abzuwenden ist. Die Dokumentation der Entscheidungsgrinde
macht die Entscheidung nachvollziehbar und hilft eventuelle Schuldvorwdirfe ab-
zuwehren, es seien nicht alle Risiken geprUft, nicht alle Erkenntnisquellen aus-
geschopft und die rechtlichen Vorgaben nicht beachtet worden. Im System sind
Textfelder fur die Beschreibung des Betriebssachverhalts, flr die Gefahrdungs-
beurteilung und fir die Rechtspflichten vorgesehen. Durch die Benutzung jeweils
eigener Textfelder sind die Angaben recherchierbar. Andert sich zum Beispiel ein
Betriebssachverhalt, kann die Anderung digital recherchiert werden und fiihrt zu
der Rechtspflicht, die der Betriebssachverhalt ausgel6st hat. Die Rechtspflicht
kann entsprechend angepasst werden.

Speichermoglichkeiten fiir Anmerkung
und Dokumente zur einzelnen Rechtspflicht

Funktion 117

Im System ist vorgesehen, zu jeder Rechtspflicht zugehorige kommentierende
Anmerkungen als auch Dokumente zu verlinken. Unter Anmerkungen empfieh-
It es sich Erwagungen zu speichern, die von Bedeutung sind, eine Rechtspflicht
als einschlagig vorzusehen. Unter Anmerkungen werden die kommentierenden
eigenen Beitrage wiederauffindbar zur Verflgung gehalten. Alle Erwagungen zur
Formulierung einer Einzelpflicht kdnnen damit unter dem Textfeld Anmerkungen
recherchiert werden.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

/ nein

12.

12.1.

Die Delegation der Rechtspflichten
des Unternehmens

Funktion 118

Nach der Ermittlung aller Risiken und Rechtspflichten zur Risikoabwehr sind die
Pflichten des Unternehmens zwar bekannt aber noch nicht erfillt. Unternehmen
sind als juristische Personen organisiert. Sie haben Rechte wahrzunehmen und
Pflichten zu erfillen. Dazu sind sie als abstrakte Gebilde, als juristische Person,
nichtin der Lage. Sie sind nicht handlungsfahig, nicht schuldfahig, nicht straffahig.
Die Pflichten des Unternehmens mussen deshalb auf Unternehmensmitarbeiter,
auf natlrliche Personen, delegiert werden. Nur die Mitarbeiter sind in der Lage,
Rechte des Unternehmens wahrzunehmen und Pflichten zu erfillen. Werden
Pflichten nicht delegiert, besteht das Risiko, dass sie nicht erfillt werden. Sie wiir-
den durch Zufall erfillt. Im Unternehmen gibt es in aller Regel keine Freiwilligen
fur Risikoanalyse und Pflichtenermittlung. Juristische Personen haben gesetzliche
Vertreter, Vorstande oder Geschéftsfihrer. Sie haben Legalitatspflichten und die
Pflicht zur Legalitatskontrolle. Sie mussen sich selbst legal verhalten und dafir sor-
gen, dass ihre Mitarbeiter sich legal verhalten (siehe dazu Handbuch ,Risikoma-
nagement ohne Organisationsverschulden®, S. 9 und 75). Die Legalitatspflicht der
Vorsténde ergibt sich aus § 93 Abs. 1 S. 1 AktG und Grundsatz 5 des deutschen
Corporate Governance Kodex, wonach der Vorstand flr die Einhaltung der gesetz-
lichen Bestimmung zu sorgen hat. Pro Standort eines Industrieunternehmens sind
im Durchschnitt mindestens 4.300 Unternehmenspflichten zu erftllen. Vorstande
allein kénnen diese Pflichten nicht erfillen. Sie missen die Pflichten deshalb de-
legieren.

Die Delegation der Unternehmenspflichten
nach der Art der Pflicht

Funktion 119

Die Delegation der Pflichten wird durch das Managementsystem unterstitzt. Die
Unternehmenspflichten werden digital mit namentlich benannten Mitarbeitern
und mit den Betriebsteilen des Unternehmens digital so verknipft, dass im Ergeb-
nis abgefragt werden kann, welcher Mitarbeiterweiche Pflichten des Unterneh-
mens in welchem Betriebsteil wie zu erfillen hat.

Delegiert werden die Pflichten auf Mitarbeiter je nach Art der Pflicht und je nach
der Funktion des jeweiligen Mitarbeiters im Unternehmen. Auf die Betriebsteile
werden die Pflichten jeweils danach verteilt, welche Risiken in einem Betriebsteil
verursacht und deshalb abgewendet werden missen. Die Delegation der Pflichten
ist somit vorgegeben, nach der Art der Pflicht, nach der Risikoquelle im Betrieb
und nach dem Mitarbeiter, der zur Risikoabwehr in seinem Verantwortungsbereich
zustandig und fachlich geeignet ist.

Die Verantwortung zur Erfullung bestimmter Unternehmenspflichten kann sich
aus Gesetzen und der Rechtsprechung ergeben. Samtliche Mitarbeiter unabhan-
gig von ihrer Rolle und Funktion sind namentlich zu benennen. Der BGH hat dies in
seiner Schubstreben-Entscheidung vom 17.10.1967 (BGH vom 17.10.1967 - VI ZR
70/66, NJW 1968, 2471f.) entschieden. Danach reicht es nicht, die Pflichtentrager
im Unternehmen nur nach ihrer Funktion zu erfassen, vielmehr sind ihre Namen zu
nennen. Darlber hinaus ist jedem Verantwortlichen im Unternehmen ein Ersatz-
mann in einem Vertreterplan zuzuweisen. Das System enthalt einen Vertreterplan,
der auf jeder einzelnen Pflichtenmaske durch Wechselschalter aufgerufen werden
kann.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

/ nein
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https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 9 und 75.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/Handbuch%2C S. 9 und 75.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/BGH 17.10.1967%2C VI ZR 70 66%2C NJW 1968%2C 247ff.pdf
https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/BGH 17.10.1967%2C VI ZR 70 66%2C NJW 1968%2C 247ff.pdf

12.2.

132

Die Delegation von Organisationspflichten
an Vorstande und Geschéftsfihrer

Funktion 120

Die Rechtsgrundlagen werden bei den einzelnen Funktionen des Managementsy-
stems jeweils angegeben. Jede Unternehmenspflicht wird auf einer eigenen Maske
dargestellt. Auf der rechten Seite finden sich Angaben zur Delegation der Pflicht.
Auf sechs Textfelder sind Funktionen der Mitarbeiter eingerichtet, in die der Name
des Verantwortlichen eingetragen werden kann, der eine Aufgabe abhéngig von
seiner Rolle im Unternehmen bezlglich der Unternehmenspflicht zu erfillen hat.
So hat der Vorstand oder Geschaftsfihrer fiir die Einhaltung der Pflicht zu sorgen.
Er hat die Organisationspflicht, die Oberaufsichtspflicht als Verkehrssicherungs-
pflicht, die Legalitatspflicht und die Pflicht zur Legalitatskontrolle. Aus dem Ge-
sellschaftsrecht ergeben sich die Legalitatspflicht aus § 93 Abs. 1 S. AktG, aus §
91 Abs. 2 AktG zur Einrichtung einer Uberwachungsorganisation, aus § 831 BGB
in seiner Eigenschaft als Geschéftsherr, aus § 823 BGB seine Organisationspflicht,
aus § 130 OWiG die Pflicht Zuwiderhandlungen zu verhindern oder wesentlich zu
erschweren. Aus § 14 Abs. 1 StGB ergibt sich die strafrechtliche Verantwortlichkeit
der gesetzlichen Vertreter und Organe eines Unternehmens. Aus § 9 Abs. 1 S. 1
OWiG ergeben sich die Ordnungswidrigkeiten von Organen. Neben den gesetzlich
geregelten Rechtsgrundlagen fir die Pflichten der Organe ergeben sich aus der
Rechtsprechung von Reichsgericht und BGH zum Organisationsverschulden die
Organisationspflichten, die zu erfillen sind, um ein Organisationsverschulden zu
vermeiden. Speziell zur Delegationspflicht der Organe ergeben sich insgesamt 19
unterscheidbare einzelne Pflichten, die die Rechtsprechung in Einzelfallen rechts-
fortbildend entwickelt hat (siehe Handbuch ,Risikomanagement ohne Organisa-
tionsverschulden” S. 78 - 90 mit einer Zusammenfassung auf S. 87 f. unter Ziffer
1.9.4).

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein

12.3.

Der Vorstand und der Geschéaftsfihrer erscheinen im ersten Textfeld bei jeder
Pflicht. Er ist daflr verantwortlich, dass entweder er selbst oder seine Mitarbeiter
die jeweilige Pflicht einhalten. Er kann die Pflicht delegieren, erflllen und kontrol-
lieren lassen. Er bleibt zur Oberaufsicht verpflichtet. Die Pflicht zur Oberaufsicht
kdnnen der Vorstand und der Geschéftsflihrer nicht delegieren. Die Oberaufsicht
erflllen sie mit Hilfe der Oberaufsichtsmaske. Die Oberaufsichtsmaske gibt dem
Vorstand jederzeit Auskunft darUber, ob sdmtliche Pflichten des Unternehmens
delegiert, erflillt, kontrolliert und dokumentiert sind. Die Anzahl der nicht erflllten
Pflichten wird jeweils rot hinterlegt. Sie kann der Vorstand mit einem Klick ein-
schlieBlich der Verantwortlichen und der Betriebsteile ausfindig machen und mit
einer E-Mail gezielt die Verantwortlichen anmahnen, um damit seine eigene Ober-
aufsichtspflicht zu erflllen und gleichzeitig zu dokumentieren, um wegen der Be-
weislastumkehr nicht in Beweisnot zu geraten. Vor allem empfiehlt sich bei einem
Fuhrungswechsel dem Nachfolger eines Geschéaftsleiters die Erfillung der Legali-
tatspflicht seines Vorgangers nach dem Fuhrungswechsel zu Gberprifen.

Die Delegation der Beratungs- Informations-
und Kontrollpflichten auf Beauftragte mit
Stabsfunktion ohne eigene Entscheidungsbefugnis

Funktion 121

Im dritten Textfeld sind die Beauftragten mit Stabsfunktion ohne Fihrungs- und
Entscheidungsfunktion erfasst. Sie haben keine Weisungsbefugnisse gegeniber
anderen Mitarbeitern. Es sind die gesetzlich geregelten Beauftragten flr Immissi-
onsschutz, Gewasserschutz, Abfall, Storfall, die Sicherheitsbeauftragten und die
gesetzlich nicht geregelten Compliance Beauftragen. Beispielhaft findet sich die
Regelung der Pflichten eines Beauftragten in § 54 Abs. 1 BImSchG. Danach hat
der Immissionsschutzbeauftragte den Betreiber zu beraten, die Mitarbeiter tiber
ihre Pflichten zu informieren und die Einhaltung der Pflichten zu iberwachen. Der
Gesetzgeber hat die Unterscheidung zwischen Mitarbeitern mit Linienfunktion,
das heift mit Entscheidungsbefugnis, und Stabsfunktion ausdriicklich einge-
fuhrt, um Interessenkonflikte beim Geschaftsflihrer zwischen der Einhaltung von
Rechtsvorschriften einerseits und der Vermeidung von Praventionskosten ande-
rerseits zu vermeiden. Der Beauftragte mit Stabsfunktion hat die Aufgabe, den Ge-
schéftsleiter ausschlieBlich zu seiner Legalitatspflicht und tber die Einhaltung von
Rechtvorschriften zu beraten, ohne Ricksicht auf die Gewinnerzielungspflicht des
Geschéftsleiters. Strafrechtlich ist der Beauftragte deshalb auch nicht Schutzga-
rant bei Unterlassungsdelikten, sondern nur Uberwachungsgarant mit der Rechts-
folge, dass er nie Téater sein kann, wenn sein Vorstand trotz und entgegen seiner
Beratung gegen eine Rechtspflicht verstoBt. Vielmehr ist der Beauftragte lediglich
wegen Beihilfe zu bestrafen (Berliner Stadtreinigungsfall, BGH vom 17.07.2009 - 5
StR 394/08). An die Stébe sind somit die Informationspflichten (Nr. 11 aus der Liste
der Pilichtentypen, wie sie im Handbuch ,,Risikomanagement ohne Organisations-
verschulden® auf S. 301 dargestellt sind), die Kontrollpflichten (Nr. 16), die Pflich-
ten zur Gefahrdungsbeurteilung (Nr. 23), die Uberwachungspflichten (Nr. 25) und
die Risikoanalysepflichten (Nr. 26) zu delegieren.

Aufrufen kénnen die Stabe ihre Pflichten unter inrem Namen und ihrer Funktion
als ,,Beauftragte” in der Pflichtenmaske.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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12.4.

12.5.

134

Die Delegation der Erfiillungspflichten auf
Entscheidungstrager mit Linienfunktion

Funktion 122

Die Mitarbeiter, die Pflichten zu erflllen haben, werden in der Delegationskette
unter dem vierten Textfeld ,Erflllung” angegeben. In diesem Textfeld werden
alle Mitarbeiter erfasst, die Pflichten im Unternehmen zu erflllen haben. Es sind
Mitarbeiter mit Linienfunktion im Unterschied zu den Beauftragten mit bloBer
Stabsfunktion. Die Mehrzahl aller Pflichten wird (ber das vierte Textfeld delegiert.
Abrufen konnen die Erfiller ihre Pflichten in der Pflichtenmaske, in dem sie ih-
ren Namen und im Textfeld Personenkreis ihre Aufgabe, ndmlich die ,Erfullung”
eingeben. Differenzieren l&sst sich diese Abfrage noch dadurch, dass auch spezi-
elle Betriebsteile eingegeben werden, so dass die Liste aller Pflichten am Standort
nochmals gefiltert wird nach den einzelnen Betriebsteilen.

Die Delegation von Unternehmenspflichten auf
gewillkiirte Vertreter, Betriebsleiter oder Fithrungskrafte

Funktion 123

Im zweiten Textfeld unterhalb von Vorstand und Geschéftsfiihrung sind die Be-
triebsleiter, Abteilungsleiter und Fuhrungskrafte mit besonderem Auftrag zu
erfassen. Sie vertreten die Gesellschaft nicht gesetzlich wie Vorstédnde und Ge-
schéftsfihrer als Organe. Vielmehr sind sie sogenannte gewillklrte Vertreter des
Unternehmens. Im Unterschied zu Vorstdnden und Geschaftsflihrern unterliegen
sie nicht der ,Organhaftung” sondern der ,Vertreterhaftung®. Sie vertreten den In-
haber des Unternehmens auf Grund der ihnen eingerdumten Stellung als Betriebs-
leiter oder Abteilungsleiter.

Strafrechtlich ist ihre Verantwortung geregeltin § 14 Abs. 2 Ziffer 1 StGB. Sie haften
auf Grund ihrer Stellung im Betrieb. Sie verantworten die Erfillung aller Pflichten
in ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich, die sie flir den Inhaber ausfihren. Sie
haben eine Erkundigungspflicht, welche Pflichten durch die ihnen zugewiesene
+Aufgabe” ausgeldst werden (BT-Drs. 10/318, S. 15, Gesetzentwurf: ,Zweites Ge-
setz zur Bekdmpfung der Wirtschaftskriminalitatl).

Betriebsleiter und Abteilungsleiter erflillen mit dem Managementsystem ihre Er-
kundigungspflichten, indem sie unter ihrem Namen die an sie delegierten Pflich-
ten in der Pflichtenliste abrufen. Sie konnen im Textfeld ,,Personenkreis” die Be-
triebsleitung angeben und erhalten dadurch einen Uberblick tber ihre samtlichen
Pflichtenim Unternehmen (ausfuhrlich zur Vertreterhaftung nach § 14 Abs. 2 StGB
und § 9 Abs. 2 OWiG ist auf die Darstellung auf S. 348 - 353 des Handbuchs ,Risi-
komanagement ohne Organisationsverschulden® zu verweisen). Ausfihrlich wird
die Pflichtenposition des Betriebsleiters und Abteilungsleiters und des besonders
Beauftragten in der Broschire mit dem Titel dargestellt - ,Wer delegiert, muss
kontrollieren oder haftenl - Die Haftung der Betriebsleiter, Abteilungsleiter und
Fuhrungskrafte des mittleren Managements mit.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein

/ nein

12.6.

12.7.

Die Delegation von Unternehmenspflichten
auf Mitarbeiter mit ausdriicklichem Auftrag

Funktion 124

Nach § 14 Abs. 2 Ziffer 2 StGB und § 9 Abs. 2 Ziffer 2 OWiG unterscheidet der
Gesetzgeber von den Betriebsleitern und Abteilungsleitern, Fihrungskréafte, die
nicht auf Grund ihrer Stellung im Betrieb eine Allzustandigkeit haben, sondern mit
besonderen Aufgaben ausdriicklich beauftragt werden. Es sind zum Beispiel die
Fuhrparkleiter, Gefahrgutbeauftragten, Forschungsleiter. Strafrechtlich und nach
dem Ordnungswidrigkeitenrecht unterliegen sie wie die Betriebsleiter der soge-
nannten Vertreterhaftung im Unterschied zur Organhaftung. Sie haften fiir Rechts-
verstoBe in ihrem Verantwortungsbereich. Sie haben eine Erkundigungspflicht.
(BT-Drs. 10/318, S. 15 gelb markiert). Sie kdnnen ebenfalls unter ihrem Namen in
der Pflichtenliste alle ihre Pflichten aufrufen und damit ihre Erkundigungspflicht
erflllen. Sie konnen sich nicht durch den Einwand entlasten, an sie seien keine
Pflichten delegiert worden. Vielmehr mussen sie sich flr ihre spezielle Aufgabe
die Pflichten ermitteln, so dass sie ein direktes mutmaBliches Interesse haben
mussen, die Pflichten aus ihrem Aufgabenkreis zu kennen. Die Beauftragten mit
Stabsfunktion sind zwar verpflichtet, die Mitarbeiter Gber deren Pflichten zu infor-
mieren. Dies bedeutet jedoch nicht, dass bei einer Pflichtverletzung der Informa-
tionspflicht durch den Beauftragten mit Stabsfunktion, die erkundigungspflichti-
ge FUhrungskraft, mit besonderen Aufgaben, sich nicht mit der Pflichtverletzung
eines Beauftragten mit Stabsfunktion entlasten kann, der nach § 54 BImSchG die
Arbeiter Uber ihre Pflichten.

Vertreterplan mit Ersatzmannregelung

Funktion 125

Das System bietet die Moglichkeit, zu jedem Betriebsteil auf der Grundlage des
Vertreterplans eine Ersatzmannschaft zu hinterlegen. Es kann gespeichert und
abgerufen werden, welche Personen die Pflichten im Verdnderungsfall erfillen
und kontrollieren missen. Die Organisationspflicht zur namentlichen Benennung
der Verantwortlichen und die Pflicht zur Ersatzmannstellung mit Vertreterplan er-
gibt sich aus dem Schubstreben-Urteil des BGH vom 17.10.1967 — VI ZR 70/66,
NJW 1968, 247 ff.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

/ nein
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12.8.

136

Protokolle zum Personalwechsel und zum
Zeitraum der Verantwortung einzelner Mitarbeiter

Funktion 126

Bei jedem Personalwechsel wird in einem automatisch erscheinenden Protokoll
festgehalten, welche Pflicht bis zum Datum des Personalwechsels von wem zu ver-
antworten war. Gespeichert wird, welcher Mitarbeiter welche Pflicht in welchem
Zeitraum zu verantworten hatte.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

12.9.

Speichermdglichkeiten fiir betriebsbezogene Organigramme

Funktion 127

Das System bietet die Moglichkeit, betriebseigene Organigramme zu hinterlegen.
Jeder Nutzer kann mit einem Blick die aktuellen Organigramme einsehen und sich
informieren. Im System werden unabhéngig von einer Hierarchie im Unternehmen
die Verantwortlichen und ihre delegierten Pflichten erfasst. Mitarbeiter im Organi-
gramm ohne konkrete Pflichtenverantwortung werden nicht erfasst. In der Regel
werden die Vorgesetzen von Pflichtentrdgern nach der Delegation ihrer Pflichten
nicht frei von ihrer Verantwortung, sondern die Erfullungspflichten werden regel-
maRig durch Kontrollpflichten ersetzt.

12.10. Rechtspflichten mit mehreren Betriebsteilen

als definierte Verantwortungsbereiche verlinken

Funktion 128

Fur den Fall, dass eine Pflicht in mehreren Betriebsteilen oder Anlagen zu erfll-
len ist, kann innerhalb eines Standorts eingegeben werden, an welcher Anlage
oder welchem Betriebsteil die jeweilige Pflicht anzuwenden und zu erfillen ist. Mit
den Betriebsteilen wird der Wirkungskreis der Angestellten umschrieben. Die Be-
triebsteile sind die definierten Verantwortungsbereiche der jeweiligen Mitarbeiter.
Pflichten, die an einem Standort mehrfach Vorkommen, werden zur Unterschei-
dung einem bestimmten Betriebsteil zugewiesen, aus dem sich das Risiko ergibt,
dass mit der Pflicht abzuwehren ist. Der Betriebsteil ist somit vorgegeben, muss
ermittelt und benannt werden. Die Betriebsteile bieten sich

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

/ nein
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12.11.

138

als ¢rtlich eingegrenzte Verantwortungsbereiche flr Abteilungsleiter an, die un-
terhalb des Betriebsleiters nur fir Teile des Betriebs verantwortlich sind. Bei Fiih-
rungskraften mit besonderem Auftrag und ausdricklich zugewiesenen Aufgaben
nach § 14 Abs. 2 Ziffer 2 StGB handelt es sich in aller Regel um Flihrungskrafte mit
Querschnittsaufgaben, die sich nicht 6rtlich wie ein Betriebsteil eingrenzen las-
sen, sondern von der Definition der ausdricklich zugewiesenen Aufgabe abhén-
gen. Die Aufgabenstellung ist deshalb besonders abzugrenzen, weil sie den Kreis
der Pflichten der Fuihrungskraft mit besonderem Auftrag einschrankt.

Die Delegation von Rechtspflichten an Betriebsteilgruppen

Funktion 129

Neben der Auswahl einzelner Betriebsteile kdnnen Betriebsteilgruppen zusam-
mengefasst werden. Ersparen kann man sich dadurch, die Pflichten jedem Be-
triebsteil einzeln zuzuweisen. Den Betriebsteilgruppen lassen sich ebenfalls
Pflichten zuweisen. Betriebsteilgruppen zu bilden empfiehlt sich dann, wenn ih-
nen thematisch die gleichen Pflichten zugeordnet werden sollen. Zum Beispiel
|asst sich der Bereich Versand aus unterschiedlichen Betriebsteilen zusammen-
fassen. Beim Delegieren von Pflichten kdnnen bestimmte Pflichten an Betriebs-
teilgruppen verlinkt werden.

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

12.12.

Die Delegation von Pflichten
nach Rollen- und Themenprofilen

Funktion 130

Einzelpflichten lassen sich im thematischen Zusammenhang biindeln und je nach
Rollenprofilen und Themenprofilen delegieren. Mitarbeiter gewinnen dadurch ei-
nen Uberblick tiber thematisch zusammengehérende Pflichten, ebenso wie tiber
rollenabhéngige Pflichten.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

139



12.13.

140

Die Ermittlungen des Konkretisierungsbedarfs
der delegierten Pflichten durch die Betriebsleiter

Funktion 131

Spatestens wenn Risiken und Rechtspflichten festgestellt und auf die verantwort-
lichen Mitarbeiter delegiert sind, empfehlen wir eine Umfrage zur Praktikabilitat
der Rechtspflichten im Unternehmen. Vorzugsweise sollten die Betriebsleiter,
Abteilungsleiter und Fuhrungskréafte schon vor der Ermittlung der Rechtspflichten
einbezogen werden. Nach § 14 Abs. 2 Nr.1 und Nr.2 StGB und § 9 Abs. 2 Nr.1 und
Nr.2 OWiG haften alle leitenden Angestellten, die beauftragt sind, einen Betrieb
ganz oder zum Teil zu leiten oder denen eine Aufgabe ausdrlcklich zugewiesen
wurde und die Entscheidungen in ihrem Verantwortungsbereich treffen kénnen,
ohne einen weiteren Vorgesetzten fragen zu missen.

Sie haben eine Erkundigungspflicht oder Informationsbeschaffungspflicht zu
ihren Pflichten in ihrem Verantwortungsbereich. Sie haften im Ergebnis in ih-
rem Verantwortungsbereich wie der Inhaber selbst. Die Erkundigungspflicht hat
der Gesetzgeber im Gesetzentwurf zum zweiten Gesetz zur Bekampfung der Wirt-
schaftskriminalitat (BT-Drs. 10/318, S. 15) festgestellt, (siehe dazu die ausfihrliche
Darstellung im Handbuch zum , Risikomanagement ohne Organisationsverschul-
den” S. 353ff.zur Haftung des Betriebsleiters aufgrund seiner leitenden Stellung).

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein

12.14.

Sichergestellt werden muss, dass samtliche Risiken aus einem speziellen Verant-
wortungsbereich erfasst werden. Die Verantwortlichen flr den jeweiligen Verant-
wortungsbereich sind deshalb zu befragen, ob sémtliche ihnen bekannten Risiken
erfasst und durch die Einhaltung von Rechtspflichten abgewendet werden. Zu er-
fragen ist auBerdem, bei welchem der delegierten Pflichten ein Konkretisierungs-
bedarf besteht, ob diese Rechtspflichten in ihrer Formulierung praxistauglich und
verhéaltnismaBig sind. Die Verantwortlichen im jeweiligen Verantwortungsbereich
verflgen in aller Regel Uber mehr Informationen zu den Risiken als die Mitarbei-
ter mit Stabsfunktion. Die Abfrage l&sst sich Uber die Meldemaske organisieren.
Dadurch erfillt der Vorstand seine Organisationspflicht, alle rechtlich relevanten
Informationen aus den Betrieben zu beschaffen. Mit der Abfrage hat er seine In-
formationsbeschaffungspflicht zu Risiken erfiillt.

Aus dem Verwaltungsverfahren ist diese Prozedur bekannt. Wenn Genehmigungs-
bescheide Auflagen enthalten, die unbestimmt und nicht konkret genug sind,
mehrdeutig erscheinen, Handlungsalternativen zulassen oder auch mit gerin-
gerem Aufwand das gleiche Schutzziel erreicht werden kénnte, hat ein Unterneh-
men die Moglichkeit, Rechtsmittel gegen Auflagen einzulegen und Korrekturen

der Auflagen durchzusetzen.

Fragenkatalog zur verbesserten Umsetzung der
Rechtspflichten aus dem Managementsystem
»Recht im Betrieb und zur Erfiillung der
Erkundigungspflicht von Fiihrungskréaften

Funktion 132

Hiermit mochten wir den Verantwortlichen im Betrieb, an die Rechtspflichten
mit dem Managementsystem delegiert wurden, Gelegenheit geben, Anregungen
und Bedenken gegentber den Pflichten vorzutragen. Wir bitten Sie, zu den ein-
zelnen Fragen Stellung zu nehmen. Sollten Sie Uber die konkret gestellten Fragen

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein
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hinaus weitere Anregungen und Bedenken haben, bitten wir Sie, diese in dem da-
flr vorgesehenen Textfeld zu formulieren und der Abteilung Qualitat, Gesundheit,
Sicherheit und Umwelt zukommen zu lassen. Sollten Sie keine Anregungen und
Bedenken haben, bitten wir Sie, dies ebenfalls in dem Fragenkatalog als Antwort
zu vermerken.

12.14.1. Fragen zur Angabe der Risiken
aus dem Verantwortungsbereich

Funktion 133

Kénnen Sie Sachverhalte, Stoffe, Anlagen oder Teile davon nennen, die ein Risiko
fur die geschitzten Rechtsglter Boden, Wasser, Luft oder die Arbeitnehmerge-
sundheit darstellen? Darunter verstehen wir einen Sachverhalt, der ohne weitere
SchutzmaBnahmen sich unter Umstanden zu einem Schaden an den aufgezéhlten
Rechtsglitern entwickeln kann. Sollten Sie Risiken aus lhrem Verantwortungsbe-
reich bei der Formulierung der Rechtspflichten schon benannt haben, bitten wir
auch diese Frage zu beantworten.

Sollten Sie weitere Risiken erkennen, bitten wir Sie, diese Risiken in unserem Fra-
genkatalog mitzuteilen. Sollte die Risikoanalyse eine ausfihrlichere Schilderung
notig machen, regen wir an, diese Risiken schriftlich und umfassend zu beschrei-
ben.

12.14.2. Weitere mogliche Rechtspflichten

Funktion 134

Die vorbezeichneten Risiken |6sen Rechtspflichten aus, die mit dem Manage-
mentsystem an Sie delegiert wurden. Sollten lhnen eventuell weitere Rechts-
pflichten bekannt sein, bitten wir Sie, diese uns zu nennen, insbesondere mit
Angaben Uber die Rechtsgrundlagen aus Gesetzen, Verordnungen oder unter-
gesetzlichen Regelwerken sowie die Risiken, die diese Rechtspflichten auslésen.
Wir werden priifen, ob diese Rechtspflichten einschlagig sind und sie als abzuwen-
dende Risiken einzuschéatzen sind.

12.14.3. Ausreichende Bestimmtheit der Rechtspflichtem

Sind die an Sie delegierten Rechtspflichten bestimmt genug, dass Sie in der Lage
sind, ohne weitere Hilfe die Rechtspflichten zu erflllen, insbesondere ohne wei-
tere Dokumente und Auskiinfte heranziehen zu missen. Fir den Fall, dass Sie zu
unbestimmt sind, bitten wir Sie den Konkretisierungsbedarf der Rechtspflichten
zu beschreiben.

12.14.4. VerhiéltnismaBigkeit der Rechtspflichten

Funktion 136

Sind die an Sie delegierten Rechtspflichten verhaltnismaBig? Unter der Ver-
haltnismaBigkeit einer Rechtspflicht ist zu verstehen, ob das gleiche Ziel des
Rechtsschutzes auch mit einem milderen Mitteln, insbesondere einem weniger
aufwandigen oder effektiveren Mittel erreicht werden kénnen.

142

12.14.5. Ausreichendes Zeitbudget zur Erfiillung der Rechtspflichten

Funktion 137

Ist fr die Erflllung der an Sie delegierten Pflichten ein ausreichendes Zeitbudget
eingeraumt? Dies zu gewahrleisten ist nach § 831 BGB die Pflicht der Geschafts-
fahrung. Sollte die lhnen zur Verfligung stehende Zeit nicht ausreichen, bitte ich
um einen entsprechenden Hinweis an meine Abteilung. Das Managementsystem
»Recht im Betrieb” umfasst eine Zeiterfassungsfunktion. Sie kdnnen im System
vermerken, welchen Zeitaufwand Sie flr die Erflllung einzelner Pflichten benoti-
gen. Sollte die Ihnen zur Verfligung stehende Zeit nicht ausreichen, bitte ich eben-
falls um einen entsprechenden Hinweis.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_!/nein

12.14.6. Richtige Zustandigkeit

Funktion 138

Reicht far die Erfullung der Betriebspflichten die eingerdumte Zustandigkeit aus
oder halten Sie es aus Kompetenzgrinden fur erforderlich, dass die Pflicht zur Er-
fallung an einen anderen Verantwortlichen des Betriebes delegiert werden sollte?
Fur diesen Fall geben Sie die Griinde an, die Sie fir diesen Hinweis veranlassen.

Leistung vergleichbar 12.14.7. Betriebsmittel
nach Art und Umfang?

jal_/nein
Stehen Ihnen ausreichende Betriebsmittel, Gerdte oder sonstige Einrichtungen
zur Verfiigung, um die an Sie delegierten Rechtspflichten in lhrem Verantwor-
tungsbereich erfillen zu kdnnen. Denn das muss die Geschaftsfihrung geman §
831 BGB sicherstellen. Sollte dies nicht der Fall sein, bitten wir um entsprechende

Hinweise.

12.14.8. Andere eventuelle Hinderungsgriinde
zur Erfiillung der Rechtspflichten
Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Funktion 140

Bitte geben Sie andere und uns nicht genannte Griinde an, die Sie an der Erflillung
der an Sie delegierten Betriebspflichten lhrer Meinung nach hindern.

12.14.9. Weitere Bedenken und Anregungen

Funktion 141

Sollten Sie weitere Bedenken und Anregungen gegen die Erflllung der Betriebs-
pflichten haben, bitte ich um einen von lhnen zu formulierenden Hinweis.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

AbschlieBend erlaube ich mir den Hinweis, dass die Erfullung der Betriebspflichten
auch in lhrem personlichen Interesse liegen muss, da die Pflichten sich aus Ihrem
Verantwortungsbereich ergeben und Sie aufgrund lhrer Stellung im Betrieb daflr
verantwortlich sind, sich vollstandig iber die Betriebspflichten zu erkundigen. Sie
haben das Recht, die Pflichten aus lhrem Verantwortungsbereich vollstandig zu
erfahren. Meine Abteilung ist dazu verpflichtet, Ihnen sémtliche Informationen zu
diesem Zweck zukommen zu lassen. Zu diesem Zweck setzen wir das Manage-
mentsystem ,Recht im Betrieb” ein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein
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13.

144

Die Erfiillung der Rechtspflichten mit
Erledigungsvermerk als Beweissicherung

Funktion 142

Unternehmenspflichten sind zu erflllen. Juristische Personen treffen die gleichen
Rechtsfolgen wie natlrliche Personen, die hoheitliche Pflichten nicht einhalten.
Ungefahr ein Drittel aller Unternehmenspflichten sind strafbewehrt. Wer straf-
bewehrte Pflichten nicht erflllt, muss mit Strafen und GeldbuB3en rechnen. Die
Verwaltung kann VollstreckungsmaBnahmen einleiten, Ersatzvornahmen veran-
lassen, Genehmigungen entziehen. Es gilt, vor dem Gesetz sind alle gleich. Flr
die Einhaltung hoheitlicher Pflichten hat das Unternehmen keinerlei Spielraum,
vor allem kann sich kein Vertreter eines Unternehmens mit Unkenntnis entlasten.
Unkenntnis schitzt nicht vor Strafe. Nach § 17 StGB ist jeder Verbotsirrtum zu
vermeiden. Nach § 91 Abs. 2 AktG hat der Vorstand bestandsgefahrdende Ent-
wicklungen friih zu erkennen, wozu auch VerstéBe gegen gesetzliche Vorschriften
zahlen (BegrRegE KonTraG, BT-Drs. 13/9712, S. 15 Der einschlagige Text ist gelb
hinterlegt). Die Einhaltung hoheitlicher Rechtspflichten gilt im Ubrigen als Selbst-
verstandlichkeit. Fr die Erflllung der Unternehmenspflichten tragt das Unterneh-
men die Beweislast. Der Vorstand hat die Pflicht zur Legalitatskontrolle und tragt
ebenfalls die Beweislast daflir, dass er seine Pflicht zur Legalitatskontrolle erflllt
hat.

Zu diesem Zweck sieht das Managementsystem einen Erledigungsvermerk fir je-
den Erfuller vor. Der Erledigungsvermerkt besteht aus einem Textfeld in das der
jeweils Verantwortliche seinen Erledigungsvermerk zur Erflllung seiner Rechts-
pflicht hinterlassen kann, in dem er beschreibt, dass er seine Pflicht erflllt hat.
Fur den Erledigungsvermerk ist der Erflller schreibberechtigt. Der Erflller hat nur
fur den Erledigungsvermerk ein Schreibrecht. Je nach Pflicht kann der Erfiller den
Erledigungsvermerk langer oder kirzer fassen, je nachdem welche Bedeutung
die Erledigung der jeweiligen Pflicht und der Nachweis dafir flr das Unterneh-
men haben. Die Beweislastumkehr im Industrieunternehmen ergibt sich aus den
Entscheidungen des BGH im Hihnerpestfall (BGH v. 26.11.1968 - VI ZR 212/66,
BGHZ 51, S.91).

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein

13.1.

13.2.

Speichern und Erfassen des Zeitaufwands
fiir die Erflllung der Pflicht

Funktion 143

Geschaftsleiter sind verpflichtet, fir die Erflllung der Unternehmenspflichten je-
den Mitarbeiter ausreichend Zeit zur Verfligung zu stellen. Diese Verpflichtung des
Geschéaftsfihrers gegenlber Verrichtungsgehilfen ergibt sich aus § 831 BGB. Es
besteht das Organisationsrisiko, dass sich ein Angestellter bei einem Gesetzes-
verstoB auf ,,Zeitmangel” beruft und der Geschéftsherr die Erflllung seiner Pflich-
ten aus § 831 nicht nachweisen kann, ausreichend Zeit und Mittel zur Verflgung
gestellt zu haben. Zur Vermeidung der Beweisnot beim Einwand des Zeitmangels
bietet das System zur Entlastung eine Funktion zur Zeiterfassung, in die jeder Ver-
antwortliche freiwillig die benétigte Zeit zur Erflllung seiner an ihn delegierten
Pflicht eintragen kann (OLG Koblenz, Beschluss vom 18.04.1988 - 1 Ss 171/88
Gammelhahnchen-Fall). Sollte ein Verrichtungsgehilfe aus Zeitmangel an ihn dele-
gierte Pflichten nicht erfiillen kbnnen, bietet das System die Gelegenheit, dartiber
einen Nachweis zu fihren und den tatsachlichen Zeitaufwand zu dokumentieren,
um ein héheres Zeitbudget zu begriinden. Ohne diesen Nachweis eines fehlenden
Zeitbudgets kann ein Verrichtungsgehilfe gegentiber seinem Geschéftsherrn sich
nicht zu seiner Entlastung auf ein zu geringes Zeitbudget berufen.

Pflichtenprofile mit neuer Kacheltechnik

Funktion 144

Pflichten dienen der Abwehr von Risiken. Jeder Unternehmenssachverhalt 16st
Pflichten aus, die sich aus unterschiedlichen Rechtsnormen und Rechtsgebie-
ten ergeben kénnen. Die Erflillung der Pflichten wird flr die Verantwortlichen im
Unternehmen erleichtert, wenn sie gebilindelt mit einem Klick aufgerufen werden
kénnen. Der Verantwortliche gewinnt damit einen Uberblick tiber das Pensum sei-
ner Pflichten. Zum Beispiel 16st ein Kran aktuell 62 Pflichten aus. Der Sachverhalt
Kran findet sich auf einer Kachel, die alphabetisch angeordnet sind, sich anklicken
lassen, worauf unmittelbar die Liste der Pflichten im System angezeigt wird. Mit
dem Screenshot wird diese Méglichkeit illustriert.

Fur jeden Unternehmenssachverhalt werden somit Profile von Pflichten gebildet.
Diese gebtindelten Pflichten werden in drei Profilarten erstellt. Es besteht die Mog-
lichkeit, ein Rollenprofil, ein Themenprofil und ein Spezialprofil zu erstellen. Die
Rollen- und Themenprofile sind Musterprofile, die wiederverwendet werden koén-
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nen. Gleiche Sachverhalte verursachen namlich gleiche Risiken und l8sen damit
auch gleiche Pflichten aus.

Mit den Rollenprofilen werden typische standardisierbare Funktionen in Unterneh-
men abgebildet. Zum Beispiel haben ein Lagerleiter, ein Gefahrgutbeauftragte, ein
Forschungsleiter, ein Werksarzt, ein Instandhaltungsleiter gleiche oder zumindest
ahnliche Pflichten. Werden sie einmal geblindelt und abgespeichert, lassen sie
sich fur alle

Nutzer jederzeit aufrufen. Einsparen lasst sich das wiederholte Ermitteln der
Pflichten bei vergleichbaren Sachverhalten. Gleiches gilt flir Themenprofile. Stan-
dardisierbare typische Unternehmenssachverhalte lassen sich bindeln, spei-
chern und mehrfach nutzen.

Als dritte Moglichkeit bietet das System das Spezialprofil. Mit diesem Profiltyp kén-
nen Erfaller im Unternehmen ihre Pflichten individuell je nach Verantwortungsbe-
reich bindeln, speichern und mehrfach nutzen. Jeder Erflller kann damit sein
eigenes spezielles Pensum an Pflichten zusammenstellen. Das Spezialprofil emp-
fiehlt sich bei den Sachverhalten, die nur im Verantwortungsbereich des Erfillers
Vorkommen und die sich nicht typisieren oder standardisieren lassen. Die Zustén-
digkeits- und Verantwortungsbereiche in Unternehmen sind oftmals individuelle
auf die Stellung des jeweiligen Erflllers nach dessen Qualifikation und Aufgaben-
bereich zugeschnitten.

Verlinken lassen sich somit die Pflichten mit Namen, Be-
triebsteilen und mit typischen oder speziellen Sachverhal-
ten und den entsprechenden Pflichtenprofilen.

Bemerkungen:

13.3.

13.4.

Die Dokumentation des Gesamtaufwands
fiir die Erflillung aller Pflichten

Funktion 145

Das System ist in der Lage, jeden einzelnen Zeitaufwand zu addieren, um gegen-
Uber der Geschéaftsfihrung ihre Zeitnot dokumentieren zu kénnen. Vermieden
werden kann dadurch der Organisationsfehler der Geschéftsleitung, fir Einzel-
pflichten einen zu geringen Zeitaufwand einzuplanen. Der Gesamtaufwand ist aus
der Summe der delegierten Pflichten zu ermitteln. Durch diese Zeiterfassung lasst
sich ermitteln, ob einzelne Verantwortliche Uberfordert werden und aus diesem
Grund Unternehmenspflichten nicht erftllt werden kénnen.

Ermitteln l&sst sich auch, wenn Pflichten ungleich delegiert sind und andere
Mitarbeiter unterfordert sind. Durch die Zeiterfassung des Gesamtaufwands bei
einzelnen Verantwortlichen lasst sich Uberprifen, ob die Anordnung und die De-
legation von Pflichten geeignet, ist die Risikoabwendung sicherzustellen oder, ob
das Pflichtenmanagement und die Delegation fortentwickelt und nachgebessert
werden muss.

Pflichten im Intranet des Unternehmens
speichern, abfragen und verfiigbar halten

Funktion 146

Jeder Verantwortliche im Unternehmen hat die Méglichkeit, sich die Liste seiner
Pflichten ausdrucken zu lassen oder sie als PDF-Dokument abzuspeichern. Die
Pflichten werden im Intranet des Unternehmens gespeichert und stehen auf Ab-
frage jedem zur Verfligung. Sie werden jeweils in abstrakter Kurz- und Langfassung
in einer konkretisierten Fassung gespeichert. Aufrufen lassen sie sich unter dem
Namen des Pflichtentragers und dem Betriebsteil, in dem er Verantwortung tragt.
Mit dieser Funktion erflllt das Unternehmen seine Pflicht, rechtserhebliche Infor-
mationen, zu denen die Rechtspflichten des Unternehmens gehoren, zu sammeln,
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zu speichern, an Verantwortliche weiterzuleiten und sténdig verfligbar zu halten.
In seiner Wissensaufspaltungsentscheidung hat der BGH die Verfligbarkeit zur Or-
ganisationspflicht formuliert und in den Folgeentscheidungen zum Scheckinkasso
bestatigt (BGH vom 02.02.1996 - V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924
[Wissensaufspaltung]; BGH vom 15.04.1997 - XI ZR 105/96, BGZ 135, 202, BB
1997, 1276 - [Wissenszurechnung beim Scheckinkassol). Danach ist das Wissen
des Unternehmens, unabhéngig von den Mitarbeitern als Aktenwissen oder auf
elektronischen Medien zu speichern und verfiigbar zu halten. Im Ergebnis kann
sich kein Mitarbeiter auf seine Unkenntnis iliber Unternehmenspflichten entla-
sten, die an ihn delegiert wurden.

Jeder Mitarbeiter kann im System seinen Namen und seinen Betriebsteil einge-
ben und seine Pflichten abrufen. Damit erfullt das Unternehmen seine Pflicht, alle
rechtserheblichen Informationen jederzeit fiir alle Mitarbeiter verflighar zu halten.
Diese Pflicht ergibt sich aus der Entscheidung zur Wissensaufspaltung des BGH.
Vertieft ist die Informationsbeschaffungspflicht in der gleichnamigen Broschire
»Die Organisationspflicht des Informationsmanagements.*

Die Abfragemdéglichkeiten von Pflichten nach Themen-
und Rollenprofilen fiir standardisierte, wiederkehrende
Entscheidungssituationen

Funktion 147

Themen-, Rollen- und Nutzerprofile erleichtern die Erfillung der Pflichten. Mit der
Funktion der Profile kénnen Pflichten so geblindelt werden, dass sie je nach Be-
darfaufgerufen und abgearbeitet werden kénnen. Bei Themen- und Rollenprofilen
werden Pflichten nach einer standardisierten Rolle oder einem immer wiederkeh-
renden Thema gebiindelt. Es handelt sich hierbei um Musterprofile, die standardi-
sierten Situationen in der Unternehmenspraxis entsprechen. Beobachten lassen
sich in Unternehmen bestimmte wiederkehrende Rollen, wie zum Beispiel Gefahr-

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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stoffoeauftragte, Lagerleiter, Instandhalter, Schulungsleiter, Betriebséarzte, Immis-
sionsschutzbeauftragte. Die Rollen I6sen regelmaBig die gleichen Pflichten aus,
weil sie auch die gleichen Risiken begriinden, die mit den Pflichten abgewendet
werden sollen. Das gleiche gilt fir bestimmte Themen, die in der Industrie regel-
maBig Vorkommen und ebenfalls Risiken begriinden und entsprechend standar-
disierbare Pflichten auslésen. Es handelt sich um wiederholende Sachverhalte,
die mehrfach in Unternehmen genutzt werden kénnen und deren Pflichten nicht
jeweils wieder neu gebindelt werden mussen. Neben den Musterprofilen nach
Rollen und Themen lassen sich aber auch individuell zusammengestellte Nutzer-
profile erstellen, nach denen Pflichten nach einem individuellen Bedarf eines ver-
antwortlichen Pflichtentrégers geblindelt sind. Es sind die Pflichten, die ein Ver-
antwortlicher fur sein individuell umgrenzten Verantwortungsbereich zu erflllen
hat. Zur Unterscheidung von den Rollen- und Themenmusterprofilen kann man
sie Nutzerprofile nennen. Nutzerprofile lassen sich von den Verantwortlichen je
nach individuellem Bedarf und je nach Zustandigkeitsverteilung im Unternehmen
zusammenstellen.

Inhaltlich werden die Pflichten ausschlieBlich von Beauftragten ermittelt und
formuliert. Profiliert und geblndelt werden sie durch die Erflller nach dem prak-
tischen Bedarf des jeweiligen Zustandigkeitsbereichs. Mit Hilfe der Rollen-, The-
men- und Nutzerprofile lassen sich die Pflichten in Portionen abrufen. Das jewei-
lige Pflichtenpensum lasst sich aufrufen nach dem Namen des Verantwortlichen,
dem Betriebsteil des Standorts und dem Sachverhalt, der als Rolle, Thema oder
als Nutzerbeschreibung das Profil bestimmt. Bei einer Einrichtung werden Pflich-
ten geblndelt nach dem Namen des Verantwortlichen, dem Betriebsteil in dem sie
vorkommen und der Rolle, dem Thema oder dem Nutzerprofil. Aus der Gesamt-
menge aller einschlagigen Pflichten,
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die an eine Person delegiert wurden, kann sich der Verantwortliche sein jeweiliges
Pensum aufrufen und abarbeiten. Ohne die Profilbildung missen die Pflichten aus
der Gesamtmenge aller Pflichten jeweils herausgesucht werden. Mit der Profilbil-
dung wird der jeweilige Sortieraufwand vor der Erflllung der Pflicht eingespart.

Grafisch dargestellt werden die Themen-, Rollen- und Spezialprofile in Kacheln.
Sie zeigen den Namen des jeweiligen Pflichtenprofils, die Anzahl der Pflichten
sowie den Bearbeitungsstand in Form der vierfarbigen Balken. Mit einem Blick
ist zu erkennen, ob Pflichten in Rot Uberféllig, in Grau erledigt, in Griin in drei und
in Gelb in zwei Wochen féllig sind. Die Kacheln kénnen alphabetisch aber auch in
der Reihenfolge eines Produktionsverlaufs hintereinander angeordnet werden. In
dieser Anordnung bilden sie einen digitalen Zwilling.

Bemerkungen:

13.6.

13.7.

Die Pflichten des Unternehmens kdénnen
durch Wiedervorlagen verwaltet werden

Funktion 148

Die Wiedervorlagen erlauben dem Nutzer, Einzelvorlagen einzugeben, den Erle-
digungsstatus festzustellen und den jeweiligen Mitarbeiter einzutragen, der die
Pflicht zu einem bestimmten Zeitpunkt zu erfillen hat.

Die Wiedervorlagen lassen sich auflisten und anzeigen.

Jeder Mitarbeiter kann sich seine Wiedervorlagen auch in einer Ubersicht an-
zeigen lassen und diese einzeln oder auch pauschal abarbeiten.

Pauschales Anlegen von Wiedervorlagen
gebiindelter Pflichten

Funktion 149

Das Managementsystem enthélt eine Wiedervorlagesystematik. Alle Pflichten las-
sen sich mit einem Klick pauschal fir ein bestimmtes Datum auf Wiedervorlage
legen und erlauben die geblndelte Bearbeitung. Die Pflichten lassen sich auch
nach Themen- oder Rollenprofilen anzeigen und pauschal nach Themen und Rol-
len geblndelt bearbeiten.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Leistung vergleichbar

13.8. Pauschales Beibehalten angelegter Leistung vergleichbar 13.9. Wiedervorlageniibersicht zu erledigten
. . . . . nach Art und Umfang? . . . nach Art und Umfang?
Wiedervorlagen in der Wiedervorlageniibersicht B e und nicht erledigten Wiedervorlagen /M ey

Funktion 150 Funktion 152

In der Wiedervorlagentbersicht kann jeder Bearbeiter auswéahlen, ob er die Wie-
dervorlagen seiner gesamten Pflichten oder nur die Wiedervorlagen nach einem
Thema bearbeiten mochte. Beispielsweise kann er sémtliche Pflichten zum The-
menprofil ,Kran“ oder zum Acetonbetrieb bearbeiten.

Um dem Erflller das Abarbeiten seiner Wiedervorlagen zu erleichtern, ist in der  Bemerkungen:
Wiedervorlagenibersicht eine Funktion angeboten, mit der der Erflller Wieder-
vorlagen pauschal abarbeiten kann, indem er die Wiedervorlagen seiner Pflichten

ankreuzt.
. . . Lei leich
13.10. Ampelsystem mit farblicher Kennzeichnung eistung vergleichbar
der Wied | nach Art und Umfang?
er wieaervoriagen ja_ /nein
Funktion 153
Die Wiedervorlagenverwaltung bietet zur farblichen Kennzeichnung ein Ampelsy-
stem durch die Kacheln. Mit Hilfe der Farben erkennt der Erfiller oder Kontrolleur
auf einen Blick den Status der Pflichten.
Leistung vergleichbar
13.8.1.  Exportfunktionen der Pflichtenliste in andere Textformate nach Art und Umfang? Eine griine Kennzeichnung bedeutet, dass die Pflicht erst wieder in tiber drei Wo-

Funktion 151 ja./nein chen fallig ist, eine gelbe Kennzeichnung heiBt, die Pflicht ist in den nachsten drei
Wochen fallig, eine rote Kennzeichnung steht flr fallige oder tberfallige Pflichten.
Die Pflichtenliste kann per Knopfdruck auch als Excel-Datei angezeigt, abgespei- Eine graue Kennzeichnung bedeutet, dass die Pflicht einmalig und erledigt ist.

chert und auf diese Weise exportiert werden.

152 153



14.

14.1.

154

Die Kontrolle der Rechtspflichten
im Unternehmen

Funktion 154

Aus Erfahrung kénnen Unternehmen sich nicht nur auf das Pflichtbewusstsein
ihrer Mitarbeiter verlassen. Deshalb mussen die Rechtspflichten eines Unter-
nehmens auf ihre Erflllung hin kontrolliert werden. Zunachst sind Vorstande und
Geschaftsflihrer zur Legalitédtskontrolle verpflichtet. Sie haben zu kontrollieren,
ob samtliche Unternehmenspflichten eingehalten sind. Sie kénnen ihre Kontroll-
pflichten wiederum an Fuhrungskréafte delegieren. Damit werden sie jedoch nicht
von ihrer Kontrollpflicht befreit. Sie sind zur Oberaufsicht Uber ihre eingesetzten
Kontrolleure verpflichtet. Die Pflicht zur Oberaufsicht kénnen sie nicht delegieren.
Im Ubrigen haften sie neben ihren Kontrolleuren fiir PflichtverstdBe. Neben den
Organen der Unternehmen sind die eingesetzten Aufsichtspersonen entspre-
chend der allgemeinen Aufsichtsanordnung zu Kontrollen verpflichtet. In ihrem
Verantwortungsbereich haben sie Aufsichtspflichten wie der Inhaber selbst. Die
Kontrollpflichten ergeben sich aus unterschiedlichen Rechtsgrundlagen. Erstens
regeln Gesetze Kontrollpflichten in Unternehmen. Zweitens werden die Kontroll-
pflichten durch die Rechtsprechung konkretisiert.

Mit den Funktionen des Managementsystems ,Rechtim Betrieb” lassen sich sémt-
liche Kontrollpflichten erflllen und nachweisen. Insbesondere kénnen Vorstande
und Geschaftsfuhrer ihre Pflicht zur Oberaufsicht mit der Oberaufsichtsmaske er-
fullen und zum Nachweis dokumentieren. Bevor die Funktionen des Management-
systems dargestellt werden, sind die Vorgaben aus Gesetzen und der Rechtspre-
chung fir die kontrollverantwortlichen Vorstande, Geschaftsfiihrer, Betriebsleiter,
Stabs- und Linienkontrolleure darzustellen.

Die Kontrollpflichten mit gesetzlichen Grundlagen

Funktion 155

Vorstande haben nach § 91 Abs. 2 AktG ein Uberwachungssystem einzurichten,
damit dem Fortbestand der Gesellschaft geféahrdende Entwicklungen friih erkannt
werden. Diese Legalitatspflicht der Geschaftsleiter umfasst die Pflicht zum eige-
nen legalen Verhalten und zusétzlich die Legalitatskontrolle Gber die Angestellten
des Unternehmens sowie die wechselseitige Kontrolle unter Vorstandsmitgliedern
fur vorstandsressortfremde Pflichten (VG Frankfurt, Urteil vom 8. Juli 2004, 1 E
/363/03 (1) - Stille Lasten oder der ungeeignete Vorstand). Aus dem deutschen
Corporate Governance Kodex Ziffer 4.1.3 ergibt sich, dass der Vorstand fur die
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmung zu sorgen hat und auf deren Beachtung
durch die Konzernunternehmen hinwirkt.

Vorstandsmitglieder haben auch die Pflicht zur gegenseitigen Kontrolle. Es gilt das
Vier-Augen-Prinzip nach § 77 AktG. Die Pflicht zur gegenseitigen Uberwachung der
Vorstandsmitglieder wird mit der Gesamtverantwortung des Vorstands begrlindet.
Bei Auffalligkeiten im Rahmen der gegenseitigen Kontrolle ist der Gesamtvorstand
und der Aufsichtsrat einzuschalten. Die Oberaufsicht der Organe stellt die Aufsicht
Uber die Aufsicht dar. Es ist die Kontrolle der Kontrolleure. Die Oberaufsicht muss
selbst immer wieder kontrolliert werden, ob sie geeignet, vollzogen oder verbesse-
rungsbeddrftig ist.

Aus 21.251 Rechtsnormen lassen sich 233 einzelne gesetzlich geregelte Kon-
trollpflichten unterscheiden. Sie sind im Managementsystem als eigene Pflich-
tenkategorie Nr. 37 erfasst und gesammelt.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
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14.2.

Die Pflicht von Vorstédnden und Geschéftsleitern zur
Legalitatskontrolle nach der Rechtsprechung

Funktion 156

Weitere Kontrollpflichten insbesondere zur Oberaufsicht durch Vorstande und
Geschaftsleiter hat die héchstrichterliche Rechtsprechung von Reichsgericht und
Bundesgerichtshof entwickelt. Insgesamt lassen sich 10 klassische Félle unter-
scheiden, aus denen sich konkretisierte Pflichten zur Oberaufsicht der Geschafts-
leiter zu entnehmen sind. Sie geben den Mafstab vor, nach dem die Oberaufsicht
in Unternehmen zu organisieren ist, um den Vorwurf des Organisationsverschul-
dens zu vermeiden, wenn es zu Schaden durch Kontrollfehler kommt.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Erstmals hat das Reichsgericht die Aufsichtspflicht des Geschéftsherrn im Kut-
scherurteil von 1911 (RG, 14.12.1911 - VI 75/11, RGZ 78, 107) konkretisiert und
den ,dezentralisierten Entlastungsbeweis“ zugelassen. Danach kann der Ge-
schéftsherr seine Pflicht zur Aufsicht auf hdhere Angestellte delegieren, wenn er
zur personlichen Kontrolle wegen der Gré3e des Unternehmens nicht mehr in der
Lage ist. Die zur Kontrolle beauftragten Angestellten muss er sorgfaltig auswahlen
und tiberwachen. Durch die Delegation der Aufsichtspflicht wird er nicht von seiner
Pflicht zur Oberaufsicht frei. Er muss allgemeine Aufsichtsanordnungen als gesetz-
licher Vertreter des Unternehmens treffen und damit vorgeben, wie die praktische
Aufsichtstatigkeit durch die Aufsichtsperson auszufiihren ist. Die Aufsichtsperson
fuhrt die Aufsicht nach Weisung des Geschéaftsleiters. Ist die allgemeine Aufsichts-
anordnung fehlerhaft oder ungeeignet, haftet das Organ ohne Entlastungsmog-
lichkeit. Ist die allgemeine Aufsichtsanordnung fehlerfrei und kommt es trotzdem
zum Schaden durch Aufsichtsfehler der Aufsichtsperson, kann er sich durch den
Nachweis der sorgfaltigen Aufsicht und Auswahl entlasten. Delegationsfahig ist
die praktische Durchftihrung der Aufsicht. Nicht delegationsfahig ist die allgemei-
ne Aufsichtsanordnung. Fehlerhaft ist die Aufsichtsorganisation dann, wenn sie
den Risikofaktor der menschlichen Unzuverldssigkeit nicht berlcksichtigt. Die
allgemeine Aufsichtsanordnung muss das Organ selbst kennen, Gberprifen, fort-
laufend kontrollieren und erforderlichenfalls verbessern. Die Oberaufsicht bleibt
Chefsache. Die Rechtsprechung hat die Oberaufsichtspflicht weiter konkretisiert
(RGv. 18.04.1914 - 55/14 VI, RGJW 1914, 759 - Warenhaus-Urteil). Der Wirkungs-
kreis des jeweils Verantwortlichen ist zu umschreiben. Im Asphaltvertiefungs-
Urteil (RG v. 27.11.1916 - VI 275/16, RGZ 89, 136) ist durch die angeordnete Auf-
sicht sicherzustellen, dass die Aufsichtsanordnung vollzogen wird, angemessen
ist, fortlaufend erprobt wird, ihre Eignung zur Kontrolle sichergestellt ist und die
zur Aufsicht bestellten Angestellten kontrolliert werden. Die bloRe Bestellung
zuverlassiger Personen ohne weitere Kontrollen reicht nicht aus. Versagt die jewei-
lige Aufsichtsperson, haben die Organe die Pflicht zum eigenen Eingriff und zum
personlichen Krisenmanagement, wozu es gehort, nicht beherrschbare Risiken
abzufragen, sich melden zu lassen und selbst aktiv einzugreifen.

Im Fuhrwerk-Urteil (RG v. 19.2.1923 - |V 427/22, RGJW 1923, 1026) und Klein-
bahn-Urteil (RGv. 12.1.1938 - VI 172/37, RGJW 1938, 1651) verlangt das Gericht
zur Oberaufsicht die Fahigkeit, Anordnungen zu treffen, die geeignet sind, dro-
hende Sch&dden abzuwenden, dazu die Risikosituation einzuschatzen, die Kon-
trolle anzuordnen, ob die Anordnungen auch geeignet ist, drohende Risiken abzu-
wenden, ob die Risikoabwehr funktioniert, vollzogen wird und verbessert werden
kann. Verletzt ist die Pflicht zur Oberaufsicht dann, wenn das Organ den gesamten
technischen Betrieb den angestellten Betriebsdirektoren unterhalb der Organebe-
ne zur selbstandigen Erledigung Uberlasst und die Betriebsleitung selbststandig
schalten und walten kann.

Im Presseangriffs-Urteil des BGH vom 10.05.1957 — 1 ZR 234/55, BGHZ 24 (1957),
S. 200) wurde die Oberaufsichtspflicht dahingehend konkretisiert, dass Entschei-
dungen von groBer Tragweite dem Organ zur Entscheidung vorzulegen und
ausschlieBlich dem Organ zu iiberlassen sind. Die Vorlagepflicht wird bei allen
Entscheidungen mit ruindsen Wirkungen und drohenden GroBschaden ausgeldst,
insbesondere wenn sie fiir den Betroffenen einen UlbermaBigen Eingriff bedeuten.

Im Besitzdiener-Urteil vom 09.02.1960 (BGHZ 32 (1960), 53) wird die bisherige
Rechtsprechung zur Oberaufsicht ausdricklich bestatigt.

Im GieBerei-Urteil (BGH v. 28.10.1958 - VI ZR 176/57, VersR 1959, 104) hat der
BGH zur Oberaufsichtspflicht fir einen Produktionsbetrieb konkretisiert, dass die
Fertigungskontrollen im Zeitpunkt des Schadenseintritts zuriickverfolgt wer-
den miissen, und zwar so, dass fiir den Zeitpunkt des Schadeneintritts ermit-
telt werden kann, wer ein defektes Teil kontrolliert hat. Da ein Schadensein-
tritt immer an einem ungewissen Zeitpunkt droht, ist eine standige Kontrolle
einzurichten und zu dokumentieren. Die Fertigungskontrolle ist durch die Auf-
sichtsanordnung so zu organisieren, dass die Kontrollen als auch die Aufsicht tber

Bemerkungen:
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die Kontrollen fir jeden eventuellen Schadensfall nachvollzogen und vorgetragen
werden kann.

Nach dem Propagandisten-Urteil (BGH v. 13.12.1960 - VI ZR 42/60, NJW 1961
455) des BGH gehort konkret zur Oberaufsichtspflicht beim Einsatz gefahrlicher
Gerate die Gebrauchsanweisung zu beachten und die Risikofriiherkennungs-
pflicht zu erfiillen, noch bevor ein Missstand zu beobachten ist. Risiken sind
keine beobachtbaren erkennbaren Tatsachen, sondern Fiktionen, namlich Ergeb-
nisse aus Schlussfolgerungen aufgrund von Erfahrungen lber Schadensverldufe,
die sich aus Gebrauchsanweisung und Datenblattern entnehmen lassen. Auch la-
tente Risiken sind zu erfassen und abzuwenden.

Nach dem Schubstreben-Urteil (BGH v. 17.10.1967 - VI ZR 70/66, NJW 1968
247) des BGH gehértes zur Oberaufsichtspflicht jeden verantwortlichen Pflich-
tentrager mit Namen zu benennen und im Vertreterplan einen namentlich ge-
nannten Ersatzmann vorzuhalten. Damit wird verhindert, dass der Entlastungs-
beweis flr alle Belegschaftsmitglieder im Schadensfall geftihrt werden muss.

Die Erfiillung von Kontrollpflichten von Betriebsleitern und
Fiihrungskraften durch die Oberaufsichtsmaske

Funktion 157

Kontrollpflichten werden mit den Kontrollfunktionen des Managementsystems
,Recht im Betrieb” erflllt. Der Inhaber eines Betriebes kann zwar seine Inhaber-
pflichten auf Vertreter delegieren, seine Betriebsleiter oder sonstige Fuhrungs-
krafte nicht nur Vorstande und Geschéaftsfihrer als Organe, sondern auch ihre
Betriebsleiter missen ein Interesse haben, RechtsversttéBe zu vermeiden. Die
Rechtsgrundlagen der Kontrollpflichten ergeben sich aus folgenden Vorschriften.
Vorstande haften neben ihren gewillkiirten Vertretern, den Betriebsleitern und
sonstigen Fuhrungskraften nach § 130 OWiG, weil sie eine Zuwiderhandlung nicht
verhindert oder wesentlich erschwert haben. Sie haften nicht fir den Rechtsver-
stoB als solchen, sondern nach § 130 OWiG, weil sie ihn nicht verhindert oder er-
schwert haben. Sie haften fiir ein Organisationsverschulden. Jeder im Unterneh-
men, der seine Pflichten delegiert, muss deren Erflllung
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auch kontrollieren oder aber haften und zwar auch neben denjenigen, denen er
seine Pflichten zur Erfillung Ubertragen hat. Nach § 130 OWiG ist immer der In-
haber eines Betriebes verpflichtet. Es handelt sich um ein Sonderdelikt flr den
speziellen Taterkreis der Unternehmensinhaber. Nach § 9 OWiG werden die Ver-
treter der Inhaber jedoch genauso verantwortlich gemacht wie die Inhaber selbst.
Der Taterkreis wird auf die Vertreter der Unternehmensinhaber ausgeweitet. Eine
Sanktionslicke soll verhindertwerden. Der Betriebsleiter wiirde Verantwortung tra-
gen, ware aber kein Inhaber. Der Inhaber ware zwar verpflichtet als Inhaber, hatte
aber die Verantwortung, die Zuwiderhandlung zu verhindern oder zu erschweren,
auf seine Vertreter delegiert. Um diese Sanktionsliicke zu schlieBen, bestimmen
§ 9 Abs. 2 OWiG und § 14 Abs. 2 StGB, dass die Vertreter eines Inhabers genauso
haften, wie der vertretene Inhaber selbst. Der Betriebsleiter hat dieselbe Pflicht
wie der Inhaber, nach § 130 OWiG, Zuwiderhandlungen zu verhindern oder we-
sentlich zu erschweren, indem er AufsichtsmaBnahmen und entsprechende Kon-
trollen anordnet. Jeder der Pflichten delegiert hat, ist zur Kontrolle verpflichtet,
ob die delegierten Pflichten auch erflllt werden. Der Inhaber muss die Kontrolle
seiner Aufsichtspersonen organisieren. Den Inhaber trifft auch nach der Delegati-
on der Aufsichtspflicht eine Organisationspflicht, ndmlich die Aufsicht Giber diese
Aufsicht in Form der Oberaufsicht. Aus seiner urspriinglichen Rechtspflicht wird
eine Kontrollpflicht und aus der delegierten Kontrollpflicht wird eine Organisati-
onspflicht, namlich die Kontrollen tber die Erflllung seiner urspriinglich delegier-
ten Pflichten zu organisieren. Nach § 130 OWiG wird die Haftung fir eine Zuwi-
derhandlung durch eine Fihrungskraft der juristischen Person zugerechnet. Mit
den §§ 9, 130 und 30 OWiIG soll verhindert werden, dass sich Unternehmen als
juristische Person ihrer eigenen Verantwortung durch die Delegation ihrer Pflich-
ten auf Angestellte entziehen, sodass im Ergebnis das Unternehmen der Haftung
entgeht, wenn es zu einem Rechtsversto gekommen ist und dem Geschéadigten
ein mittelloser Angestellter als Ersatzpflichtiger bleibt.

Diese Rechtslage der liickenlosen Haftung flr alle Beteiligten vom Inhaber tber
die Organe und Betriebsleiter muss zu der Einsicht fihren, dass keiner der Haf-
tung entrinnen kann, weder das Unternehmen noch seine Vorstdnde noch seine
Betriebsleiter und dass deshalb jeder ein eigenes Interesse daran haben muss,
Rechtspflichten eines Unternehmens einzuhalten und im Ergebnis die Oberauf-
sicht zur organisieren.

Die Stabskontrolle durch die Beauftragten
mit Nachkontrollen und E-Mail Funktion

Funktion 158

Mit der Kontrollverwaltungsmaske kann der Stab kontrollieren, ob entsprechend
dem Erledigungsvermerk der Verantwortliche seine jeweilige Pflicht erflllt hat. Das
Kontrollergebnis kann er im Textfeld zum Kontrollvermerk erstens festhalten, zwei-
tens per E-Mail den Erflller, Betriebsleiter, Vorstand und Geschaftsleitung Gber die
nicht erflllte Pflicht informieren. Es kénnen Nachkontrollen und Mangelanzeigen
fur den verpflichteten Erflller vorgesehen werden. Die Kontrollergebnisse und die
Haufigkeit der Nachkontrollen werden protokolliert.

Mit der E-Mailfunktion kénnen Erflller, Betriebsleiter und Geschéftsflihrer Gber
die Kontrollergebnisse informiert werden. Die Emails konnen wahlweise an die Be-
teiligten verschickt werden. Je nach Bedeutung des Kontrollergebnisses ist auch
der Vorstand oder Geschaftsflihrer zu informieren. In den Emails soll berichtet wer-
den, ob die Pflicht erfiillt wurde, ob sich bei der Kontrolle Verbesserungsvorschla-
ge ergeben und schlieBlich ob die Pflicht auch weiterhin geeignet ist, ihren Zweck
zu erflllen, ein spezielles Risiko abzuwehren. Diese Funktion erfullt die Organisa-
tionspflicht der Geschéaftsleiter, ein Informationssystem zu unterhalten, damit der
Geschaéftsleiter die Eignung der konkreten Pflichten zur Risikoabwehr tberwachen
und eventuell korrigieren kann. Das Organ erfllt seine Informationsbeschaffungs-
pflicht durch die Anweisung der regelmaBigen Berichterstattung tiber Unregelma-
Rigkeiten und besondere Vorkommnisse in Unternehmen.

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

159



14.5.

160

Die Linienkontrolle durch Fiihrungskréfte

Funktion 159

Der Linienkontrolleur kontrolliert samtliche Pflichten, die er als Vorgesetzter an an-
dere Mitarbeiter delegiert hat. Er dokumentiert sein Kontrollergebnis im Textfeld
Kontrollvermerk®. Der Kontrollvermerk wird in der Kontrollibersicht auf der Kon-
trollmaske angezeigt. Der Erflller dokumentiertim daflr vorgesehenen Textfeld fir
den Erledigungsvermerk in der Wiedervorlage, dass die Pflicht erfillt ist. Der Erle-
digungsvermerk wird automatisch auf die Kontrollmaske fir die Linienkontrolleure
und die Beauftragten als Erklarung des Erflllens tber die Einhaltung der Pflicht
abgebildet Nach § 6 Abs. 4 UmweltHG begriindet schon der Nachweis der Kon-
trolle die Vermutung, dass die Pflicht erfillt ist, selbst wenn sie nicht eingehalten
worden ware. Durch die Vermutungswirkung wird die Beweislast umgekehrt. Dem
Unternehmen musste bewiesen werden, dass die Rechtspflicht nicht eingehalten
wurde. Kontrollen und vor allem ihre Dokumentation sind zu empfehlen. Nach § 93
Abs.1 S. 2 AktG tragt der Vorstand die Beweislast, wenn streitig ist, ob er die Sorg-
falt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschéftsleiters angewandt hat. Kann
er durch die Dokumentation seine Kontrollen nachweisen, wird der Nachweis des
Organisationsverschuldens erschwert.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Pauschales Anlegen von Kontrollen

Funktion 160

Fur geblndelte Pflichten zur optimierten Pflichtenverwaltung bietet das System
die Moglichkeit, Stabskontrollen und Linienkontrollen in der Pflichtenliste pau-
schal anzulegen. Mit einem Klick kann unter einem bestimmten Datum eine Kon-
trolle vorgesehen werden. Es kénnen auch Pflichten eines bestimmten Themen-
und Rollenprofils angezeigt und pauschal verwaltet werden.

14.6.1. Pauschale Kontrollen

Funktion 161

In der Web-Version lassen sich Kontrollen auch pauschal abarbeiten. Der Kontrol-
leur kann dadurch einen gemeinsamen Kontrollvermerk flr Pflichten anlegen, die
sich in verschiedenen Betriebsteilen des Unternehmens wiederholen. Diese Funk-
tion ermdoglicht es Mitarbeitern mit besonderer Fachkunde fir bestimmte Pflich-
tenkategorien die Kontrollen optimiert durchzuftihren.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Funktion 162

Fur jede nichterfillite Pflicht kbnnen Nachkontrollen geplant, durchgefihrt und do-
kumentiert werden. Der Linienkontrolleur kann sich in einer Ubersicht den Status
seiner Kontrollen und Nachkontrollen anzeigen lassen. Die Anzeigen kann er auch
auf einzelne Erflller beschranken.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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14.6.3. Nachkontrollen durchfiihren

Funktion 163

Der Linienkontrolleur dokumentiert die Ergebnisse seiner Nachkontrolle im Text-
feld , Kontrollvermerk®. Der Kontrollvermerk wird im System auf der Kontrollmaske
und in der Kontrollibersicht angezeigt.

14.7. Anzeige der Ubersicht iiber alle Kontrollvorgénge

Funktion 164

Die Datenbank ermoglicht es, alle Kontrollvorgénge abzurufen. In der Kontroll-
Ubersicht kann nach Erfillern, Betriebsteilen, Kontrolleuren und durchgefihrten
Kontrollen gesucht werden.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein
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Die Organoberaufsicht sowie die gegenseitige Kontrolle von
Vorstanden nach dem Prinzip der Gesamtverantwortlichkeit

Funktion 165

Die Organoberaufsichtsmaske liefert samtliche Angaben, die Vorstande und Ge-
schéftsfihrer zur Oberaufsicht benttigen. Die Oberaufsichtsmaske bildet die
Aufsicht Giber die Aufsicht im Unternehmen ab. Mit geringstem Aufwand und auf
einen Blick kdnnen Vorstande an der Maske ablesen, ob die zu prifenden Rechts-
normen und Rechtspflichten geprift sind, ob die als einschlagig festgestellten
Rechtspflichten delegiert, erfillt, auf Erflllung kontrolliert und vor allem, mit wel-
chem Ergebnis sie kontrolliert wurden. Sind Pflichten tberféllig und nicht erflllt
und wurden sie kontrolliert, werden in der Oberaufsichtsmaske diese Pflichten rot
hinterlegt. Durch Anklicken der rot hinterlegten Markierungen lasst sich feststel-
len, welche der Verantwortlichen seine Pflichten nicht erfullt hat.

Per E-Mail kann der Vorstand die Einhaltung und Kontrolle der Pflichten durch
einfaches Anklicken der rot hinterlegten Pflichten anmahnen. Der Vorstand kann
feststellen, ob seine Aufsichtsanordnung zur Kontrolle geeignet ist, praktiziert wird
oder verbessert werden muss, wenn sich Fehler bei der Priifung einschlagiger
Pflichten, beim Delegieren, Erfiillen oder Kontrollieren zeigen. Mit dem Aufrufen
der Oberaufsichtsmaske, seinen Reaktionen per E-Mail dokumentiert das Organ
gleichzeitig die Erflllung seiner Oberaufsichtspflicht. Jede Kontrolle der Auf-
sichtsorganisation lasst sich durch den Ausdruck der Maske dokumentieren und
als Nachweis fir die Erfiillung seiner nicht delegierbaren Oberaufsichtspflicht auf
Vorrat speichern.

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Die Oberaufsichtsmaske lasst sich auch von Betriebsleitern und Fihrungskraften
mit Kontrollpflichten in gleicherweise nutzen. Die Betriebsleiter kénnen die Ober-
aufsicht auf Betriebsteile konzentrieren, fir die sie verantwortlich sind.
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Die Oberaufsichtsmaske kann ebenfalls von Stabs- und Linienkontrolleuren ge-
nutzt werden.

Das Verwaltungsgericht Frankfurt hat hervorgehoben, dass Aufsichts- und Kon-
trollsystem nicht nur schriftlich zu fixieren sind, sondern auch tatsachlich prak-
tiziert werden mussen (VG Frankfurt am Main, 08.07.2004 - | E 7363/03 (1) WN
2004, 2157 - Stille Lasten oder der ungeeignete Vorstand). Die Oberaufsichts-
maske eignet sich zur Praxis der gegenseitigen Kontrolle unter Vorstanden. Die
einzelnen Vorstandsressorts kdnnen als Betriebsteile benannt werden. Die Vor-
standspflichten kénnen an einen Vorstand namentlich delegiert werden. Uber die
Oberaufsichtsmaske kann abgerufen werden, welches Vorstandsmitglied welche
Pflichten in seinem Vorstandsressort, als Betriebsteil benannt, zu erfillen hat.
Uber die Kontrollfunktion kénnen Kontrollpflichten an einzelne Vorstandsmit-
glieder wechselseitig zugewiesen werden, sodass auch jederzeit abgefragt wer-
den kann, welches Vorstandsmitglied welche Pflichten eines anderen Mitglieds
zu kontrollieren hat und vor allem, ob diese Kontrollpflichten auch erftllt wurden.
An das Gremium des Gesamtvorstands kdnnen ebenfalls bestimmte Pflichten zur
gemeinsamen Entscheidung und Erfillung delegiert werden. Die Oberaufsichts-
maske bildet die Erfiillung aller Pflichten ab und gibt jederzeit Auskunft tber das
Rechtsrisiko, das Pflichten nicht geprift, nicht delegiert, nicht aktualisiert und
nicht kontrolliert sind. Mit jedem Ausdruck, der mit dem Datum versehenen Ober-
aufsichtsmaske, sichert sich der Vorstand Beweise, daflir, dass er seine Informa-
tions-, Kontroll- und Eingriffspflichten erflllt hat, die er nicht delegieren kann und
hochstpersdnlich erflillen muss. Nach § 93 Abs. 2 Satz 2 AktG tragt er die Be-
weislast, ob er seine Pflichten als Geschéaftsleiter erfillt hat. Mit der Nutzung der
Oberaufsichtsmaske vermeidet er seine eigene Beweisnot und damit im Ergebnis
seine Haftung.

Die Dokumentationspflichten

Funktion 166

Samtliche organisatorische MaBnahmen sowie die Erfillung aller Pflichten sind
zu dokumentieren. Die Organe der Unternehmen tragen die Beweislast nach
§ 93 Abs. 2 Satz 2 AktG. Sie mussen zur Vermeidung ihrer Beweisnot Beweise
auf Vorrat Uber die Erfullung der Pflichten im Unternehmen dokumentieren. Die
Pflicht zur standigen Dokumentation wird auBerdem begriindet durch die Recht-
sprechung zur Beweislastumkehr (BGH vom 6.9.1958 in BGHZ 51, 91 - Huhner-
pest-Entscheidung; BGH vom 04.11.2002 NJW 2003 S. 358 - Kurzarbeiter-Fall
fur GmbH-Geschaftsfuhrer). Der Gesetzgeber hat in einer Vielzahl von Rechtsvor-
schriften Dokumentationspflichten vorgeschrieben. Die Pflichtenkategorie ,,Do-
kumentationspflichten“ Nr. 19 umfasst 6.181 Dokumentationsvorschriften, davon
sind 941 Pflichten strafbewehrt, 5.056 wiederkehrende Pflichten und 398 einma-
lige Dokumentationspflichten. Der Umstand, dass der Gesetzgeber strafbewehrte
Dokumentationsvorschriften vorschreibt, zeigt, dass der Dokumentation eine er-
hebliche Bedeutung beigemessen wird.

Bemerkungen:
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Das Arbeitsschutzrecht enthélt 338 Dokumentationspflichten, wovon 38 strafbe-
wehrt sind. Im Abfallrecht finden sich 133 Dokumentationspflichten, wovon 54
strafbewehrt sind. Im Wasserrecht sind 208 Dokumentationspflichten geregelt,
wovon 54 strafbewehrt sind. Im Geratesicherheitsrecht finden sich 96 Dokumen-
tationspflichten, wovon 16 strafbewehrt sind. Im Anlagensicherheitsrecht sind 56
Dokumentationspflichten geregelt wovon 7 strafbewehrt sind.

International gilt das Grundprinzip ,,not documented not done* (Sarbanes-Oxley
Act section 404). Zu den Anforderungen im Umweltmanagement zahit die Doku-
mentationspflicht der DIN ISO 37301 Nziff.6.4,7.5,9.1.5.,,alle Aufzeichnungen
aufzubewahren®. Vorstande einer Aktiengesellschaft haben die Sorgfalt eines
gewissenhaften Geschéftsleiters anzuwenden. Verletzen sie diese Pflichten, sind
sie der Gesellschaft zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamt-
schuldner verpflichtet. Ist dies streitig, tragen sie daftir nach § 93 Abs. 2 Satz 2
AktG die Beweislast. Das gleiche gilt flir Geschaftsfihrer einer GmbH (BGH v.
04.11.2022 - 11 ZR 224/00, BHGZ 152, 280 - Kurzarbeiter-Urteil zur Beweislastum-
kehr beim GmbH-Geschéftsfihrer). Danach miissen Vorstande und Geschéfts-
flihrer beweisen, dass sie ihre Pflichten nicht nur kennen, sondern auch ein-
gehalten haben. Gelingt dieser Beweis nicht, wird vermutet, dass der Schaden
durch eine Pflichtwidrigkeit des Vorstands oder Geschéftsfiihrers verursacht
wurde. Im Zweifel tragen danach Vorstande oder Geschéftsfuhrer die Schuld am
Schaden. Der Grund firr die Beweislastumkehr ist der Beweisvorsprung der Ge-
schéftsleiter. Sie sind Insider im Unternehmen, wahrend Geschéadigte in der Regel
auBerhalb des Unternehmens stehen und deshalb keine Beweise aus dem Unter-
nehmen beschaffen kdnnen. Weder Zeugen noch Dokumente sind AuBenstehen-
den zuganglich.

Im Ubrigen ist eine schriftliche Dokumentation oder die Dokumentation auf elek-
tronischen Medien im Vergleich zu dem klassischen Beweismittel eines Zeugen
das eindeutig bessere Beweismittel. Haben Vorstdnde oder Geschaftsfihrer kei-
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ne Dokumentation als Beweismittel, sind sie auf die Gunst ihrer Mitarbeiter in der
Gesellschaft angewiesen und kénnen als disziplinarische Vorgesetzte in der Regel
nicht mit wohlwollender Unterstitzung der Untergebenen rechnen. Die perso-
nenunabhéngige Dokumentation ist das eindeutig beste Beweismittel fiir Ge-
schéftsleiter. Eine Datenbank speichert alles, vergisst nichts, ist ein digitales
Gedachtnis ohne Schwund und Schwéchen, speichert nur die Wahrheit und ist
frei von Gefiihlen und damit der verldsslichste Zeuge fiir Geschéftsleiter in ihrer
Beweisnot.

Die Entlastungswirkung der Dokumentation

Funktion 167

Die Dokumentation der Erflllung der Geschéftsleiterpflichten entlastet von einer
Vielzahl moglicher Vorwdurfe.

Die Dokumentation als Beweis gegen den
Unterlassungsvorwurf

Funktion 168

Erstens entlastet eine Dokumentation vom Vorwurf eines eventuellen Unterlas-
sungsdelikts. Nahezu ausnahmslos werden im Unternehmen Unterlassungsde-
likte zum Vorwurf gemacht, namlich durch Untéatigkeit und Unterlassen Pflichten
nicht erflllt zu haben. Wer durch die Dokumentation jedoch nachweisen kann,
dass er seine Pflichten im Unternehmen kennt und erflllt hat, kann diesen poten-
tiellen Vorwurf des Unterlassens entkréaften.

16.3 Die Dokumentation als Nachweis
der Unvermeidbarkeit eines Verbotsirrtums

Funktion 169

Unvermeidbar ist zweitens ein Verbotsirrtum nach § 17 StGB schon dann, wenn
der Beschuldigte Rechtsrat eingeholt hat und selbst unter Gewissensanspannung
dartber nachgedacht hat, ob sein Verhalten rechtlich geboten ist. Kann er dies

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_!/nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_!/nein

15.4.

15.5.

15.6.

durch eine entsprechende Dokumentation nachweisen, dass er nach Pflichten
recherchiert und selbst darliber nachgedacht hat, kann er die Unvermeidbarkeit
seines Irrtums nachweisen und auf Straffreiheit oder Strafmilderung hoffen. Ohne
Dokumentation fehlt schon die Chance zum Nachweis der Unvermeidbarkeit eines
Verbotsirrtums bei der Verkennung einer Rechtslage.

16.4 Die Entlastung vom Vorwurf
des Organisationsverschuldens

Funktion 170

Durch die Dokumentation mit allen Funktionen des Managementsystems soll
der drohende Vorwurf des Organisationsverschuldens widerlegt werden. An die-
sem Zweck missen sich Managementsysteme messen lassen. Bekannte Orga-
nisationsrisiken sind durch Organisationspflichten abzuwenden. Der Zweck des
Managementsystems l&sst sich an seiner Entlastungswirkung messen. Es muss
bei geringstem Aufwand héchstmogliche Entlastungswirkung erzielen. Vor allem
muss die Legalitatspflicht der Geschéaftsleiter und ihre Pflicht zur Legalitatskon-
trolle erfillt werden kénnen.

Der Entlastungsbeweis lasst sich insbesondere durch das Managementsystem
Recht im Betrieb durch den Nachweis der Erfullung der Risikofriherkennungs-
pflicht fuhren, die sich aus § 91 Abs. 2 AktG ergibt, den Fortbestand der Gesell-
schaft gefdhrdende Entwicklungen friih zu erkennen, wozu GesetzesverstéBe zah-
len (Begrindung Regierungsentwurf BegrReGE KonTrAG, BT-Drs. 13/9712, S. 16).

Der Entlastungsbeweis nach § 831 BGB

Funktion 171

Mit dem Managementsystem kann auBerdem der Entlastungsbeweis eines Ge-
schéaftsherrn nach § 831 Abs. 1 BGB gefihrt werden. Der Geschéftsherr haftet
grundsatzlich fur den Schaden, den ein Verrichtungsgehilfe in Ausfihrung seiner
Verrichtung einem Dritten widerrechtlich zufligt. Von dieser Haftung kann sich der
Geschaftsherr entlasten, wenn er die sorgféltige Auswahl und Uberwachung sei-
nes Angestellten nachweisen kann.

Der Entlastungsbeweis fiir den Normalbetrieb
nach § 6 Abs. 4 UmweltHG

Funktion 172

Mit dem Managementsystem lasst sich der Entlastungsbeweis fiir den Normalbe-
trieb nach § 6 Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG) fihren. Auch hier handelt es
sich um eine gesetzlich geregelte Beweislastumkehr durch den Normalbetriebs-
nachweis. Nach § 6 Abs. 1 UmweltHG wird die Verursachung eines Schadens
schon dann vermutet, wenn eine Anlage geeignet ist, den entstandenen Schaden
zu verursachen. Vor diesem Risiko kann sich ein Unternehmen nur durch den
Normalbetriebsnachweis schiitzen. Nach § 6 Abs. 2 UmweltHG muss das Unter-
nehmen den bestimmungsgemaBen Betrieb nachweisen, dass es namlich die
besonderen Betriebspflichten eingehalten hat und keine Stérung des Betriebs
vorliegt . Zu den besonderen Betriebspflichten zahlen nach § 6 Abs. 3 UmweltHG
samtliche oOffentlich-rechtlichen Pflichten, die sich aus verwaltungsrechtlichen
Zusagen, Auflagen, Anordnungen und Rechtsvorschriften ergeben. Mit dem Ma-
nagementsystem Recht im Betrieb lasst sich der Normalbetriebsnachweis fiih-
ren. Nur wenn sémtliche 6ffentlich-rechtlichen Pflichten ermittelt und erfullt sind,

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

/ nein

/ nein

169


https://rack-rechtsanwälte.de/upload/Vergleich der Leistungen des CMS/BT Drs. 13 9712%2C S. 15%2C Gesetzentwurf zur Kontrolle und Transparenz um Unternehmensbereich.pdf

15.7.

15.8.

170

gelingt der Normalbetriebsnachweis. Der Gesetzgeber wollte mit der Regelung in
§ 6 Abs. 2 UmweltHG einen starken Anreiz schaffen, alle 6ffentlich-rechtlichen
Betriebspflichten einzuhalten und durch eine fortlaufende Dokumentation zu be-
weisen. Nach § 6 Abs. 4 UmweltHG schafft der Gesetzgeber einen Anreiz, die im
Betrieb geltenden Kontrollpflichten, insgesamt 192, einzuhalten und deren Voll-
zug zu dokumentieren. Mit diesem Normalbetriebsnachweis der Einhaltung aller
Betriebspflichten wird die Ursachenvermutung nach § 6 Abs. 1 UmweltHG wider-
legt. Werden die Kontrollpflichten eingehalten, wird die Erfllung der kontrollierten
Pflichten gesetzlich vermutet.

Der Entlastungsbeweis fiir zivilrechtliche Verkehrspflichten
oder die Pflicht zur Selbstregulierung durch Dokumentation

Funktion 173

Selbst wenn Pflichten eingehalten sind und trotzdem ein Schaden verursacht wur-
de und sogar der Normalbetriebsnachweis gelungen ist, kann ein Unternehmen
trotzdem haften, weil es zivilrechtliche Verkehrssicherungspflichten verletzt und
dadurch einen Schaden verursacht hat. Abzuwenden sind die zivilrechtlichen Ver-
kehrssicherungspflichten. Die Priifung dieser Verkehrssicherungspflichten zahit
zu den Voraussetzungen eines Entlastungsbeweises, um den Vorwurf des Orga-
nisationsverschuldens zu vermeiden. Ein Unternehmen ist zur Selbstregulierung
dann verpflichtet, wenn Risiken im Unternehmen verursacht werden, vom Un-
ternehmen beherrscht werden kénnen und das Unternehmen davon profitiert.
Dies ergibt sich aus der Kupolofen-Entscheidung des BGH v. 18.09.1984 - VI
/R 223/82 (BGHZ 92, S. 143). Der BGH geht davon aus, dass nicht alle Risiken
gesetzlich geregelt sind, weil der Gesetzgeber nicht sémtliche Schadensrisiken
eines Unternehmens erfassen kann. Ist in einem Unternehmen ein spezielles Ri-
siko zu erkennen, muss es durch eigene Verkehrspflichten die Risiken abwenden
und kann nicht auf fehlende gesetzliche Regelungen oder fehlende Verwaltungs-
anweisungen verweisen.

Der Entlastungsbeweis zur Nachriistungspflicht bei unter-
schiedlichen Sicherheitsstandards durch Dokumentation

Funktion 174

Trotz unklarer Schadensursache muss ein Unternehmen in der Lage sein, die Ver-
mutung eines Sachverstandigen zu widerlegen. Unterldsst ein Unternehmen Ri-
sikoanalysen und die Selbstregulierung durch Verkehrspflichten, wird das Risiko
eines Schadensersatzanspruchs begriindet, nur weil eine Vermutung einer Scha-
densursache nicht widerlegt werden kann. Dies ergibt sich aus der Hihnerpest-
Entscheidung des BGH vom 26.11.1968 (BGHZ 51, 91). Unterschiedliche Stan-
dards in der Produktion oder dem Abfullen eines Impfmittels 16sen die Pflicht zur
Nachristung aus und begriinden ein Indiz fir einen Organisationsfehler. Wer das
Risiko des Organisationsverschuldens wegen unterlassener Nachrlstung vermei-
den will, muss die Notwendigkeit von Nachristungspflichten regelmaBig priifen,
dokumentieren und darlber den Entlastungsbeweis fiihren. Auch der Hinweis auf
unzumutbare Kosten entlastet nicht von dem Vorwurf der Verletzung von Nach-
ristungspflichten (BGH-Urteil vom 26.11.1968, BGHZ 51, 92 - Hihnerpest-Ent-
scheidung).

Bemerkungen:

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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/ nein

/ nein
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Der Entlastungsbeweis zur Oberaufsicht
durch Dokumentation nach der Rechtsprechung

Funktion 175

e In stédndiger Rechtsprechung seit dem Kutscher-Urteil (RG, 14.12.1911 - VI
/5/11, RGZ 78, 107) von 1911 (siehe Rack Die rechtlichen Voraussetzungen
fir ein Compliance-Management-System*®, Compliance-Berater 8/2014, S.
280 mit weiteren Nachweisen zur standigen Rechtsprechung des RG und des
BGH) fordert die Rechtsprechung des Reichsgerichts und des BGH die Erfiil-
lung der Oberaufsichtspflicht, namlich

e die Anweisung zur praktischen Ausfihrung der Aufsicht an die dafir einge-
setzte Aufsichtsperson zu erteilen,

o die standige Uberpriifung zur Aufsichtsorganisation zu sichern,
e die Aufsichtsorganisation auf fortdauernde Eignung zu priifen,
e ihre Funktionsféahigkeit sicherzustellen,

e ihren Vollzug im Unternehmen,

¢ ihre Nachweisbarkeit durch die Dokumentation und

e die Verbesserungsmoglichkeiten fortlaufend zu priifen.

e Die Rechtsprechung zur Beweislastumkehr muss fiir Unternehmen zur Kon-
sequenz fuhren, alles im Unternehmen zu dokumentieren und Beweise auf
Vorrat anzulegen, um in einem noch ungewissen kinftigen Zeitpunkt eines
Schadensereignisses nachweisen zu kénnen,

e alle Organisationspflichten erfillt zu haben, ndmlich

e alle vorstellbaren denkbaren Risiken und alle Pflichten zur Risikoabwehr er-
mittelt,

e an Mitarbeiter namentlich delegiert,

e die Pflichten erflllt,

e ihre Erfullung kontrolliert,

e jeweils regelmaBig aktualisiert und schlieBlich

e alle Vorgénge dokumentiert zu haben.

Die Oberaufsichtsmaske als Entlastungsbeweis

zur Aufsichtsorganisationpflicht
Funktion 176

Das Managementsystem Rechtim Betrieb liefert dazu mit der Oberaufsichtsmas-
ke eine Funktion, mit der Vorstande und Geschaftsfihrer sowie ihre Beauftragten
abfragen kénnen, ob alle Pflichten ermittelt, delegiert, aktualisiert oder kontrolliert
wurden. Wenn eine der Organisationspflichten nicht erfillt ist, zeigt die Oberauf-
sichtsmaske an, dass z. B. Pflichten nicht delegiert, nicht kontrolliert und nicht
erfllt wurden. Die Oberaufsichtsmaske enthélt wiederum eine Funktion, mit de-
ren Hilfe der Vorstand oder Geschéaftsfiihrer per E-Mail abfragen kann, wie und
von wem die Pflichten zu erflllen sind. Indem der jeweilige Geschéftsleiter auf
die Anzeigen einer nicht erfillten Pflicht in der Oberaufsichtsmaske reagiert und
somit seine Reaktion automatisch dokumentiert, beweist er im Ubrigen, dass er
seine Oberaufsichtspflicht erfullt. Einzelauskinfte tber erflllte Pflichten liefert
das System Uber die Pflichtenmaske, worin abgefragt werden kann, welcher Mit-
arbeiter welche Pflicht in welchem Betriebsteil wie zu erfiillen hat. Uber die Maske

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

/ nein
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der Kontrollibersicht lassen sich die Ergebnisse der Kontrollen und Nachkontrol-
len abrufen. Das Managementsystem Recht im Betrieb liefert somit durch die
automatische Dokumentation Beweise, dass ein Unternehmen téglich in vollem
Umfang so organisiert ist, dass sémtliche Organisationsrisiken durch die Erflllung
der Organisationspflichten abgewendet werden.

Das Organisationsrisiko der Unkenntnis von Pflichten wird abgewendet durch die
Anzeige auf der Oberaufsichtsmaske,

e dass alle einschlagigen Pflichten ermittelt wurden,

e dass das Organisationsrisiko einer Verantwortungsliicke dadurch abgewendet
ist, in dem sémtliche Pflichten ausnahmslos auf Unternehmensmitarbeiter de-
legiert wurden,

e dassdas Organisationsrisiko einer Kontrollllicke durch die Anzeigen samtlicher
Kontrollen und der Kontrollergebnisse abgewendet wurde,

e dass das Organisationsrisiko mangelnder Aktualitat durch die Anzeige abge-
wendet wurde, dass samtliche Aktualisierungen, die dem Unternehmen ge-
meldet wurden, von den Verantwortlichen zur Kenntnis genommen und um-
gesetzt wurden und

e dassdas Organisationsrisiko der Beweisnot durch die Beweislastumkehr durch
die lickenlose Dokumentation ausgeschlossen wurde.

Bemerkungen:

Mit dem Einsatz der Oberaufsichtsmaske kann ein Geschéftsleiter taglich tber-
prifen, ob er in der Lage ist, den Entlastungsbeweis zu fihren, sollte durch ei-
nen RechtsverstoB ein Schaden entstanden sein. An jedem ungewissen Tag eines
Schadensereignisses in der Zukunft &sst sich der Nachweis flihren, dass es nicht
an der Organisation gelegen haben kann, weil s&émtliche Organisationspflichten
erfallt wurden.

Ein Unternehmen wird in die komfortable Lage gebracht, jederzeit einen Entla-
stungsbeweis fiihren zu kénnen, um Schadensersatzanspriiche durch Organisa-
tionsverschulden abzuwenden, wenn einmal sdmtliche vorstellbaren Risiken des
Unternehmens und die einschléagigen Rechtspflichten zur Risikoabwehr ermittelt
wurden, standig aktualisiert und systematisch fortlaufend Uberwacht werden. Ist
der einmalige Aufwand der Erstellung des einschlagigen Pflichtenkatalogs des Un-
ternehmens geleistet, reduziert sich die laufende Aktualisierung auf maximal einen
Tage im Monat im Durchschnitt pro Standort. Der Pflichtenkatalog ist in der Daten-
bank gespeichert und filtert automatisch monatlich aus der Flut aller Informationen
Uber die Rechtsanderungen die aktualisierten Pflichten, die fir den Standort ein-
schlagig sind. Ohne alle sonstigen neuen Informationen lesen und bearbeiten zu
mussen, wird trotzdem nichts bersehen. 60% des herkdmmlichen Aufwands lasst
sich einsparen. Der Filter der Datenbank reduziert den laufenden Aufwand dra-
stisch. Mit geringstmoglichem Aufwand wird das héchste Ma3 an Rechtssicherheit
fur das Unternehmen gewonnen.
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Der Schulungs-Film zum System

174

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
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Um den Einstieg ins System zu erleichtern, stellen wir einen Schulungsfilm zur Ver-
fugung, mit dem der Nutzer bei dem Einsatz des Management-Systems Recht im
Betrieb jederzeit auf detaillierte Erklarungen zuriickgreifen kann. Der Film zeigt
samtliche Masken, insbesondere wie sie zu bedienen sind, wie sie funktionieren und
aufgerufen werden, sowie welche Informationen abgefragt werden kénnen. Beo-
bachten kann man den Cursor und die einzelnen Schalter und wie sie anzusteuern
sind. Ergédnzend zum Handbuch, in denen die einzelnen Screenshots als Standbild
stehen, erlebt man die Bedienung der Masken in Echtzeit. Der Film bietet individu-
elle Schulung ohne Termine mit weiteren Nutzern und Schulungspersonen. Der Film
soll dazu beitragen, den Schulungsaufwand zu reduzieren um die Routine im Um-
gang mit dem Management-System zu steigern.

Jeder Nutzer kann sich jederzeit ohne Schulungsaufwand und ohne Absprache mit
anderen Beratern nach dem Film Einzelfunktionen vorfihren lassen. Die Funktions-
weisen sind auf derzeit 103 Kapiteln in 8 Kategorien unterteilt. Jedes Kapitel 1asst
sich einzeln und je nach individuellem Beratungsbedarf aufrufen. Sollte der Schu-
lungsfilm zu besonderen Fragen keine Auskunft bieten, werden die Rechtanwalte
des Rechtsanwaltsbiiros die Licken schlieBen und den Film um die abgefragten
Themen erweitern. Der Schulungsfilm wird sténdig weiterentwickelt. Das soll Erkla-
rungen zu neuen Funktionen im System liefern, um alle Nutzer auf dem Laufenden
zu halten. Der Schulungsfilm erlaubt das einfache Lernen Schritt fir Schritt. Erklart
wird nicht nur die Technik, sondern auch die rechtlichen Griinde fir den Einsatz
des Systems. Mit jeder einzelnen Funktion des Systems kann man Organisations-
pflichten erflllen und mit den Hilfsmitteln der Datenbanktechnik den Compliance-
Aufwand zur Erflllung der Legalitatspflicht und der Legalitatspflicht reduzieren.
Die Anforderungen des BGH nach der Wissensaufspaltungsentscheidung zum
Wissens- und Informationsmanagement werden mit der Datenbank erfillt (BGHZ
132, 30, 36, BB 1996, 924 - Wissensaufspaltungsentscheidung). Rechtserhebliche
Informationen werden im Unternehmen verfligbar gehalten und fir die Verantwort-
lichen zugénglich gemacht. Im Film wird gezeigt, wie das System zu bedienen ist,
die Masken sind animiert. Jeder Benutzer des Systems kann zu den Einzelfunkti-
onen sich Uber die Rechtsgriinde und die praktische Anwendung informieren und
jederzeit bei Bedarf den Film einschalten sowie das jeweilige Kapitel aufrufen. Auf
diese Weise bieten wir eine permanente Schulung der Nutzer, die den Film als Hilfe
einsetzen kénnen. In der Einleitung zum Schulungsvideo wird gezeigt, wie die dar-
gestellten Masken angesteuert und in einem Schnelldurchgang durchlaufen werden
kdnnen. Der gesprochene Text gibt zu dem jeweiligen Thema Auskunft und erlautert
die rechtlichen Griinde fur den Einsatz der jeweiligen Funktion. Der Film kann jeden
Nutzer auf seinem Rechner zur Verfligung gestellt werden.

KAPITELUBERSICHT SCHULUNGSFILM

EI NFUHRUNG
Einflihrung zum Managementsystem Recht im Betrieb
Ermitteln der am Standort des Unternehmens zu priifenden Rechtsnormen
Die Listensuche
Die Schnittmengensuche
Die Branchen
Priifung der Einschlagigkeit von Gesetzen im System
Die Delegation von Rechtspflichten
Der Personalwechsel
Der Vertreterplan
Die Kontrollverwaltung
Die Aktualisierung von Pflichten
Das Protokoll zur Listensuche
Die Oberaufsichtsmaske
Statistik Rechtsénderung

PFLICHTEN ERMITTELN
Alle Rechtsquellen fiir Pflichten
Urteile als Rechtsquellen
Die Pflicht zur Priifung der Rechtslage
Die Ortssatzungen
Die Genehmigungshescheide
Abgrenzung: Normen und Pflichten
Die unternehmensinternen Normen
Pflichtenrecherche im Managementsystem
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Die Hilfe zu jeder Maske

Funktion 178

Jede Maske bietet einen Hilfebutton, mit dem sich eine Hilfemaske 6ffnen lasst. Sie
zeigt, wie die Maske zu bedienen ist, welche Funktionen zur Verflgung stehen und
welchen Stellen zu klicken ist. Der Text zur Hilfemaske erklart, in welchem inhalt-
lichen Zusammenhang die Funktionen der Maske innerhalb des System stehen..

COMPLIANCE MOBIL mit iPad tiber QR Code
zur Pflichtenliste

Fur jede Organisationseinheit kdnnen wir mit der neuen Funktion Compliance-Mo-
bil einen QR-Code verbinden, der von der Kamera eines iPad‘s erkannt wird, einen
Impuls ausldst und die Pflichtenliste auf dem iPad zeigt. Die Pflichten lassen sich
anklicken, aufrufen und auf ihre Erfillung hin kontrollieren. Eine Erledigungstaste
hinter jeder Pflicht lasst sich antippen. Im System wird automatisch ein Datensatz
erstellt, wer wann welche Pflicht auf die Erflllung hin erledigt und kontrolliert hat.

Diese Funktion erleichtert den Einsatz des Pflichtenmanagementsystems erheb-
lich. Gerate, Verfahren, Stoffe, Anlagen mussen nicht mehr exakt mit der im Sys-
tem abgespeicherten Bezeichnung recherchiert und aufgerufen werden. Jeder
Mitarbeiter kann auch ohne Erfahrung und Vorkenntnisse im Betrieb die Pflichten-
liste fUr jede Organisationseinheit aufrufen. Die Verantwortlichen sind nicht darauf
angewiesen, die Bezeichnung von Stoffen, Verfahren, Anlagen in der genauen Be-

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

Bemerkungen:

/ nein

Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?

ja

/ nein

zeichnung prasent zu haben. Rechercheprobleme durch Unkenntnis der exakten
Bezeichnung werden vermieden. Auch Betriebsneulinge erkennen die Pflichtenli-
ste an einer Einheit Uber den QR-Code. Ersparen kdnnen sich die Verantwortlichen
etwaige Notizen vor Ort, um Kontrollergebnisse in die EDV am Buroarbeitsplatz
eingeben zu mussen. Die Erflllung und Kontrolle von Rechtspflichten lassen sich
mit der Funktion Compliance-Mobil und einem iPad vor Ort ohne besondere Um-
stande erledigen.

Auf dem iPad lassen sich die Pflichten aufrufen und auf ihre Erfiillung hin kontrol-
lieren. Durch Antippen des Erledigungsfelds erstellt das System einen Datensatz
zum Beweis daflr, wer, welche Pflicht, wann erfullt und kontrolliert hat.
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Leistung vergleichbar
nach Art und Umfang?
jal_!/nein

Die neue Version mit mehr Funktionen
und neuem Design in der Testphase

Funktion 180

Bemerkungen:

RECHERCHE-MASKEN VERBESSERT:

Dynamische Anzahl an Kategorien kénnen kombiniert werden. Normen oder
Pflichten kénnen pauschal auf Nachfragen gesetzt werden. Es konnen beliebig
viele Normen od. Pflichten geladen werden. Kurzinhalt der Pflicht ist im Ergebnis
einsehbar.

PFLICHTEN-VOLLANSICHT VERBESSERT:

NEU: Mehrere Erflller pro Betriebsteil kdnnen festgelegt werden. Handlungsan-
weisung und Geféahrdungsbeurteilung sind formatierbar (mit integriertem Editor).
Neuer Datei-Manager fiir Normen- und Pflichten mit Anmerkungsfeld. Anderungs-
hinweis (Ausrufezeichen) wenn der Benutzer die Pflicht bearbeitet hat.
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UBERARBEITETE UND VERBESSERTE KONTROLLEN. Bemerkungen: NEU: Historie zu einer Pflicht jetzt in einer integrierten Ubersicht inkl. Filterfunktio-

Integrierte Ubersichten fiir Wiedervorlagen, Stabs und Linienkontrollen: nalitat. An Erledigungs- und Kontrollvermerke kdnnen Prifprotokolle als Nachweis
angehangt werden.

NEU: Linien-und Stabskontrolle sind nun nahezu identisch in lhrer Funktionalitat.

Neues Design soll die Bedienbarkeit verbessern und Kontrolle vereinfachen.

PFLICHTENLISTE VERBESSERT:

NEU: Verbesserte Symbolik zeigt den Zustand von Wiedervorlagen, Stabs- und Li-
nienkontrollen an. Um eine optimale Ubersicht zu allen Pflichten zu bekommen
wurden die Suchfiltereinstellung in ein separates Flyout-Meni verschoben. Unter
weitere Kategorien lassen sich nun beliebig viele zusatzliche Filter einsetzen. In
den Ubersichten lassen sich die Vermerke einblenden.
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VERBESSERTE LISTENSUCHE: Bemerkungen: VERBESSERTES BENUTZER-ROLLENSYSTEM:

NEU: Schnittmengensuche bei der Suche in Normtexten um gezielte Treffer zu be-

NEU: Jedem Benutzer kdnnen beliebig viele Standorte zugeordnet werden. Dabei
kommen.

kdnnen sich natlrlich auch die Rollen pro Standort unterscheiden. BeispiBenutzer
Muller ist Erfuller bei Standort Darmstadt und Beauftragter und Stabs-Kontrolleur
far Standort Frankfurt. Neu ist auch, dass bei Benutzern mehrere Vertreter festge-
legt werden kdnnen.

VERBESSERTES FESTLEGEN VON VERANTWORTLICHEN:

NEU: Delegationsvorschlage flr Betriebsteile wurde erweitert um die
Funktionalitat, dass der Stab flir Rechtsgebiete festgelegt werden kann.
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VORSPRUNG DURCH ERFAHRUNG

25 JAHRE PRAVENTIVE RECHTSBERATUNG
ZUR UNTERNEHMENSORGANISATION

Ein Compliance-Management-System bezweckt die Einhaltung von Rechtspflichten
eines Unternehmens.

Rechtspflichten dienen der Abwehr von Risiken noch vor dem Schadenseintritt
Voraussetzung ist die Kenntnis aller Rechtspflichten im Unternehmen
Unkenntnis schitzt nicht vor Strafe und Haftung

Vor Unkenntnis schitzt Rechtsberatung

RECHTSBERATUNG BIETET DAS ,,COMPLIANCE-MANAGEMENT-SYSTEM
»RECHT IM BETRIEB“ — 4,5 MILLIONEN LINKS

Die VerknUpfung von Risiko und Rechtspflichten bietet einen umfassenden
Losungsvorrat.

Risiken und Rechtspflichten sind digital verlinkt.

Abrufen lasst sich aus der Datenbank 4,5 Millionen Mal, welches Risiko im Unternehmen, wel-
che Pflichten aus unterschiedlichen Rechtsgebieten begriinden. Je mehr verlinkte Rechtsinfor-
mationen gespeichert sind, umso geringer ist das Risiko, eine Pflicht zu (ibersehen, gegen sie zu
verstoBen und fur Schaden zu haften.

DESHALB KOMMT ES AUF DIE INHALTE AN

21.251 Rechtsvorschriften von EU, Bund und den Landern im Volltext monatlich aktualisiert
88.941 Paragraphen mit Pflichten

18.029 strafbewehrte Pflichten

71.211 vorformulierte Betriebspflichten

39

Musterbranchen mit standardisierterm Normen- und Pflichtenkatalog

57.433 riskante Unternehmenssachverhalte mit den zugehorigen Pflichten
2.400 Erlauterungen zu Rechtsbegriffen

7.000 Gerichtsentscheidungen im Volltext
65.911 Beitrage seit 1992

Mit Besprechungen von:

27.161 Rechtsanderungen

2.925 (Gesetzgebungsverfahren

9.843  Gerichtsentscheidungen

15.620 Fachaufsatzen

10.620 Buchneuerscheinungen

2.455 ausgewertete Gesetzes- und Ministerialblatter in 2022
1.222  ausgewertete Fachzeitschriften in 2022
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